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II. Verhandlungen. 


Nach ſtenographiſcher Aufzeichnung. 


Erſte Sitzung. 
Montag, den 31. Juli 1911. — Saal des Danziger Hofes. — 10 Ahr vormittags. 


—— ͤ— 


Vorſitzender, Oberbürgermeiſter Scholt- Danzig: Meine 
Herren!: Ich eröffne den 19. Weſtpreußiſchen Städte- 
tag. Ich teile zunächſt mit, daß der Vorſtand mich 
kooptiert hat und außerdem geſtern noch Herrn Erſten 
Bürgermeiſter Dr. Haſſe-Thorn, nachdem Herr Bürger⸗ 
meiſter Stachowitz ſein Amt niedergelegt hat. Ich 
bitte Herrn Kollegen Hartwich als Schriftführer zu 
wirken und Herrn Kollegen Dr. Haſſe die Rednerliſte 
zu führen. 

Meine ſehr geehrten Herren! Es iſt eine ſchöne 
Gepflogenheit bei unſeren Weſtpreußiſchen Städtetagen, 
daß wir vor Beginn unſerer Verhandlungen zuerſt 
unſers Kaiſers und Herrn gedenken. (Die Anweſenden 
erheben ſich von den Plätzen.) Meine Herren, wir 
fühlen uns ganz beſonders eng mit Seiner Majeſtät 
verbunden; wiſſen wir doch, daß der Kaiſer für uns 
Weſtpreußen eine ganz beſondere Vorliebe hat. Wir 
haben erſt im letzten Jahre die große Freude gehabt, 
Seine Majeſtät in Begleitung Ihrer Majeſtät der Kaiſerin 
und der Prinzen und Prinzeſſinnen des Kaiſerlichen 
Hauſes hier in der Provinz Weſtpreußen und ins- 
beſondere auch in unſerer Stadt zu ſehen. Wir wiſſen 
auch, daß Seine Majeſtät die Gnade gehabt hat, in 
Ausſicht zu nehmen, Seiner Kaiſerlichen Hoheit dem 
Kronprinzen das Kommando eines weſtpreußiſchen Regi⸗ 
ments zu übertragen. Ich weiß, meine Herren, daß 
Sie alle dankbar find für dieſen Gnadenbeweis, daß 
Sie ſich mit uns freuen, daß Seine Kaiſerliche Hoheit 
mit ſeiner Familie längere Zeit in unſern Mauern 
weilen wird. Ich möchte Sie bitten, mit mir einzu⸗ 
ſtimmen in den Ruf: Seine Majeſtät, unſer aller⸗ 
gnädigſter Kaiſer, König und Herr lebe hoch! (Die 
Verſammlung ſtimmt dreimal lebhaft in den Ruf ein.) 

Ich ſchlage vor, folgendes Telegramm an den Kaiſer 
zu ſchicken: 

Seiner Majeſtät dem Kaiſer 
Berlin. 

Die in Danzig zum 19. Weſtpreußiſchen Städtetage 
verſammelten Städtevertreter ſenden Ew. Majeſtät treuen 
Weſtpreußengruß. 

J. A.: 
Scholtz 
Oberbürgermeiſter.“ 

* Auf dieſes Huldigungstelegramm iſt nach Schluß des 
Städtetages folgende telegraphiſche Antwort eingegangen: 

Seine Majeſtät der Kaiſer und König laſſen den zum Städte⸗ 
tage dort vereinten Vertretern der weſtpreußiſchen Städte für 


den Huldigungsgruß danken. 
SE Der Geheime Kabinettsrat. 


J. V.: 
von Strempel. 


Ich nehme an, daß Sie damit einverſtanden ſind. 

Meine ſehr geehrten Herren! In meiner Eigen⸗ 
ſchaft als Vorſitzender des Städtetages und zugleich als 
Bürgermeiſter der Stadt Danzig heiße ich Sie heute 
herzlich willkommen, insbeſondere die Herren Ehrengäſte. 
Wir freuen uns ſehr, daß Seine Exzellenz der Herr 
Oberpräſident die Liebenswürdigkeit gehabt hat, wieder 
bei uns zu erſcheinen. Ich habe aus den früheren 
Protokollen erſehen, daß ſeine Exzellenz ſchon ſehr häufig 
bei uns war, auch in ſeiner früheren Eigenſchaft als 
Regierungspräſident. Das iſt uns eine große Freude. 
Sehr erfreut find wir auch, die Herren Regierungs- 
präſidenten von Danzig und Marienwerder hier De: 
grüßen zu können. Der Herr Regierungspräſident von 
Danzig iſt zum erſten Male bei uns erſchienen, ebenſo 
der Herr Regierungspräſident von Marienwerder. Die 
Herren haben den Städtetag bisher noch nicht beſuchen 
können, weil er immer in ſolchen Zeiten ſtattfand, in 
denen ſie nicht dieuſtfrei waren. Heute heißen wir ſie 
mit Freuden willkommen, ebenſo den Kommunal-Dezer⸗ 
nenten Herrn Regierungsrat Wex, der ja ſchon mehr— 
fach an den Beratungen des Städtetages teilnahm, den 
Herrn Landes⸗Hauptmann und den Herrn Polizeipräſi⸗ 
denten, den ich als alten Bekannten begrüßen darf. Ich 
heiße ferner alle anderen Gäſte und Anweſenden recht 
herzlich willkommen. 


Oberpräſident von Jagow⸗Danzig: Ju meinem 
eigenen Namen und zugleich im Namen der ebenſo liebens⸗ 
würdig begrüßten anderen Herren Ehrengäſte habe ich 
die Ehre Ihnen, Herr Oberbürgermeiſter Scholtz und 
allen Herren Vertretern der weſtpreußiſchen Städte Betz, 
lichſten Dank zu ſagen für die liebenswürdigen Worte, 
mit denen Sie uns begrüßt haben und Sie gleich— 
zeitig auch von unſerer Seite bei dieſer Tagung auf 
das Herzlichſte zu begrüßen. Ich darf dieſe Wünſche 
und Grüße ausſprechen auch im Namen der anderen 
Herren, in Sonderheit der hier anweſenden beiden 
Regierungspräſidenten von Danzig und Marienwerder, 
welche ja die nächſte und unmittelbare Aufſicht über 
die weſtpreußiſchen Städte zu führen haben, die alſo 
nach unſerer gemeinſamen Auffaſſung der Bedeutung 
der kommunalen Aufficht in erfter Linie die Pflicht und 
Freude haben, zum Gedeihen der weſtpreußiſchen Städte 
mitzuwirken. Ich darf gleichzeitig den Wunſch aus⸗ 
ſprechen, daß auch Ihre diesjährige Tagung, in der Sie 
ſich ja wieder mit einer Reihe ſchwerwiegender und zum 
Teil recht ſchwieriger Fragen zu beſchäftigen haben, wie 
die bisherigen zum weiteren Blühen und Gedeihen der 
weſtpreußiſchen Städte beitragen möge. (Beifall.) 


Vorſitzender: Namens des Städtetages danke ich 
Euerer Exzellenz herzlich für die liebenswürdigen Worte, 
die Sie uns gewidmet haben. 

Die Verhandlungen der anderen Städtetage liegen 
dort oben aus. 

Wir kommen zum 

Geſchäftsbericht. 

Über die Ausführung der vorjährigen Beſchlüſſe 
teile ich folgendes mit: S 

I. Zum Vortrage des Herrn Bürgermeiſters Erd: 
mann⸗Neuſtadt: „Statiſtiſche Mitteilungen über 
Steuern und Abgaben, Einrichtungen, Anleihen uſw. 
der weſtpr. Städte“ wurde durch Beſchluß: 

„der Vorſtand mit der alljährlichen Aufſtellung 
einer Gemeindeſteuerſtatiſtik der weſtpr. Städte 
betraut.“ 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes iſt die Statiſtik 
aufgeſtellt worden. Herr Bürgermeiſter Erdmann wird 
die Liebenswürdigkeit haben, Ihnen am heutigen 
Sitzungstage über das Ergebnis der Statiſtik näheren 
Bericht zu erſtatten. Die Statiſtik wird gedruckt den 
Verhandlungen beigefügt und ſomit Ihnen zugänglich 
gemacht werden. 

II. Zu dem Vortrage des Herrn Stadtrat Jurſch- 
Elbing: „Die Ausbildung der indirekten Gemeinde⸗ 
ſteuern nach dem Kommunalabgabengeſetz“ wurde fol⸗ 
gender Antrag zum Beſchluß erhoben: 

„Der Städtetag wolle beſchließen, die Vor⸗ 
ſtände des Preußiſchen und des Deutſchen 
Städtetages zu erſuchen, 

1. ihrerſeits der Frage der Beſteuerung ekektriſcher 

Energie durch die Gemeinden näher zu treten. 
2. eine Abänderung der geſetzlichen Beſtimmungen 

dahingehend anzuſtreben, daß das durch die 

SS 13 und 77 des Kommungalabgabengeſetzes 

geregelte Beſteuerungsrecht der Gemeinden 

nötigenfalls unter Abänderung der Reichs⸗ 
geſetzgebung erweitert werde.“ 

Dieſe Beſchlüſſe habe ich den Vorſtänden des 
Preußiſchen und des Deutſchen Städtetages mit dem 
Erſuchen um Unterſtützung und um weitere Veranlaſſung 
mitgeteilt. 

Der Deutſche Städtetag hat beſchloſſen, der An⸗ 
regung aus dem Grunde keine Folge zu geben, weil 
es ſich um eine preußiſche Angelegenheit handele und 
bereits gegen eine Reichs⸗Elektrizitätsſteuer Stellung 
genommen ſei. Die Beſchlüſſe des preußiſchen Städte⸗ 
tages hierüber ſtehen noch aus. Es iſt aber für den 
nächſten preußiſchen Städtetag ein entſprechender Vor⸗ 
trag in Ausſicht genommen. 

III. Zu dem Vortrage des Herrn Stadtrat 
Twiſtel⸗Zoppot: „Die Reichswertzuwachsſteuer“ iſt 
in Ausführung des Beſchluſſes: „Der weſtpr. Städte⸗ 
tag erſucht ſeinen Vorſtand, an den Reichstag eine 
Petition dahin zu richten, daß die Wertzuwachsſteuer 
den Gemeinden überlaſſen wird“ eine entſprechende 
Petition dem Reichstage überſandt worden. 

IV. Zu dem Vortrage des Herrn Bürgermeiſters 
Eggert⸗Rieſenburg: „Die Finanznot der Städte in 
Verbindung mit der Belaſtung der Gemeinden mit 


Staatsgeſchäften“ wurde beſchloſſen, eine Kommiſſion 
beſtehend aus den Herren: 
Bürgermeiſter Eggert-Rieſenburg, 


75 Zitzlaff-Marienwerder, 
E Kude⸗Löbau, 
E Stachowitz-Thorn, 


Stadtrat Dr. Stolzenberg-Graudenz, 
einzuſetzen, die ſtatt einer allgemeinen Nejolution be⸗ 
ſtimmte Einzelvorſchläge vorbereiten ſollte. Dies iſt 
geſchehen, die Kommiſſion hat Herrn Bürgermeiſter 
Zitzlaff zum Referenten beſtellt, welcher Bericht er⸗ 
ſtatten wird. 

V. Im Anſchluß an den Vortrag des Herrn Stadt⸗ 
rat Arndt⸗Pr. Stargard: „Beſtellung von Provinzial⸗ 
reviſoren für Sparkaſſen und Kommunalkaſſen“ wurde 
folgender Beſchluß gefaßt: 

„1. Der Städtetag hält es für wünſchenswert, einen 
ſachverſtändigen Beamten für die Reviſion von 
Sparkaſſen und Kommunalkaſſen der mittleren 
und kleinen Städte zu beſtellen, 

2. er erſucht den Vorſtand, zu dieſem Zwecke mit 
dem Vorſtande des oſt- und weſtpreußiſchen 
Sparkaſſenverbandes in Verbindung zu treten.“ 

Einer von dem Vorſtande des oſt- und weſt— 
preußiſchen Sparkaſſenverbandes an den Herrn Landes- 
hauptmann in dieſer Angelegenheit gerichteten Eingabe 
iſt der Vorſtand des Städtetages mit weiterer Be⸗ 
gründung beigetreten, um einen Provinzialbeamten als 
Reviſor zu gewinnen. Der Herr Landeshauptmann 
hat jedoch die Bereitſtellung eines Provinzialbeamten 
mit Rückſicht darauf abgelehnt, weil ein für dieſen 
Zweck geeigneter und entbehrlicher Beamter z. Zt. nicht 
zur Verfügung ſteht. In dankenswerter Weiſe hat ſich 
jedoch der Herr Landeshauptmann zu weiteren Ver⸗ 
handlungen über den vorliegenden Gegenſtand für den 
Fall bereit erklärt, falls ſich andere Wege zu dem ans 
geſtrebten Ziel für den Sparkaſſenverband nicht gang⸗ 
bar erweiſen ſollten. 

Der Vorſtand wird dieſe Angelegenheit weiter 
fördern und Ihnen im nächſten Jahre über die 
weiteren Verhandlungen Mitteilung machen. 

Der Vorſtand hat ſich in Elbing am 5. Juli 1910, 
wie folgt, konſtituiert: 

1. Stadtrat Mitzlaff-Danzig, Vorſitzender, 

2. Stadtverordnetenvorſteher Juſtizrat Obuch-Grau⸗ 

denz, ſtellv. Vorſitzender, 

3. ſtellv. Stadtverordnetenvorſteher Münſterberg⸗ 
Danzig, Kaſſenführer, 

4. Bürgermeiſter Hartwich-Culmſee, Schriftführer, 

5. Beiſitzer: 

a) Erſter Bürgermeiſter Dr. Merten⸗Elbing, 

b) Bürgermeiſter Stachowitz-Thorn, 

c) Bürgermeiſter Müller-Dt. Krone. 

Anſtelle des ausgeſchiedenen Mitgliedes, Herrn Stadt⸗ 
rat Mitzlaff, bin ich alsdann als Vorſitzender gewählt 
worden. An Stelle des Herrn Bürgermeiſter Stachowitz, 
der ſein Amt niedergelegt hat, wurde wie ſchon er⸗ 
wähnt, Herr Erſter Bürgermeiſter Dr. Haſſe⸗Thorn 
gewählt. 


Der bisherige Mitgliederbeſtand hat ſich ſeit 
dem vorjährigen Städtetage inſofern geändert, als Pr. 
Friedland am 29. Mai dieſes Jahres ſeinen Beitritt 
erklärt hat. Dem Städtetage gehören danach 49 Städte 
an, d. h. ſämtliche Städte der Provinz mit Ausnahme 
von Baldenburg, Märk. Friedland, Gorzno, Kamin, 
Krojanke, Landeck, Schloppe und Tütz. 

Ich möchte noch darauf hinweiſen, daß der Luft⸗ 
flottenverein uns ein Aktenſtück überſandt hat, das dort 
oben ausliegt. Er möchte in Weſtpreußen einen Rund⸗ 
flug veranſtalten und bittet die Städtevertreter, die 
Intereſſe daran haben, ſich das Aktenſtück anzuſehen 
und ſich einzutragen. 

Vor der Entlaſtung der Rechnung für 1910—11 
haben wir zwei Rechnungsprüfer zu wählen. Ich würde 
die bisherigen bewährten Rechnungsprüfer Herrn Bürger⸗ 
meiſter Dr. Stolzenberg⸗Graudenz und Herrn 
Bürgermeiſter Liebetanz⸗Culm zur Wiederwahl vor⸗ 
ſchlagen. Ich höre keinen Widerſpruch. Ich ſtelle feſt, 
daß die Herren gewählt ſind und darf annehmen, daß 
ſie ſich der Arbeit der Rechnungsprüfung unterziehen 
werden. 

Ich bitte die Herren, ihre Namen in die Anweſen⸗ 
heitsliſte einzutragen. Den ſtenographiſchen Bericht wird 
wie bisher Herr Parlamentsberichterſtatter Dr. Daniel 
erſtat ten. 

Ich erteile nunmehr das Wort Herrn Erſten Bürger⸗ 
meiſter Dr. Merten⸗Elbing zu feinem Vortrage: 

Die Selbſtverſicherung der Städte. 

Berichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Dr. Merten- 
Elbing: Euere Exzellenz! Hochgeehrte Herren! Als 
vor wenig Jahren das 100 jährige Jubiläum der Stein⸗ 
ſchen Städteordnung gefeiert wurde, konnte ein be⸗ 
kannter Kommunalpolitiker und Oberbürgermeiſter einer 
rheiniſchen Großſtadt triumphierend ausrufen, daß es 
in der wirtſchaftlichen Betätigung der Städte ein „noli me 
tangere“ nicht mehr gebe. In der Tat hat ſich nicht 
nur der Kreis der geſetzlichen Aufgaben der Städte nach 
allen Richtungen hin erweitert, die Städte haben auch 
Fragen und Angelegenheiten freiwillig zu Gemeinde⸗ 
aufgaben gemacht, an die man früher nicht gedacht. 
Während indes lange Zeit lediglich ſozialpolitiſche Ge⸗ 
ſichtspunkte zur Begründung der Gemeindebetätigung 
in wirtſchaftlichen Unternehmungen herangezogen wurden, 
tritt in neuerer Zeit der finanzpolitiſche Geſichtspunkt in 
den Vordergrund und zieht dem Gemeindeſozialismus 
vernünftige Grenzen. Die freiwillige Übernahme einer 
bisher privatwirtſchaftlichen Unternehmung auf die Ge⸗ 
meinde erſcheint mir nur dann berechtigt und per: 
nünftig, wenn ſie entweder im öffentlichen Intereſſe 
geboten iſt und die Erfüllung der geſetzlichen Aufgaben 
der Gemeinde nicht — etwa durch zu hohe ſteuerliche Be⸗ 
laſtung — gefährdet oder aus finanziellen Intereſſen, um 
bei geringſtmöglichem eigenen Riſiko möglichſt hohen 
Gewinn oder möglichſt große Erſparniſſe für die All⸗ 
gemeinheit zu erzielen. 

Dieſe Grundſätze müſſen auch für ein Gebiet gelten, 
dem in neuerer Zeit viele Städte ihr Augenmerk zu⸗ 
gewendet haben, für das Verſicherungsweſen. Es iſt 
bekannt, daß die Städte wie jeder ordentliche Hausvater 


und ſorgſame Kaufmann ſich gegen die Gefahr ihnen 
erwachſender, meiſt von ungewiſſen Zufällen abhängiger 
Schäden zu „verſichern“ pflegen, d. h. das Riſiko durch 
Zahlung eines beſtimmten Geldbetrages, der Prämie, 


| auf einen anderen, die Verſicherungsgeſellſchaft, abzu⸗ 


wälzen ſuchen. 

In neuerer Zeit iſt jedoch die Frage des Übergangs 
zur Selbſtverſicherung, der Übernahme des Gefahren⸗ 
riſikos auf die eigenen Schultern, in Städten und 
Städteverbänden mehrfach Gegenſtand lebhafter Erörte⸗ 
rungen geweſen. Voraus ging die ja auch eine Art 
Selbſtverſicherung darſtellende Übernahme der Penſions⸗ 
und Hinterbliebenenfürſorge für die ſtädtiſchen Beamten 
auf die Städte ſelbſt, ſtatt durch Verſicherung bei den 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften, und der Zuſamenſchluß 
namentlich der kleineren Städte und Kommunalverbände 
zu gemeinſchaſtlichen Ruhegehalts- und Witwen- und 
Waiſenkaſſen auf Gegenſeitigkeit, eine Regelung, wie ſie 
bekanntlich erſt vor wenigen Jahren auch in unſerer Pro⸗ 
vinz zum Segen der Beteiligten zuſtande gekommen iſt. 

Nach dem Vorgang von Reich und Staat wurden 
nun hier und da auch andere Verſicherungen unter Los⸗ 
löſung von den Verſicherungsgeſellſchaften in den Bereich 
der kommunalen Tätigkeit gezogen, insbeſondere die Feuer-, 
die Haftpflicht: und die Unfallverſicherung, indem ent⸗ 
weder die einzelne Stadt die Verſicherung unter Bildung 
von Selbſtverſicherungsfonds und Speiſung derſelben 
durch jährliche Rücklagen ſelbſt übernahm (Einzelſelbſt⸗ 
verſicherung) oder ſich mit anderen Städten und Kom⸗ 
munalverbänden zu einem Selbſtverſicherungsverbande 
auf Gegenſeitigkeit zuſammenſchloß. Ausſchlaggebend 
hierfür waren in der Hauptſache finanzielle Erwägungen, 
auf die ich bei den einzelnen Verſicherungsarten näher 
eingehen werde. Für alle Verſicherungsarten gemeinſam 
gilt ferner folgende Betrachtung über das Riſiko des 
Verſicherers, die ich feſtzuhalten bitte. Die Leiſtung des 
Verſicherers, die Zahlung der Verſicherungsſumme, hängt 
von einem mehr oder minder zufälligen Ereignis ab. Dieſer 
Zufall entzieht ſich im Rahmen eines einzelnen Verſiche⸗ 
rungsvertrags der Vorausberechnung, ſodaß jeder Ver⸗ 
ſicherungsvertrag in ſeiner Vereinzelung ein leichtſinniges 
Wagnis darſtellt. Im Rahmen eines großen, zahlreiche 
Einzelverträge umfaſſenden Verſicherungsbetriebes da⸗ 
gegen gleichen ſich die dem Verſicherer günſtigen und die 
ihm ungünſtigen Chancen einigermaßen aus und geſtatten 
eine annähernde Berechnung des Geſamtriſikos, welches ev. 
bei all ſeinen Verträgen zuſammenläuft. Will der Ver⸗ 
ſicherer keinen Schaden haben, ſo muß er dafür ſorgen, 
daß dieſem Geſamtriſiko die Summe der Vergütungen, 
die er bei all ſeinen Verträgen zuſammen empfängt, 
mindeſtens entſpricht. 

Was für den Verſicherer im allgemeinen gilt, muß 
auch für die Gemeinden als Selbſtverſicherer zutreffen, 
d. h. je größer die Zahl der Verſicherungs objekte und 
der Kreis der Verſicherten iſt, deſto wahrſcheinlicher iſt 
auch für die Gemeinden der Ausgleich der übernommenen 
Riſiken. 

Für die folgenden Betrachtungen beſchränke ich mich 
auf die bereits genannten hauptſächlichen Verſicherungs⸗ 
gebiete (Feuerverſicherung, Haftpflicht, Unfall) und 


ſcheide die nur vereinzelt vorkommenden Verſicherungen 
gegen Einbruchsdiebſtahl, Verſicherung gegen Beraubung 
und dergleichen aus. 

I. Feuerverſicherung. 

Die Frage der Selbſtverſicherung ſtädtiſchen Eigen⸗ 
tums gegen Brandſchaden, der ich mich zunächſt zus 
wende, hat, wo fie zur Erörterung gelangte, eine ſehr 
verſchiedene Beantwortung, auch bezüglich des Umfangs 
der Verſicherung, erfahren. Am weiteſten gegangen iſt 
Halle a. S., das ſämtliche Immobilien und Mobilien, 
während Königsberg vorläufig nur 50 %, Mühlhauſen 
i. E. nur 10 % des Wertes in ſtädtiſche Selbitverfiche- 
rung übernahm, ferner Düſſeldorf die ſeit 1908 er⸗ 
richteten Gebäude nicht mehr bei Privat-Geſellſchaften 
verſichert. 

Eine zweite Gruppe umfaßt nur einen Teil der 
Gebäude: Frankfurt a. M. und Dortmund. 

Die dritte Gruppe der ſelbſtverſichernden Städte 
beſchränkt ſich auf das Inventar der ſtädtiſchen Ge⸗ 
bäude, und zwar verſichern ſämtliches Inventar ſelbſt: 
Stettin und Offenbach, dagegen nur einen Teil des 
Inventars Berlin, Dresden, Leipzig, Plauen, Zittau, 
Düren. 

In anderen Städten wird die Einführung der 
Selbſtverſicherung durch Fondsbildung vorbereitet, z. B. 
in Frankfurt a. M. und Bautzen für Mobiliar, in 
Kolmar und Dortmund für Gebäude und Mobiliar. 

Der Niederſchleſiſche Städtetag nahm im Jahre 1910 
folgende Leitſätze an: 

„Für alle Städte, die eine gut eingerichtete und 
ausgeſtattete Feuerwehr beſitzen und von denen jährlich 
hohe Summen als Prämien an die Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften zu zahlen ſind, empfiehlt es ſich, zur 
Selbſtverſicherung ihres im Weichbilde der Stadt ge⸗ 
legenen Eigentums überzugehen. Für die Selbſt⸗ 
verſicherung iſt ein beſonderer Fonds zu bilden, in den 
mindeſtens die bisher zu zahlende Prämie abzuführen 
iſt. Wenn neue Vermögensobjekte hinzukommen, fo iſt 
dieſe Einzahlung entſprechend zu erhöhen. Wie hoch 
der Fonds anzuſammeln iſt, iſt nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen feſtzuſetzen.“ 

Andererſeits hat es nicht an warnenden und ab» 
lehnenden Stimmen gefehlt. Städte wie Charlotten⸗ 
burg, Köln, Magdeburg ſahen nach eingehenden Um⸗ 
fragen und Erörterungen von dem Unternehmen ab. 

Daß öffentliche Intereſſen, z. B. ein allgemein 
empfundenes Bedürfnis, welches auf andere Weiſe nicht 
befriedigt werden könnte, oder Mißſtände in dem Geſchäfts⸗ 
betriebe der Verſicherungsanſtalten die Städte zur Selbſt⸗ 
verſicherung nötigen, läßt ſich trotz des Monopolcharakters 
der Feuerverſicherung nicht behaupten, es ſind vielmehr 
lediglich finanzielle Gründe, die von den Freunden der 
Selbſtverſicherung ins Feld geführt werden: Die Ver⸗ 
ſicherungsprämien der Geſellſchaften ſeien im Verhältnis 
zur Brandgefahr und den ſelbſt während längerer 
Zeiträume nur in geringem Umfange tatſächlich vor⸗ 
gekommenen Brandſchäden in den Städten und nament⸗ 
lich an ſtädtiſchem Eigentum zu hoch; es ſei bekannt, 
daß die aus den Städten gezogenen Prämienüberſchüſſe 
dazu dienen müßten, die Zuſchüſſe auf dem platten 


Lande zu decken, durch die Selbſtverſicherung würden 
die hohen Verwaltungskoſten, Propaganda- und Agentur⸗ 
ſpeſen der Verſicherungsgeſellſchaften, die bei den pri⸗ 
vaten Anſtalten 30 —40 %, der Prämieneinnahmen 
betragen, geſpart, die Selbſtverſicherung müſſe deshalb, 
eine genügend breite Baſis der Gefahrenausgleichung 
vorausgeſetzt, billiger ſein. 

Dieſe Gründe haben zweifellos viel Beſtechendes. 
Es läßt ſich nicht leugnen, daß die zerſtreute Lage der 
einzelnen ſtädtiſchen Gebäude und Baulichkeiten und 
des in ihnen untergebrachten Inventars die ſolide Bau⸗ 
art gerade der öffentlichen Gebäude, ihre Benutzungsart 
(man denke an Schulen und Schlachthäuſer), ihre ſtändige 
Überwachung durch ſtädtiſche Angeſtellte, ihre gute bauliche 
Unterhaltung, die ſtändig verbeſſerten Feuerlöſcheinrich— 
tungen, die geſteigerte Feuerbereitſchaft beſonders der Be⸗ 
rufsfeuerwehren, die Gefahr größerer Brandſchäden er— 
heblich verringern und daß in ſehr vielen Städten die 
Prämienzahlungen die Schäden überwiegen. So ſind 
z. B. — leider haben nicht alle Städte ſich die Mühe 
genommen, die Fragebogen erſchöpfend zu beantworten — 
von Danzig in den letzten 20 Jahren rund 240000 M 
Prämien gezahlt, Brandſchäden aber nur in Höhe von 
71000 M entſtanden, in den drei Mittelſtädten Elbing, 
Thorn, Graudenz ſtanden 223000 M Prämien zus 
ſammen 68000 M Brandſchäden gegenüber, in ſieben 
Städten von 5—20 000 Einwohnern 93000 M Prä⸗ 
mien 67000 M Schäden, in 18 Städten unter 5000 
Einwohnern 44000 M Prämien 11000 M Schäden, 
im ganzen waren bei 601000 M Prämien 217000 M 
Schäden an ſtädtiſchem Eigentum zu verzeichnen. Aber 
es gibt doch auch in Weſtpreußen Städte, die mehr 
Schäden gehabt haben, als Prämien gezahlt, z. B. 
Graudenz mit etwa 24000 M Prämien und 30319 M 
Schäden in 7 Fällen, Rieſenburg mit 20000 M Prä⸗ 
mien und 42000 M Schäden in 4 Fällen. Vielfach 
ſtehen ferner auch in den Städten guten Riſiken ſchlechte 
gegenüber, z. B. Gasanſtalten, Theater, Leih⸗ und 
Lagerhäuſer, und daß trotz aller das Riſiko vermin⸗ 
dernden Umſtände und trotz der beſten Feuerwehr 
große Brandſchäden auch an nicht bewohnten öffent⸗ 
lichen Gebäuden entſtehen können, zeigt z. B. der Brand 
der Garniſonkirche in Berlin. 


Selbſt die Freunde der Selbſtverſicherung halten 
deshalb die Bildung genügender Reſervefonds für 
nötig, um nicht im Falle eines größeren Brandunglücks 
Steuermittel in Anſpruch nehmen und die Stabilität 
der Haushaltspläne erſchüttern oder beſondere Anleihen 
aufnehmen zu müſſen. Königsberg verwendet dazu 
den der Stadt nach Auflöſung der früheren ſtädtiſchen 
Feuerſozietät zugefallenen Reſervefonds, dem von den 
einzelnen Verwaltungsſtellen mindeſtens die bisher ge⸗ 
zahlten Prämien jährlich zugeführt werden ſollen, bis 
der Fonds auf 3ũ% der Verſicherungsſumme ange⸗ 
wachſen ſein wird. Um zu dieſem Ziel zu gelangen, 
werden unter Annahme des Beharrens des Schadens⸗ 
durchſchnitts der letzten 35 Jahre noch 20 Jahre hin⸗ 
durch die Prämien in bisheriger Höhe entrichtet werden 
müſſen. Ob dieſe Annahme zutrifft, wird die Zukunft 
lehren. Jedenfalls wird der ſtädtiſche Haushalt für 
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lange Jahre nichts von Erſparniſſen durch die Selbſt⸗ 
verſicherung ſpüren. Audere Städte, die nicht auf ſo 
angenehme Weiſe wie Königsberg in den Beſitz eines 
Grundſtocks für den Reſervefonds gekommen ſind, 
müſſen einen ſolchen erſt bilden, ſei es durch Dotierung 
mit Kapitalien oder verſtärkte Prämienzahlung. Bei 
der wachſenden Belaſtung der Städte mit immer neuen 
Aufgaben, die faſt immer eine Vermehrung der Auge 
gaben bedeuten, werden meines Erachtens nur wenige 
Großſtädte im Reiche und, wie ich glaube, auch unſere 
Provinzhauptſtadt nicht leiſtungsfähig genug ſein, 
für das immerhin zweifelhafte Verſicherungsunternehmen 
erhöhte Aufwendungen zu machen. Werden aber nur 
Rücklagen in Höhe der bisher gezahlten Prämien ge⸗ 
macht, ſo würde der Fonds durch einen einzigen 
größeren Brandſchaden oder mehrere hintereinander 
bald aufgezehrt. Kleinere Städte können ebenſo wie 
Privatleute erſt recht nicht an eine Einzelſelbſtverſiche⸗ 
rung denken, ſchon weil die Zahl ihrer Verſicherungs⸗ 
objekte für einen Gefahrenausgleich zu gering iſt und 
weil es garnicht möglich iſt, innerhalb abſehbarer Zeit 
aus den erſparten Prämien derartige Fonds aufzu⸗ 
ſammeln, daß aus ihnen ein größeres Brandunglück 
gedeckt werden könnte. Für ſie und damit für die 
weſtpreußiſchen Städte würde alſo nur die Selbſtver⸗ 
ſicherung in Form eines Verbandes auf Gegenſeitigkeit 
diskutabel ſein. 


Cin ſolcher Verband iſt theoretiſch denkbar entweder 
in der Form einer öffentlichen Feuerſozietät oder einer 
privaten Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit. 
Die Durchführung der erſteren Form dürfte voraus⸗ 
ſichtlich an dem Widerſpruch der beſtehenden öffent⸗ 
lichen Feuerſozietäten ſcheitern, deren Zuſtimmung nach 
88 des neuen preußiſchen Geſetzes betreffend die öffent⸗ 
lichen Feuerverſicherungsanſtalten vom 25. Juli 1910 
erforderlich iſt, will die neue Anſtalt im Gebiet einer 
anderen bereits beſtehenden öffentlichen Feuerſozietät 
Verſicherungen übernehmen. Ich glaube, daß unſere 
Provinzial⸗Feuerſozietät ſich gegen die neue Konkurrenz, 
die ihr die beiten Riſiken entführen könnte, enuergiſch 
wehren würde. 


Bei Gründung einer privaten Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft der Städte würde die Aufſichtsbehörde voraus- 
ſichtlich einen nicht unerheblichen Garantiefonds fordern. 
Angenommen, dieſer wäre gezeichnet, ſo würde eine 
neue Schwierigkeit auftauchen in dem Mangel einer 
Rückverſicherungsgelegenheit. Dieſe Schwierigkeit würde 
vorausſichtlich nur behoben werden können durch ähn- 
liche Städteverbände anderer Provinzen, die noch erſt 
zu ſchaffen ſein würden. Füge ich nun noch hinzu, 
daß zahlreiche Verbandsmitglieder zur Zeit durch lang⸗ 


friſtige Verſicherungsverträge an Geſellſchaften gebunden 


find, andere — wie mir mitgeteilt iſt, über 50 % — 
bereits bei der Weſtpreußiſchen Provinzial⸗Feuerſozietät 
verſichert ſind oder ihren Beitritt für die Zukunft 
bereits feſt zugeſagt haben, und daß Zweck und Ziele 
der Provinzial⸗Sozietät rein gemeinnützige find im 
Intereſſe unſerer Provinz, jo glaube ich Ihrer Bus 
ſtimmung ſicher zu ſein, wenn ich — ohne der zu⸗ 
künftigen Entwickelung vorzugreifen — zur Zeit weder 
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die Einzelſelbſtverſicherung noch den Anſchluß an einen 
etwa neu zu gründenden Verſicherungsverband gegen 
Feuerſchäden unſeren weſtpreußiſchen Städten empfehle. 
Zur Zeit wird vielmehr unſer Beſtreben darauf 
gerichtet ſein müſſen, unter Ausnutzung der Konkurrenz 
möglichſt niedrige Prämien bei den beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften zu erzielen. 


II. Haftpflichtverſicherung. 

Nunmehr zur Haftpflichtverficherung übergehend, 
darf ich wohl in dieſem Kreiſe die Kenntnis der weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen über die Haftpflicht der Gemeinden 
vorausſetzen 

(Artikel 77 Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch, 
Geſetz vom 1. Auguſt 1909 betreffend die Haft⸗ 
pflicht für die Beamten, 
BS 823, 831 Bürgerlichen Geſetzbuches, 
BS 89, 31 Bürgerlichen Geſetzbuches, 
8 833 Bürgerlichen Geſetzbuches und Novelle 
von 1908, 
Haftpflicht⸗Geſetz SS 1 und 2, 
Geſetz vom 11. März 1850 über die öffentlichen 
Unruhen) 
und nur hervorheben, daß durch das preußiſche Geſetz 
vom 1. Auguſt 1909, wonach die Gemeinde unmittel⸗ 
bar für den Schaden haftet, den ihre Beamten bei 
Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlich- rechtlichen 
Gewalt durch vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung 
ihrer Amtspflichten jemandem zufügen, und durch die 
in neuerer Zeit immer häufigeren Ausſchreitungen bei 
Wahlrechtsdemonſtrationen und Streikunruhen die Ge⸗ 
fahr von Haffpflichtſchäden auf Grund des preußiſchen 
Tumultgeſetzes nicht nur für große, ſondern auch für 
kleine Gemeinden nicht von der Hand zu weiſen iſt. 
In Weſtpreußen ſind denn auch faſt alle Städte gegen 
Haftpflichtſchäden verſichert. Einige wenige, darunter 
aber Thorn, haben die Verſicherung gegen Tumultſchäden 
nicht für nötig gehalten, und Danzig beſtreitet alle 
Haftpflichtſchäden aus Stiftungsmitteln, deren Revenüen 
mit jährlich 1200 M in einen Haftpflichtfonds fließen. 
Auch in anderen Provinzen und Bundesſtaaten über⸗ 
wiegt bisher bei weitem die alte Form der Verſicherung 
bei einer Privatgeſellſchaft. Immerhin ſind zur Selbſt⸗ 
verſicherung unter Bildung und jährlicher Speiſung 
von beſonderen Haftpflichtfonds übergegangen Bochum, 
Köln, Deſſau, Gelſenkirchen, Gieſſen, Görlitz, Königs⸗ 
berg, Plauen, Waldenburg, Zwickau, alſo Groß- und 
vereinzelte Mittelſtädte. 

Verſicherungsverbände auf Gegenſeitigkeit mit zahl⸗ 
reichen Mitgliedern haben ſich gebildet in den ſächſiſchen 
Regierungsbezirken Dresden und Leipzig, deren Mit⸗ 
glieder früher 10 Jahre lang auf Grund eines Em— 
pfehlungsvertrags zu Vorzugsprämien beim Allgemeinen 
Deutſchen Verſicherungsverein Stuttgart verſichert 
waren, ferner im Herzogtum Oldenburg und auch in 
Preußen haben ſich bereits mehrere rheiniſche Ge⸗ 
meinden (Bochum, Gelſenkirchen, Herne) zu einem Ver⸗ 
bande zwecks gemeinſamer Tragung von Haffpflicht⸗ 
ſchäden zuſammengeſchloſſen, der zunächſt alle Städte 
mit mehr als 20 000 Einwohner aufnehmen ſoll. 


In der Provinz Hannover und Niederichlefien 
haben die Städtetage des Jahres 1910 ſich zwar im 
Prinzip für eine Verbandsbildung ausgeſprochen, ſind 
aber über Kommiſſionsberatungen noch nicht hinaus⸗ 
gekommen. 

Welche Stellung ſollen nun die weſtpreußiſchen 
Städte einnehmen? 

Prüfen wir zunächſt die finanzielle Seite. Die 
Freunde der Selbſtverſicherung konſtatieren auch hier 
ein auffälliges Mißverhältnis zwiſchen Prämienleiſtung 
und Gegenleiſtungen der Geſellſchaften, alſo zu hohe 
Prämien, die dazu noch eine ſteigende Tendenz auf⸗ 
weiſen. So ſeien in 10 Jahren im Rheinland und 
Weſtfalen von 69 Städten über 5000 Einwohner 
485000 M an Prämien gezahlt, während nur 214325 M, 
alſo erheblich weniger als die Hälfte, an Schäden zu 
decken geweſen wären. In Schleswig⸗Holſtein ſeien in 
10 Jahren in 48 Gemeinden nur 98 Fälle vorgekommen, 
deren Entſchädigungsſummen noch nicht / der Prämien 
betragen hätten. In Hannover ſeien in 29 Städten 
über 5000 Einwohner gleichfalls in einem zehnjährigen 
Zeitraum 236 Haftpflichtfälle mit einer Entſchädigungs⸗ 
ſumme von zuſammen 37 606 M eingetreten, während 
genau viermal ſo viel an Prämien bezahlt ſei. Im 
Königreich Sachſen hätten die angefragten Gemeinden 
in den Jahren 1900 bis 1908 an Prämien 147 708 M 
gezahlt, an Entſchädigungen aber nur 71040 M er: 
halten. 27 niederſchleſiſche Städte endlich hätten 
67 194 M aufgewendet, um ſchließlich mit 28 915 M 
entſchädigt zu werden. 

Die an die weſtpreußiſchen Städte geſandten Frage⸗ 
bogen ſind leider ſo ungenügend beantwortet, daß das 
Geſamtreſultat ziffernmäßig nicht feſtgeſtellt werden 
kann. In den drei Mittelſtädten und den Städten 
unter 5000 Einwohner ſcheint das Geſamtergebnis für 
die Geſellſchaften günſtig, in den Städten zwiſchen 
5 und 20 000 Einwohner dagegen ungünſtig zu liegen. 

Einzelne Städte, für ſich betrachtet, haben mit der 
Verſicherung bei einer Privatgeſellſchaft gute Geſchäfte 
gemacht, z. B. hat nach der (im Preußiſchen Ver: 
waltungsblatt 1908 Nr. 35 veröffentlichten) Zuſammen⸗ 
ſtellung rheiniſcher Städte Duisburg in 10 Jahren 
rund 21000 M an Prämien ausgegeben, jedoch auf 
Koſten der Geſellſchaft 53 000 Mean Schäden gedeckt, 
ähnlich Elberfeld, wo 29000 M Prämien rund 
59000 M Schäden gegenüberſtanden; und wenn 
Königsberg i. Pr. in 8 Jahren mehr als das Doppelte 
an Prämien gezahlt hat im Vergleich zur Schadens— 
vergütung, ſo kann in den nächſten 8 Jahren das 
Verhältnis ein ganz anderes werden. Von Mittel⸗ 
ſtädten hat z. B. Osnabrück in 10 Jahren 29 150 M 
an Prämien gezahlt, jedoch 3291 M an Schaden: 
vergütungen erhalten, Elbing dagegen in den erſten 
5 Jahren der Verſicherung dreimal ſoviel an Schadens⸗ 
vergütungen eingenommen als Prämien gezahlt, während 
in den letzten 10 Jahren das Verhältnis umgekehrt 
war und die Geſellſchaft in den ganzen 15 Jahren 
ganze 243 M verdient hat. 

Aus dieſer Betrachtung dürfte ſich bereits ergeben, 
daß die Übernahme der Selbſtverſicherung auf eine 
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einzelne Stadt, ſelbſt eine Großſtadt, ein riskantes 
Geſchäft iſt, das eine vorſichtige Verwaltung ohne Not 
nicht übernehmen ſollte, daß ſich aber andrerſeits der 
bereits erwähnte verſicherungstechniſche Grundſatz be⸗ 
ſtätigt, daß eine große Zahl von Riſiken einen Aus⸗ 
gleich und Ausſicht auf Gewinn verſchafft. 

Die Einzelſelbſtverſicherung ſcheidet deshalb unter 
dem Geſichtspunkt eines vorteilhaften Finanzgeſchäfts 
für mich aus; Ausnahmen mögen ſehr große und 
leiſtungsfähige Städte machen, die wie Berlin un⸗ 
geheure Prämien zahlen müßten, wie ja auch Reich 
und Staat die Haftpflichtverſicherung ſelbſt über⸗ 
nommen haben. 

Einen Gemeindeverſicherungsverband, der ein ge⸗ 
nügend großes Wirtſchaftsgebiet mit möglichſt großer 
Mitgliederzahl umſchließt, halte ich dagegen finanziell 
für ausſichtsvoll. Die an einem ſolchen Verbande 
beteiligten Städte werden an Beiträgen nicht uner⸗ 
heblich ſparen können, zumal die hohen Speſen an 
Proviſionen für Agenten ganz wegfallen und bei 
zweckmäßiger Organiſation die Verwaltungskoſten ge⸗ 
ring ſein werden, Unkoſten, die nach Nr. 41 der 
Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 1907 bei einer Netto⸗ 
einnahme der Deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften aus 
Unfall- und Haftpflichtverficherung von 54,7 Millionen 
22,68 Millionen, alſo ?/, der erſteren betragen haben. 
Nun wird allerdings behauptet, daß z. B. der Stutt⸗ 
garter Allgemeine Verſicherungsverein gerade bei der 
Gemeindeverſicherung zuſetze und daß die Mitglieder 
gerade dieſer Sektion ſeit einigen Jahren keine Divi⸗ 
dende erhalten. Demgegenüber iſt indes von anderer 
Seite mit Recht darauf hingewieſen, daß die betreffende 
Sekrion nicht nur die Gemeindeverſicherung, ſonderu 
auch noch andere Riſiken umfaßt, und daß die Ent⸗ 
ſchädigungen eben nur ¼ der Prämien zu erreichen 
brauchen, um infolge der Speſen ein Defizit herbei⸗ 
zuführen. Schließlich darf man getroſt annehmen, daß 
die Verſicherungsgeſellſchaften derartige Verſicherungen 
nicht übernehmen würden, wenn ſie ſich dauernd als 
verluſtbringend erwieſen. 

Zu den finanziellen Geſichtspunkten, die für eine 
Verbandsbiidung ſprechen, kommen indes noch andere. 
Es iſt bekannt, und die von mir veranlaßte Umfrage 
beſtätigt es, daß die meiſten Haftpflichtgeſellſchaften 
ein Kündigungsrecht nach dem erſten oder ſpäteren 
Schadensfalle ausbedungen haben, und wenn dieſes 
auch nach der neueren Geſetzgebung ein gegenſeitiges 
ſein muß, ſo droht doch durch die Möglichkeit eines 
ſolchen Widerrufs den Gemeinden, die das Unglück 
haben, größere oder häufigere Haftpflichtſchäden zu 
haben, eine nicht zu unterſchätzende Gefahr. Ferner 
werden Tumultſchäden wegen der Größe des Riſikos 
von den Geſellſchaften nur ungern und ſtets nur gegen 
hohe Prämie übernommen. Schließlich iſt nicht zu 
leugnen, daß die Verſicherung gegen beſtimmte Prämien 
das Verantwortlichkeitsgefühl der Beamten und Ange⸗ 
ſtellten zu ſchwächen geeignet iſt, während die Selbſt⸗ 
verſicherung, auch in der Form eines Verbandes auf 
Gegenſeitigkeit wegen des Zwanges der Gemeinde, an 
den eigenen Schäden zu partizipieren, und der Gefahr 


für die Beamten, wegen ihrer Verſehen zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen zu werden, zur Verwendung beſonderer 
Sorgfalt auf die Schadenverhütung nötigt. 

Dieſen Mängeln der Privatverſicherung gegenüber 
können ihre Annehmlichkeiten: große Bequemlichkeit für 
den Verſicherten, der nur die Anzeige zu erſtatten hat 
und die Auseinanderſetzung nebſt etwaigem Prozeß der 
Geſellſchaft überlaſſen kann, Wegfall der manchmal 
unbequemen Erörterungen über den Schuldigen, Be⸗ 
ſtimmtheit der Prämien während derſelben Verſicherungs⸗ 
periode, nicht derart ausſchlaggebend ſein, daß der 
Privatverſicherung der Vorzug zu geben wäre vor 
einem genügend leiſtungsfähigen Selbſtverſicherungs⸗ 
verbande. 

Genügende Leiſtungsfähigkeit, ein möglichſt großer 
Umfang der Verſicherten iſt allerdings, wie bemerkt, 
Vorausſetzung ſeiner wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit. 
Ob das Wirtſchaftsgebiet von Weſtpreußen groß genug 
ſein wird, um einen in ſich tragenden allgemeinen Haft⸗ 
pflichtverſicherungsverband ins Leben rufen zu können, 
kann ſchon zweifelhaft ſein, beſſer wäre jedenfalls ein 
gemeinſamer Verband für Oft und Weſtpreußen. 

Das etwa auftauchende Bedenken, ob es möglich 
ſein wird, große und kleine Gemeinden, Wohn- und 
Induſtriegemeinden bei Verſchiedenheit ihrer Verhältniſſe 
zu einem Verbande zu vereinigen, teile ich nicht. Selbſt⸗ 
verſtändlich werden die größeren Städte, Induſtrieſtädte, 
Städte mit größeren gewerblichen Gemeindebetrieben 
erheblich höhere Beiträge zahlen müſſen, als die andern. 
Es iſt wie von dem rheiniſchen Verbande und wie es 
ja auch die Verſicherungsgeſellſchaften ſelbſt machen, 
unter Zuhilfenahme eines Verſicherungsmathematikers 
ein Tarif auf,uftellen, der neben einer Grundprämie 
für je 1000 Einwohner zahlreiche bis ins Einzelne 
gehende Zuſchläge für gefahrerhöhende Betriebe und 
Verhältniſſe feſtſetzt, ſodaß eine Berückſichtigung der 
verſchiedenartigen Verhältniſſe gewährleiſtet und dafür 
Sorge getragen iſt, daß jede Stadt nach dem Verhältnis 
der Gefahrenklaſſe, in der ſie rangiert, auch zur Deckung 
herangezogen wird. 

Wie die Ausführung eines ſolchen Verbandes im 
Einzelnen zu denken und ob er als öffeutlich rechtlicher 
„Zweckverband“ oder als privater Verſicherungsverein 
zu konſtruieren, kann ich bei dem heutigen bloß ein⸗ 
leitenden Vortrage unerörtert laſſen; erwähnen möchte 
ich nur, daß z. B. der rheiniſche Verband zur Verein⸗ 
fachung der Geſchäftsführung erſt bei Schäden über 
100 Mark eintritt, etwaige Prozeſſe auf Koſten des 
Verbandes von den Städten ſelbſt geführt werden, in 
denen Schäden entſtanden ſind, daß über Anerkenntnis 
oder Beſtreiten des Schadens bis zu 1000 Mark der 
Geſchäftsführer, darüber hinaus der Vorſtand entſcheidet, 
ferner daß volle Deckung in unbegrenzter Höhe gewährt 
wird und die nach dem Gefahrentarif im Einzelnen für 
jedes Mitglied feſtzuſtellende Prämie im Verhältnis zur 
Geſamtſumme der Prämien die Anteilziffer bildet, nach 
der das Mitglied zur Repartition herangezogen wird; 
Haftpflichtfonds zum Ausgleich von Schwankungen in 
ſchlechten Jahren zu bilden, bleibt den Städten über⸗ 
laſſen uſw. 
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Für die weſtpreußiſchen Städte Debt der Gründung. 
oder dem Anſchluß an einen ſolchen Verband einſtweilen 
der Umſtand entgegen, daß ſie mit verſchwindenden 
Ausnahmen noch für eine längere Reihe von Jahren 
an Verſicherungsgeſellſchaften gebunden ſind; aber ſchon 
die Tatſache des vielfach vereinbarten Kündigungsrechts 
nach dem Eintritt eines Schadens nötigt ſie, ſich bei 
Zeiten nach einer anderweiten Deckung umzuſehen. Nach 
einigen Jahren wird vorausſichtlich der rheiniſche Ver⸗ 
band eine größere Ausdehnung gewonnen haben, werden 
auch vielleicht ſchon Erfahrungen des Hannoverſchen 
und des Niederſchleſiſchen Verbandes vorliegen, die wir 
uns zu Nutze machen können. Es iſt deshalb nichts 
verloren, wenn der weſtpreußiſche Städtetag zunächſt 
noch eine abwartende Haltung einnimmt. Nur dürfte 
es ſich empfehlen, einſtweilen keine langfriſtigen Verträge 
mehr abzuſchließen. 

III. Uufallverſicherung. 

Ich gehe nunmehr zum letzten Punkt, der Unfall⸗ 
verſicherung über. Reichsgeſetzlich ſind bekanntlich die 
Gemeinden verpflichtet, ihre Arbeiter und nicht beam⸗ 
teten Angeſtellten bis zum Einkommen von 3000 M, 
ſofern ſie in beſtimmten Betrieben beſchäftigt ſind, bei 
der zuſtändigen Berufsgenoſſenſchaft zu verſichern. Die 
bei der Ausführung von Regiebauarbeiten der Ges 
meinden beſchäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten ſind 
regelmäßig bei der Allgemeinen Tiefbau- und den zus 
ſtändigen Baugewerks⸗Berufgenoſſenſchaften verſichert. 
Durch 8 6 Ziffer 3 des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes 
iſt jedoch das Ausſcheiden der als Arbeitgeber out: 
tretenden Gemeinden und Kommunalverbände aus den 
Berufsgenoſſenſchaften und die Selbſtverſicherung zuge⸗ 
laſſen, ſofern dieſe Körperſchaften durch die Landes- 
Zentralbehörde zur Übernahme der durch die Verſicherung 
entſtehenden Laſten für leiſtungsfähig erklärt ſind. 
Mehrere Gemeinden uſw. können zum Zwecke der ge: 
meinſamen Durchführung der Bau⸗Unfallverſicherung 
zu einem Verbande vereinigt werden. Alſo auch hier 
it Einzel⸗ und Verbandsſelbſtverſicherung möglich. Von 
dieſer Befugnis haben zahlreiche Städte und Kommunale 
verbände Gebrauch gemacht. Das im Jahre 1910 er⸗ 
ſchienene Statiſtiſche Jahrbuch Deutſcher Städte zählt 
davon 13 Städte über 200000, 11 über 100000, 17 
über 50000 auf. Es gibt aber auch noch kleinere 
Städte und einzelne Landkreiſe, die felbſtverſichern. 

Die Verbandsform haben gewählt z. B. zahlreiche 
bayeriſche Städte und Kommunalverbände mit Ausnahme 
der Großſtädte, die ſelbſtändig verſichern, ferner die 
ſächſiſchen Städte, die ſich, ebenfalls mit Ausnahme der 
Großſtädte, zu einem Bau⸗Unfallverſicherungsverband 
ſächſiſcher Städte zuſammengeſchloſſen haben und viele 
hannoverſche Städte, die dem unter Führung der han⸗ 
noverſchen Provinzial⸗Verwaltung gegründeten Verſiche⸗ 
rungsverband für die bei Regie⸗Tiefbauten und Neben⸗ 
betrieben beſchäftigten Arbeiter und nicht beamteten An⸗ 
geſtellten beigetreten ſind. In unſerer Provinz hat 
meines Wiſſens nur der Provinzial⸗Verband die Unfall⸗ 
verſicherung und zwar bezüglich der Chauſſeearbeiter 
ſelbſt übernommen. 


Die Gründe für das Ausſcheiden aus den Berufs: 
genoſſenſchaften liegen wiederum hauptſächlich auf finan⸗ 
ziellem Gebiete; die Beiträge beſonders zur Tiefbau⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft erſcheinen im Verhältnis zu den 
gezahlten Renten und Entſchädigungen außerordentlich 
hoch und zeigen eine noch ſteigende Tendenz, die bis 
zum Eintritt des Beharrungszuſtandes in 50 bis 60 
Jahren anhalten wird. Der Grund hierfür liegt haupt⸗ 
ſächlich darin, daß dieſe Berufsgenoſſenſchaft ſtatt des 
ſonſt üblichen Umlageverfahrens das Kapitaldeckungs⸗ 
verfahren eingeführt hat, ſodaß jedesmal der Kapital⸗ 
wert der ihr im abgelaufenen Rechnungsjahre zur Laſt 
gefallenen Renten durch Beiträge zu decken iſt. Dieſes 
Kapitaldeckungsverfahren hat gewiß ſeine Berechtigung 
für die Betriebe gewerbsmäßiger Unternehmer, die mehr 
oder minder auf den Augen von Privatperſonen ſtehen 
und nicht die Gewähr der Dauer geben. Die Gemeinden 
dagegen werden niemals aufhören zu beſtehen und zu 
bauen. Bei ihnen würde die Beibehaltung des Kapital⸗ 
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deckungsverfahrens nur dahin führen. die Zukunft. auf 
Koſten der Gegenwart zu entlaſten. Dazu liegt aber 
bei den Bau⸗Unfallrenten ebenſowenig ein Anlaß vor, 
wie beim Penſionsweſen der Gemeinden. Hier hält es 
niemand für finanziell und wirtſchaftlich unrichtig, daß 
die Penſionen von derjenigen Generation aufgebracht 
werden, zu deren Zeiten ſie gezahlt werden. 
Zweifellos muß allein ſchon der Übergang zum 
Umlageverfahren, der bei der Berufsgenoſſenſchaft aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint, mindeſtens auf die Dauer von 50 
bis 60 Jahren geringere Beiträge im Gefolge haben. 
Dazu kommt der Wegfall der Ausfälle von zahlungs⸗ 
unfähigen Unternehmern und die Verminderung der 
Verwaltungskoſten im Falle der Selbſtverſicherung. 
Neben ſo zu erzielenden Erſparniſſen kommen als Vor⸗ 
züge der Selbſtverſicherung in Betracht die im eigenen 
Intereſſe erfolgende Einwirkung der Verwaltung auf 
ſtrengere Beobachtung der Unfallverhütungsvorſchriften, 
das geſteigerte Verantwortlichkeitsgefühl der Aufſichts⸗ 
perſonen und damit Verminderung der Unfallgefahr, 
ferner ein ſchnelleres Eingreifen zur möglichſten Be⸗ 
ſeitigung der Unfallfolgen, Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung, Einſchränkung der Anzeigen, Wegfall der um⸗ 
ſtändlichen Lohnnachweiſungen, des Straf- und Über⸗ 
wachungsrechts der Berufsgenoſſenſchaften, Möglichkeit 
der Betätigung größeren Wohlwollens bei Feſt⸗ 
ſetzung der Renten in zweifelhaften Fällen u. a. 


Dieſen Vorzügen ſteht, falls eine einzelne Gemeinde 
die Selbſtverſicherung übernimmt, das Riſiko gegen⸗ 
über, daß durch einen einzigen ſchweren Unfall, der 
eine größere Zahl von Arbeitern betrifft, oder durch 
eine Reihe von Unfällen hintereinander die Belaſtung 
der Gemeinde eine größere wird, als ſie beim Ver⸗ 
bleiben in der Berufsgenoſſenſchaft geweſen wäre. 

Mit Rückſicht auf dieſe Gefahr, die allerdings in 
leiſtungsfähigen Großſtädten nicht überſchätzt werden 
darf, verdient meines Erachtens ein Verband den Vor⸗ 
zug, der ſich auf möglichſt viele Städte und Kommunal⸗ 
verbände erſtreckt und durch ſeinen Umfang die Ge⸗ 
währ eines beſſeren Ausgleichs der Unfallgefahren und 
größerer Leiſtungsfähigkeit bietet. 


Fragt man die ſelbſtverſichernden Städte nach ihren 
Erfahrungen, wie Breslau im Jahre 1905, ſo ſind ſie 
mit wenigen Ausnahmen gut gefahren. So hat die 
Stadt Frankfurt a. M. durch die Selbſtverſicherung in 
20 Jahren, von 1888 bis 1908, 107960 M an Bei: 
trägen geſpart, unter Hinzurechnung der Zinſen ſogar 
rund 193000 M. Auch die Antworten der übrigen 
Städte ergeben, daß ihre Aufwendungen bei der Selbſt⸗ 
verſicherung weniger als / gegenüber den Beiträgen 
an die Berufsgenoſſenſchaften betragen haben. Auch 
Elbing hat in 25 Jahren 6422 M mehr an Beiträgen 
gezahlt, als in ihren Baubetrieben Rentenentſchädi⸗ 
gungen fällig wurden. Auch im bayeriſchen Verbande 
haben ſich die Beiträge weſentlich gemindert, im ſächſi⸗ 
ſchen, von dem mir genaue Zahlen vorliegen, haben 
fie für je 1000 M Lohnſumme betragen: 


1907: 1908: 1909: 1910: 
5,23 5,20 4,88 7,41, 
im Hannoverſchen: 
1902: 19082. 19092. 1910. 
5,58 5,7 6,6 6,8, 
gegenüber 20 und 22 bei der Tiefbau-Berufs⸗ 


genoſſenſchaft. 

Die neue Reichsverſicherungsordnung hat die Mög⸗ 
lichkeit der Selbſtverſicherung der Gemeinden und Kom⸗ 
munalverbände noch erweitert und z. B. auch erſtreckt 
auf die von ihnen verwalteten Fährbetriebe, die Eis⸗ 
gewinnung, den Baggereibetrieb, Fuhr- und Stall⸗ 
haltungsbetrieb. 

Ich halte die Gründung eines die weſtpreußiſchen 
Städte und Kreiſe umfaſſenden Unfallverſicherungs⸗ 
verbandes für ſpruchreif und kann nur bitten, den Vor⸗ 
ſtand oder eine beſondere Kommiſſion mit der weiteren 
Vorbereitung der Einzelheiten (Umfang, Verteilungs⸗ 
maßſtab, Organiſation, Satzungen) zu beauftragen. 

Die Kommiſſion wird gleichzeitig zu erwägen haben, 
ob ſich nicht auch die Ausdehnung der Verbandsauf⸗ 
gaben auf die Unfallverſicherung der beamteten An⸗ 
geſtellten, beſonders der in verſicherungspflichtigen Be⸗ 
trieben beſchäftigten techniſchen Beamten empfiehlt, die 
bisher in unſerer Provinz nur ſehr lückenhaft geregelt 
iſt. Mangels ortsſtatutariſcher Vorſchriften iſt nämlich 
für die Kommunalbeamten bei Unfällen im Dienſt er⸗ 
heblich ſchlechter geſorgt, als für die Arbeiter und nicht 
beamteten Angeſtellten mit Einkommen unter 5000 M 
in unfallverſicherungspflichtigen Betrieben. Die letzteren 
erhalten nämlich ohne Rückſicht auf die im ſtädtiſchen 
Dienſt verbrachte Zeit eine dem Grade der Erwerbs⸗ 
fähigkeit angepaßte Unfallrente bis zur Höhe der Voll⸗ 
rente von 66 ͤ des letzten Arbeitsverdienſtes. Der 
weſtpreußiſche Beamte dagegen, der vor Erfüllung der 
10 jqährigen Karrenzzeit im Dienſt verunglückt, muß mit der 
Minimalpenſion von 2% fürlieb nehmen und bei ſpäte⸗ 
rem Dienſtunfall mit der ſeinen Dienſtjahren entſprechen⸗ 
den Penſion. Reich und Staat haben deshalb längſt 
die geſetzliche Beſtimmung (Geſetz vom 18. Juni 1901 
bezw. 2. Juni 1902), daß, wenn Beamte, die in unfall⸗ 
verſicherungspflichtigen Betrieben beſchäftigt, infolge 
eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalles dauernd 
dienſtunfähig werden, De als Penſion 665/% ihres Dienſt⸗ 
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einkommens zur Zeit des Unfalls erhalten und daß 
ſich entſprechend die Leiſtungen an die Hinterbliebenen 
erhöhen. Nur 34 Städte ſind nach dem ſtatiſtiſchen 
Jahrbuch dieſem Beiſpiel gefolgt, etwa die Hälfte für 
beſtimmte Beamtenkategorien (Betriebswerke, Feuerwehr, 
Baubeamte, Polizei), die anderen für alle. In unſerer 
Provinz iſt außer für die Feuerwehr, deren Verſiche⸗ 
rung, ſoweit bekannt, auch die Provinzial⸗Feuerſozietät 
bereits zu regeln ſich bemüht, anſcheinend nur in Grau⸗ 
denz und Thorn wenigſtens teilweiſe Vorſorge getroffen. 
Es dürfte ſich empfehlen, der allgemeinen Regelung 
auch dieſer Frage in unſerer Provinz, wenn ſie ohne 
erhebliche Belaſtung der einzelnen Gemeinden geſchehen 
kann, einige Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

Wenn ich ſchließlich den Anſchluß an die Provinzial⸗ 
verwaltung empfohlen habe, ſo liegt das nahe, weil 
dieſe auch ſonſt bereits als Zentralſtelle für ähnliche 
gemeinſame Einrichtungen der Kommunen fungiert, 
über die nötigen verſicherungstechniſchen Kräfte verfügt 
und weil mit ihr uns auch ſonſt zahlreiche Geſchäftsver⸗ 
bindungen verknüpfen. Ich habe zu der Provinzial⸗ 
verwaltung und zu dem neuen Herrn Landeshauptmann 
das Vertrauen, daß ſie etwaigen Wünſchen des Städte⸗ 
tages gern entgegenkommen würden. 

Meine Herren, ich bin am Ende und bitte um Ans 
nahme meiner Anträge. Ich habe den Satz 1 auf 
Anregung des Vorſtandes etwas anders gefaßt als in 
der Ihnen vorliegenden Druckſache. Die Anträge 
lauten jetzt: 

Der weſtpreußiſche Städtetag wolle beſchließen: 

1. Der Vorſtand wird beauftragt, vor dem nächſten 

Städtetage den Verbandsmitgliedern ſchriftlich 
darüber Bericht zu erſtatten, ob und inwieweit 
die Gründung eines weſtpreußiſchen Unfallver⸗ 
ſicherungsverbandes in Ausſicht genommen werden 
kann. 
Der Vorſtand wird erſucht, die „Haftpflichtver⸗ 
ſicherung der Städte“ nach einigen Jahren erneut 
zum Gegenſtand der Verhandlungen des Städte⸗ 
tages zu machen. (Beifall.) 


Vorſitzender: Ich eröffne die Verhandlung über den 
Vortrag. 

Oberpräſident v. Zagow⸗Danzig: Ich wollte mir 
erlauben, an den Herrn Berichterſtatter zu meiner 
Information eine kurze Anfrage zu richten bezüglich 
der Unfallverſicherung. Ich nehme an, daß, wenn die 

Städte jetzt eine eigene Verſicherung begründen, die 
Renten, die bereits fällig find für ihre Angeftellten, 
von der Berufsgenoſſenſchaft weiter bezahlt und nicht 
ſeitens der Städte übernommen werden, daß alſo die 
Städte nur belaſtet werden für die zukünftig eintreten⸗ 
den Unfälle. Der Herr Berichterſtatter hat dann 
darauf hingewieſen, daß ſich bei dem Kapitaldeckungs⸗ 
verfahren außerordentlich hohe Beiträge ergeben, damit 
ein Sicherheitsfonds für die Zukunft gebildet werden 
kann. Wenn die Städte nun ſich ſelbſt verſichern, 
können ſie dann nicht eine Rückzahlung verlangen, ſo⸗ 
weit dieſer Fonds in Betracht kommt, oder müſſen ſie 
auch auf dieſe über das Maß gezahlten Beiträge ver⸗ 
zichten? Dieſe Frage wollte ich ſtellen. Im übrigen 
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ſtehe ich in allen Punkten auf dem Boden des Bericht⸗ 
erſtatters. 

Berichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Dr. Merten⸗ 
Elbing: Die Auseinanderſetzung mit den Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften iſt verſchieden gehandhabt worden. Bei der 
Tiefbauberufsgenoſſenſchaft, in der das Kapitaldeckungs⸗ 
verfahren üblich iſt, würde eine Belaſtung der Städte 
mit den Renten vorausſichtlich nicht eintreten, da eben 
der Kapitalwert bereits gezahlt iſt und die Rente von 
der Tiefbauberufsgenoſſenſchaft weiter gezahlt werden 
kann. Dagegen würden die Renten bei der Baus 
gewerksberufsgenoſſenſchaft vorausſichtlich von dem 
neuen Verbande übernommen werden müſſen; dafür 
würde dann aber auch ein Teil des angeſammelten 
Fonds auf den Verband übergehen. 

Landeshauptmann Freiherr Senfft v. Pilſach⸗Danzig: 
Ich bin leider genötigt, die Verſammlung in einiger 
Zeit zu verlaſſen und möchte daher ſchon jetzt die 
Erklärung abgeben, daß ein Antrag Ihrer Kommiſſion 
oder Ihres Verbandes an die Provinzialverwaltung, 
auch in dieſer Angelegenheit mit Ihnen zuſammen⸗ 
zugehen, der ſorgfältigſten und wohlwollendſten Prüfung 
von vornherein ſicher ſein darf. Wir haben ja fchon 
bei der Gründung der Ruhegehaltskaſſe und der Witwen⸗ 
und Waiſenkaſſe gemeinſam gearbeitet, und wenn auch 
die Geſchäftslaſt bei uns immermehr zugenommen hat, 
und ſich von vornherein keiner der Beamten für eine 
Vermehrung derſelben begeiſtert, ſo verkennen wir doch 
nicht, daß jede neue Aufgabe unſere ohnehin ſchon ſo 
engen Beziehungen für die Zukunft noch enger geſtalten 
und allen Beteiligten gerade deshalb zum Segen ges 
reichen muß. (Beifall.) 

Bürgermeiſter Fude-Löbau: Ich möchte den Be⸗ 
richterſtatter fragen, ob nicht auch die Verſicherung 
gegen Einbruch in den Plan mit einbezogen werden 
könnte. Bei andern Verſicherungen ſteht ja der Prämie 
faſt immer eine Gegenleiſtung gegenüber, während das 
bei der Verſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl nur in 
ſeltenen Fällen vorkommt. Ich meine daher, es wäre 
ſehr einfach, gerade dieſe Verſicherung mit in den Plan 
einzubeziehen. 

Brrichterſtatter, Erſter Bürgermeiſter Dr. Merten⸗ 
Elbing: Nach dem Material, das mir zugegangen iſt, 
iſt die Einbruchsverſicherung nur in ganz wenigen 
Städten eingeführt. Ich habe deshalb davon ob: 
geſehen, ſie zu berückſichtigen. Selbſtverſtändlich würde 
es möglich ſein, den Verband auch auf weitere Ver⸗ 
ſicherungsarten zu erſtrecken; ich habe zunächſt nur die 
hauptſächlichſten in Betracht gezogen. Der weitere 
Ausbau bliebe der Zukunft vorbehalten. 

Vorſitzender: Wird das Wort noch gewünſcht? — 
Das iſt nicht der Fall; die Erörterung iſt geſchloſſen. 

Der Herr Berichterſtatter hat außer ſeinen beiden 
Anträgen noch die Ihnen gedruckt vorliegenden Leit⸗ 
ſätze eingebracht. 

Sie lauten: 

1. Die Frage, ob ſich für die Städte der Übergang 
zur Selbſtverſicherung empfiehlt, ift hauptſächlich 
nach finanzpolitiſchen Geſichtspunkten zu be⸗ 
urteilen. 


2. Für die beſonders in Betracht kommenden Vers 
ſicherungsgebiete und die weſtpreußiſchen Städte 
ergibt die Prüfung folgendes: 

a) Die Übernahme der Selbſtverſicherung gegen 
Brandſchäden an ſtädtiſchen Immobilien und 
an ſtädtiſchem Mobilar iſt weder in der Form 
der Einzelſelbſtverſicherung noch eines Selbſtver⸗ 
ſicherungsverbandes zu empfehlen. 

b) Die Verſicherung gegen Haffpflichtſchäden in 
der Form eines Haftpflicht⸗Selbſtverſicherungs⸗ 
verbandes iſt ernſtlich zu erwägen. Die 
ſchwebenden langfriſtigen Verträge mit Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften machen es jedoch mög⸗ 
lich, zunächſt längere Erfahrungen der bereits 
gegründeten und in der Gründung begriffenen 
Städteverbände abzuwarten. 

c) Für die Verſicherung gegen Unfallſchäden iſt 
die Bildung eines weſtpreußiſchen Unfallver⸗ 
ſicherungsverbandes anzuſtreben. 

Einer Abſtimmung über die Leitſätze wird es nicht 
bedürfen. 

Von den Anträgen lautet der erſte: 

„Der Vorſtand wird beauftragt, vor dem 
nächſten Städtetage den Verbandsmitgliedern 
ſchriftlich darüber Bericht zu erſtatten, ob und 
inwieweit die Gründung eines weſtpreußiſchen 
Unfallverſicherungsverbandes in Ausſicht ge⸗ 
nommen werden kann.“ 

Ich bitte die Herren, die gegen Melen Antrag find, 
ſich von den Plätzen zu erheben. Das tut niemand. 
Der Antrag iſt einſtimmig angenommen. 

Der zweite Antrag lautet: 

„Der Vorſtand wird erſucht, die „Haftpflicht 
verſicherung der Städte“ nach einigen Jahren er⸗ 
neut zum Gegenſtand der Verhandlungen des 
Städtetages zu machen.“ 

Ich bitte die Herren, die gegen dieſen Antrag ſind, 
ſich zu erheben. — Der Antrag iſt ebenfalls einſtimmig 
angenommen. 

Ich darf dem Herrn Redner den Dank der Ber: 
ſammlung für ſeine intereſſanten Ausführungen auss 
ſprechen, die zur Klärung der Sachlage ſehr beigetragen 
haben. 

Von Seiner Exzellenz iſt der Wunſch ausgeſprochen, 
daß wir die Ziffer 7 der Tagesordnung vorwegnehmen 
möchten: 

Die Belaflung der Gemeinden mit Staatsge- 
ſchäften. Bericht der vom vorjährigen Städtetage 
eingeſetzten Kommiſſton. — Sie ſind damit einver⸗ 
ſtanden. R 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Ziglaff-Marienwerder: 
Meine Herren! Die Kommiſſion hat Déi von vornherein 
auf den Staudpunkt geſtellt, daß dieſe Frage in erſter 
Linie unter dem Geſichtspunkte der Vereinfachung der 
Verwaltung, der zweckmäßigen Geſtaltung der Verwal⸗ 
tung zu entſcheiden, und daß die Frage der finanziellen 
Ausgleichung erſt an zweiter Stelle zu erörtern ſei. 

Wir waren uns ferner darüber klar, daß es für 
unſer Thema gleichgiltig iſt, ob der Magiſtrat oder die 
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Polizeiverwaltung mit ſtaatlichen Geſchäften belaftet wird, 
da in beiden Fällen die Gemeinde die Laſt zu tragen 
hat. Ich darf hierbei kurz erwähnen, daß in den kreis⸗ 
angehörigen Städten manches von den Landräten der 
Polizei übertragen wird, wofür dieſe nicht zuſtändig iſt. 
Ich denke z. B. au die Inanſpruchnahme der Polizei 
bei Zuſtellungen des Landrats in ſeiner Eigenſchaft als 
untere Verwaltungsbehörde in Unfallverſicherungsange⸗ 
legenheiten. § 1 Abſ. 2 des Polizeiverwaltungsgeſetzes 
trifft hierfür nicht zu, da er nur „in Polizeiangelegen⸗ 
heiten“ erteilte Anweiſungen betrifft. Wohl aber hat 
nach § 62 11 der Städteordnung nach der herrſchenden 
Auslegung der Bürgermeiſter als ſolcher derartige Ge⸗ 
ſchäfte zu erledigen. Hier wird von den Landräten und 
ihren Bureaus mit Vorliebe die Adreſſe Polizeiverwaltung 
gebraucht. 

In der Sache herrſchte in der Kommiſſion völlige 
Einmütigkeit, daß die Städte keineswegs dahin zu ſtreben 
haben, an der Verwaltung ſtaatlicher Geſchäfte möglichſt 
wenig beteiligt zu werden. Im Gegenteil war die Auf⸗ 
faſſung maßgebend, daß die Stadtverwaltungen in er⸗ 
heblich größerem Umfange als bisher bei der Verwal⸗ 
tung ſtaatlicher Angelegenheiten mitzuwirken geeignet 
und bereit ſind. Es iſt bekannt, daß die Stadtver— 
waltungen im allgemeinen dahin ſtreben, die erweiterten 
Befugniſſe zu erlangen, die den Städten eingeräumt 
ſind, wenn ſie eine größere Bevölkerungsziffer aufweiſen. 
Es entſpricht auch der Natur der Dinge, daß die Städte 
verlangen, an der Handhabung obrigkeitlicher Ver⸗ 
waltung in weitgehendem Maße beteiligt zu werden. 
Die jetzt in Preußen beliebte Unterſchcidung, wonach 
die Gemeinde im weſentlichen nur wirtſchaftliche Auf⸗ 
gaben zu erfüllen hat, wird der Bedeutung der Ge: 
meinden nicht gerecht. 


Die Beteiligung der Gemeindebehörden an der Ber: 
waltung ſtaatlicher Aufgaben liegt auch durchaus im 
ſtaatlichen Intereſſe und iſt häufig gar nicht zu ent 
behren. Wenn man die Gemeinden z. B. in ſo aus⸗ 
gedehntem Maße bei der Steuerveranlagung heranzieht — 
die Voreinſchätzungskommiſſionen, die die Einkommen 
bis zu 3000 M im weſentlichen veranlagen, find eng 
der Gemeindeverwaltung angegliedert — wenn man 
jetzt der Gemeinde die Veranlagung der Wertzuwachs⸗ 
ſteuer übertragen hat, ſo doch nur darum, weil man 
die Sach⸗ und Ortskenntnis der Gemeinde nicht ent⸗ 
behren kann. Die Polizei iſt nach preußiſcher Rechts⸗ 
auffaſſung eine ſtaatliche Einrichtung; gleichwohl iſt für 
die kleineren Städte noch niemand auf den Gedanken 
gekommen, einem anderen Beanıten als dem Bürger: 
meiſter die Verwaltung der Polizei zu übertragen, weil 
dieſer durch ſeine kommunale Stellung uſw. zweifellos 
die geeigneteſte Perſon dazu iſt. In der Provinz Han⸗ 
nover, wo in den Städten mit Fleckenverfaſſung der 
Landrat die Ortspolizei ſelbſt handhaben muß, tritt die 
Unzweckmäßigkeit dieſes Zuſtandes ſcharf hervor. Die 
meiſten Landräte würden auch ſehr gerne dieſe Geſchäfte 
den Bürgermeiſtern abgeben. 

Eine Grenze muß aber für die Heranziehung der 
Gemeinden zu ſtaatlichen Arbeiten geſetzt werden — 
was man heute in der Zeit der Verwaltungsreform⸗ 


beſtrebungen gar nicht ſollte auszuſprechen brauchen. — 
Die Gemeinde darf nicht in willkürlicher Weiſe dazu 
ausgenutzt werden, Geſchäfte, die irgend welchen ſtaat⸗ 
lichen Behörden läſtig ſind, zu erledigen. 


Man hat heute vielfach den Eindruck, daß einzelne 
Staatsbehörden ihre Verwaltung dadurch zu verein⸗ 
fachen und zu verbilligen ſuchen, daß ſie den Gemeinden 
die entſprechende Arbeit aufhalſen. So glaubt offenbar 
mancher Landrat, wenn er Entſcheidungen vorgeſetzter 
Behörden den nachgeordneten Polizeibehörden mitteilt, 
er habe erheblich zur Vereinfachung des Schreibweſens 
beigetragen, während er daran nicht denkt, daß er die 
entſprechende Arbeit des Abſchreibens den Polizeibe⸗ 
hörden aufbürdet. Von einer Vereinfachung und Ver⸗ 
minderung des Schreibweſens kann hier keine Rede ſein, 


16 


da der Landrat das Abſchreiben im Wege der Verviel⸗ 
fältigung bequemer Herjfeuen tann als die Pölizéibehörde. 
Aus Thorn wird in dieſem Zuſammenhang berichtet, 
daß dort 1909 die Statiſtik über die Binnenſchiffahrt 
durch die Zollbehörde bewirkt worden ſei. Nachdem 
ſich aber herausgeſtellt habe, daß man bierzu für die 
Sommermonate keine volle Beamtenkraft brauche, habe 
man der Stadt dieſe Arbeit aufgezwungen, obwohl dieſe 
daran keinerlei Intereſſe habe, aber einen beſonderen 
Beamten dazu einſtellen müſſe. 


Die Auffaſſung, daß Arbeiten, die mit Koſten und 
Unbequemlichkeiten verknüpft ſind, am zweckmäßigſten den 
Gemeinden aufgebürdet werden, ſelbſt wenn geeignetere 
Organe dazu vorhanden ſind, herrſcht noch in weitem 
Umfange in der Staatsverwaltung. Wie wäre es ſonſt 
möglich, daß die Gemeinden in ſo ausgedehntem Maße 
als Briefbote für ſtaatliche Behörden benutzt werden. 
Man hat oft den Eindruck, als ſei das Verkehrsinſtitut, 
das von Reichswegen ſo großartig entwickelt iſt, das 
jeder Privatmann braucht, — die Poſt — bei den Staats⸗ 
behörden ein unbekanntes Ding. Es erklärt ſich das 
nur daraus, daß die Staatsbehörden die Poſt bezahlen 
müßten, während fie gewohnt ſind, von den Gemeinden 
die Arbeit unentgeltlich zu erhalten. Was dieſen die 
Ausübung der Botendienſte für Koſten verurſacht, davon 
wird keine Notiz genommen. Man denke z. B. an die 
Verhältniſſe in unſeren ausgedehnten Niederungsge⸗ 
meinden, wo der Poſtbote heute täglich zu jedem Be⸗ 
wohner kommt, um ihm Zeitungen, Druckſachen oder 
Briefſchaften zu bringen, der Gemeindediener aber, um 
einen Brief zu beſtellen, erft ſtundenlange Wege zurück⸗ 
legen muß. Und ähnlich iſt es in unſeren Städten. 
Früher mochte die jetzt übliche Ausnutzung der Ge⸗ 
meinden zu Briefbotendienſten Sinn haben, als der 
Poſtverkehr ſehr unentwickelt war und der Gemeinde⸗ 
diener noch eher in die Häuſer kam als der Poſtbote. 
Heute iſt die Ausnutzung der Gemeinden zu Boten⸗ 
dienſten nicht mehr zu rechtfertigen. Es kommen hierbei, 
wie ich auf dem vorjährigen Städtetage erwähnte, des 
öfteren ſeltſame Dinge vor. Die Stadt Marienwerder z. B. 
ſchickt den Bewohnern des Außenteils Liebenthal alle 
Briefe, der Koſtenerſparnis halber, per Poſt zu. Will 
eine Staatsbehörde dorthin zuſtellen, ſo erſucht ſie den 
Magiſtrat, dieſer aber wiederum die Poſt, wofür er 
das Porto zu entrichten hat. 


Wir dürfen unſere Auffaſſung dahin zuſammenfaſſen, 
daß die Gemeinden zwar in weitgehendſtem Maße an 
der obrigkeitlichen Verwaltung beteiligt werden ſollen, 
daß ſie aber mit Wahrnehmung einzelner ſtaatlicher 
Geſchäfte nur inſoweit belaſtet werden dürfen, als andere 
ebenſo geeignete ſtaatliche Organe nicht vorhanden ſind, 
daß ihnen inſonderheit rein mechaniſche Dienſtleiſtungen, 
für deren Erledigung große ſtaatliche Organiſationen 
gebildet find, überhaupt nicht übertragen werden dürfen. 


Von dieſem Standpunkte aus iſt vor allem zu ver⸗ 
langen, daß die Inanſpruchnahme der Gemeinden zu 
Botendienſten für Staatsbehörden in Wegfall komme. 
In erſter Linie gilt das für die Botendienſte der Militär⸗ 
behörden. Es iſt bekannt und viel erörtert, in welch 
unerträglichem Maße die Gemeinden von der Militär⸗ 
verwaltung zur Leiſtung von Botendienſten herangezogen 
werden. "ao ver nach den Verhandlungen des vorigen 

Städtetages im Preußiſchen Verwaltungsblatt abge⸗ 
druckte Miniſterialerlaß, der für den neuen Reichsetat 
Abhilfe in Ausſicht ſtellte, iſt noch nicht in die Wirk⸗ 
lichkeit umgeſetzt. Unſeren Forderungen, dieſe Dienſt⸗ 
leiſtungen dem dazu beſonders geeigneten Reichsorgane, 
der Poſt, zu übertragen, wird oft entgegengehalten, es 
handele ſich um Arbeiten, die die Poſt nach ihren Ord⸗ 
nungen nicht verrichten könne. Als ob die Ordnungen 
nicht kurzerhand abgeändert werden könnten, inſonderheit 
wo es ſich um ſtaatliche Anforderungen handelt. So⸗ 
weit es ſich um bloße Behändigung von Geſtellungs⸗ 
befehlen handelt, ſteht ſchon nach der geltenden Poſt⸗ 
ordnung kein Bedenken entgegen. Auch die Aushän⸗ 
digung der Mobilmachungsbefehle gegen Einziehung der 
alten Befehle wird der Poſtbote ebenſo gut vornehmen 
können wie der Magiſtratsbote. Ebenſo kann die Poſt 
die Zuſtellung der Einberufungsbefehle für die Rekruten 
beſorgen und die dabei verlangten kurzen Feſtſtellungen 
vornehmen, die im weſentlichen auf den Auskünften 
der Betreffenden beruhen. Es iſt ſehr eigenartig, daß 


z. B. in Berlin, wo die Polizeiverwaltung ſtaatlich iſt, 
dieſe Arbeiten für die Militärverwaltung ſchon jetzt von 
der Poſt erledigt werden. Wie kommt man dazu, ſie 
in den kleinen Gemeinden der Gemeinde zur Laſt zu legen? 


Genau ſo iſt es mit den zahlreichen Erſuchen an 
die Ortsbehörden um Zuſtellung und Aushändigung 


von Beſcheiden; ich erwähne nur die Erſuchen der Er⸗ 
ſatzbehörden, die einen Berechtigungsſchein zurückgeben, 
die Erſuchen der Berufsgenoſſenſchaften, die Mitglieds⸗ 
karten behändigen wollen. So auch mit den zahlreichen 
Zuſtellungen der Kataſterämter, der Steuerbehörden uſw. 
Für alle dieſe Botendienſte iſt die Poſt das geeignete 
Organ. Es liegt nicht der geringſte Anlaß vor, daß 
ſich hier die Poſt durch die Gemeindebehörden Konkurrenz 
machen läßt. 

In dieſen Zuſammenhang gehört auch die polizei⸗ 
liche Unterſchriftsbeglaubigung der Rentenquittungen, 
die an den Monatserſten den Gemeindebehörden eine 
ungeheuere Arbeitslaſt aufbürdet. Ob überhaupt eine 
Verpflichtung der Gemeinde⸗ oder Polizeibehörden zu dieſer 
Arbeit vorliegt, iſt zum mindeſten ſehr fraglich. Eine 
durch das Geſetz direkt auferlegte Pflicht beſteht nicht, 
jedoch haben die Miniſter des Innern und der Handels⸗ 


minifter durch Erlaß vom 13. Dezember 1893 (Pr. 
Verw. Blatt, Band 32, Seite 244) dieſe Pflicht herge⸗ 
leitet „aus der allgemeinen Verpflichtung aller öffent⸗ 
lichen Behörden, auch ohne eine ausdrückliche Anord⸗ 
nung innerhalb ihrer Zuſtändigkeit an der Durchführung 
der Geſetze nach Kräften mitzuwirken.“ 

Man kann ſehr zweifeln, ob die Auffaſſung der 
Miniſter zutrifft, zumal die Mitwirkung der Gemeinde⸗ 
und Polizeiorgane durchaus entbehrlich iſt. Der einzige 
Grund dafür iſt, daß die Poſt keine Verantwortung 
dafür tragen will, daß ſie an die wirklich Berechtigten 
auszahlt; dieſe Verantwortung ſoll ihr die Polizei ab⸗ 
nehmen. Zur Feſtſtellung der Identität der zahlreichen 
Rentenberechtigten iſt die Polizei aber weit weniger 
geeignet als die Poſt. Die Poſtbeamten kommen tag⸗ 
täglich faſt in jedes Haus und lernen die Bevölkerung 
beſſer kennen als die Polizeibeamten. Und wie geht 
es heute mit den zahlreichen Rentenberechtigten, die 
wegen Krankheit uſw. zur Beglaubigung nicht erſcheinen 
können? Hier muß der Gemeindebeamte in der Regel 
auf gut Glück und ſein Riſiko die Beglaubigung voll⸗ 
ziehen und abwarten, ob er ſich dadurch einen Regreß 
zuzieht. Ich darf darauf hinweiſen, daß gerade in 
dieſen Fällen auch von den ländlichen Gemeindevor⸗ 
ſtehern, die im allgemeinen mit den Beglaubigungen 
wegen ihrer geringen Zahl nicht ſo ſehr belaſtet werden, 
Klage erhoben wird, weil ſie oft auch nicht feſtſtellen 
können, wer die Unterſchrift vollzogen hat. 

Sieht man ab von der überwiegenden Zahl der 
Fälle, wo Zweifel nicht beſtehen, wo eine Beglaubigung 
alſo überflüſſig iſt, jo würden die zweifelhaften Fälle 
viel beſſer durch die Poſtbeamten als durch die Polizei⸗ 
beamten geklärt werden. Das Verfahren würde ſich 
am beſten ſo abwickeln, daß die Auszahlung der Renten 
nach Poſtbeſtellbezirken im Beiſein der Bezirkspoſtboten 
erfolgt, die die Empfänger zu rekognoszieren haben. 
Rentenberechtigten, die am Erſcheinen verhindert ſind, 
wird das Geld im Laufe der nächſten Wochen durch 
den Poſtboten behändigt. Die Mehrarbeit, die hierdurch 
der Poſt erwüchſe, wäre minimal. Den Gemeinden 
würde aber eine überaus läſtige mit ihren ſonſtigen 
Geſchäften in keinerlei Zuſammenhang ſtehende Arbeit 
abgenommen. — Durch die Reichsverſicherungsordnung 
wird an dem beſtehenden Rechtszuſtande, ſoviel ich habe 
erſehen können, nichts geändert. Die einſchlagende Be⸗ 
ſtimmung lautet: „Jede Perſon, die berechtigt iſt, ein 
öffentliches Siegel zu führen, iſt befugt, die bei den 
Zahlungen erforderlichen Beſcheinigungen zu erteilen 
und zu beglaubigen.“ Die hier in Betracht kommenden 
Unterſchriftsbeglaubigungen find aber nicht erforderlich. 


In der Kommiſſion wurde übrigens bei dieſer An⸗ 
gelegenheit angeregt, ob nicht die bislang von den 
eigenen Kontrollbeamten der Verſicherungsanſtalten vor⸗ 
genommene Kontrolle der Verſicherungskarten in den 
Hänfern zweckmäßiger Weiſe durch die Magiſtrate aus⸗ 
geübt werden könnte. Die Magiſtrate ſind als Orts⸗ 
armenverbände ſehr intereſſiert daran, daß ordnungs⸗ 
mäßig geklebt wird, ſie würden, ſo war die Annahme, 
da ſie die Verhältniſſe beſſer kennen, ſorgfältiger die 
Prüfung vornehmen als die Kontrollbeamten. Gegen 
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eine nicht zu hohe Entſchädigung würden ſie ſicherlich 
bereit ſein, den Verſicherungsanſtalten dieſe Tätigkeit ab⸗ 
zunehmen. Ich erwähne dies im Auftrage der Kom⸗ 
miſſion. Die Kommiſſion ſtellt dem Vorſtand anheim, 
ſich dieſerhalb mit dem Vorſtand der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt ins Benehmen zu ſetzen. 

Ich möchte aber im Anſchluſſe hieran noch eine 
Bitte an den Vorſtand ausſprechen, wobei ich der Zu⸗ 
ſtimmung der beteiligten Stadtvertreter gewiß zu ſein 
glaube. 

Nach der Reichsverſicherungsordnung iſt das Ver⸗ 
ſicherungsamt bei der unteren Verwaltungsbehörde zu 
errichten. Sollen alſo die Städte mit mehr als 10000 
Einwohnern die bisherigen Befugniſſe auf dem Gebiete 
der ſozialen Verſicherung behalten, ſo hat das zur 
Vorausſetzung, daß ihre Magiſtrate zu unteren Ver⸗ 
waltungsbehörden im Sinne der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung beſtellt werden. 

Ob die Regierung das tun will, iſt immerhin recht 
zweifelhaft, da heute in der Zeit der Verwaltungs⸗ 
reformbeſtrebungen unter Dezentraliſation und Verein⸗ 
fachung der Verwaltung lediglich die Übertragung mög⸗ 
lichſt aller Entſcheidungsbefugniſſe an den Landrat 
verſtanden wird. 

Im Intereſſe der Sache müßte aber den Magiſtraten 
die Stellung als untere Verwaltungsbehörde belaſſen 
werden. Sie überſehen die örtlichen Verhältniſſe beſſer 
als der Landrat und werden das Verſicherungsamt in 
der Regel beſſer beſetzen, als es beim Landratsamt 
geſchehen kann, wo zumeiſt ein jüngerer Aſſeſſor die 
Arbeiten erledigen wird. 

Es iſt aber auch durchaus erwünſcht, daß die Ver⸗ 
treter der Städte mit dem immer wichtiger werdenden 
Arbeiter⸗Verſicherungsweſen in enger Fühlung bleiben, 
da dies weſentlich dazu beiträgt, ihr Verſtändnis für 
die ſozialen Fragen der Gegenwart zu vertiefen. 

Ich bitte den Vorſtand, dieſe Bitte für die beteiligten 
Städte der Staatsregierung vorzutragen. Gerade dieſe 
Stellungnahme würde klar ergeben, daß die Vertreter 
der Städte nicht die Mitarbeit an der ſtaatlichen Ver- 
waltung ablehnen, ſondern ſich nur dagegen ſträuben, 
alle untergeordnete Arbeit, die irgend einer ſtaatlichen 
Behörde läſtig fällt, übernehmen zu ſollen. Zu erwägen 
wäre dabei auch noch, ob nicht auch den Magiſtraten 
in den Städten von 5000-10000 Einwohnern dies 
ſelben Kompetenzen eingeräumt werden ſollen. Ich 
würde dieſe Frage bejahen. 

Was die außerdem angeführten umfaſſenderen Ge⸗ 
biete ſtaatlicher Verwaltungstätigkeit angeht, die den 
Gemeinden überwieſen ſind, ſo war die Kommiſſion 
der Auffaſſung, daß hier eine im weſentlichen andere 
Regelung nicht in Vorſchlag gebracht werden ſolle, daß 
man vielmehr die Übertragung an die Gemeindebehörden 
als eine ſachgemäße Regelung betrachte. 

Das Standesamt iſt zweifellos eine rein ſtaatliche 
Angelegenheit, wie ſchon der Umſtand ergibt, daß das 
Standesamt als Königliche Behörde ausgeſtaltet iſt. 
Gleichwohl dürfte ſich eine Einſetzung beſonderer ſtaat⸗ 
licher Amter nicht empfehlen, weil dann aus geſchäft⸗ 
lichen Rückſichten die Bezirke ſo groß geſtaltet werden 


müßten, daß beſonders für die ländliche Bevölkerung 
große Unbequemlichkeiten entſtehen würden. In den 
Städten iſt aber die Angliederung dieſer Verwaltungs- 
tätigkeit an die Gemeindebehörden von ſelbſt gegeben. 

Die Heranziehung der Gemeindeverwaltung zu den 
Geſchäften der Steuerveranlagung wird allerorts als 
beſonders läſtig empfunden, gerade weil dieſe Geſchäfte 
einen ſo koloſſalen Umfang angenommen haben. 
Andererſeits wird im Intereſſe des Publikums, damit 
ihm allzu weite Wege eripart bleiben, und auch im 
Intereſſe ſachlicher Richtigkeit die Mitarbeit der Ge⸗ 
meindebehörden nicht entbehrt werden können. Im 
Wege der Verwaltungsanordnung würde aber auch 
hier manches praktiſcher geſtaltet werden und eine 
übergroße Beanſpruchung der Gemeinden vermieden 
werden können. Als ſolche muß es angeſehen werden, 
wenn aus einem Kreiſe berichtet wird, daß den Ge⸗ 
meinden nach erfolgter Beanſtandung der Steuerdekla⸗ 
rationen die Steuerſachen zugeſandt werden, um mit 
den Zenſiten zu verhandeln und gutachtlich Stellung 
dazu zu nehmen. Das Verhandeln über die Bean: 
ſtandung dürfte aber zweckmäßiger Weiſe vom Vor⸗ 
ſitzenden der Kommiſſion zu erfolgen haben. 

Inzwiſchen hat übrigens der Finanzminiſter — 
durch Erlaß vom 6. Juni 1911 — anerkannt, daß 
häufig die Gemeinden zu den Geſchäften der Steuer⸗ 
veranlagung im Übermaß herangezogen würden, und 
Abhilfe verfügt. Wir dürfen wohl hoffen, daß damit 
unſern Beſchwerden auf dieſem Gebiet abgeholfen iſt. 

Durch die ſoziale Geſetzgebung wird ferner den 
Gemeinden auch nicht unerhebliche Arbeit aufgebürdet. 
Zum Teil läßt ſich die Arbeit der Gemeinden nicht 
recht erſetzen, weil ſonſt der Bevölkerung zu weite Wege 
und andere Weiterungen entſtänden. Das gilt ins⸗ 
beſondere von der Ausſtellung und Aufrechnung der 
Karten. Außerdem iſt nicht zu verkennen, daß die Ge⸗ 
meinden an dieſen Aufgaben inſonderheit wegen ihres 
Einfluſſes auf die Armenkoſten beſonders intereſſiert 
find. Ein erheblicher Teil würde ihnen aber zweck⸗ 
mäßiger Weiſe abgenommen werden können, beſonders 
die Unfallunterſuchungen. Wenn ich recht ſehe, werden 
dieſe von den Polizeibehörden, da ihnen techniſches 
Können abgeht, häufig wenig ſachkundig vorgenommen, 
ſodaß der Zweck der Unterſuchung oft nicht erfüllt 
wird. Hier würden die Berufsgenoſſenſchaften ſicherlich 
weiter kommen und ſparſamer wirtſchaften, wenn ſämt⸗ 
liche Berufsgenoſſenſchaften zuſammen für kleine Bezirke 
Unterſuchungsbeamte anſtellten und ihnen die Arbeit 
übertrügen. Sie könnten dann an Ort und Stelle 
jeden einzelnen Unfall genau unterſuchen. 

Angeregt wurde ferner von Herrn Bürgermeiſter 
Stolzenberg-Graudenz, ob nicht die Verſtaatlichung 
der Kriminalpolizei, eventuell ihre behördliche Unter⸗ 
ſtellung unter die Staatsanwaltſchaften gefordert werden 
ſollte. Die Kommiſſion beſchloß, die Erörterung dieſer 
Frage hier auszuſchalten, weil ſie ſich eine allgemeine 
Entlaſtung der Gemeinden davon nicht verſprechen 
konnte. Gewiß würde es ſehr wünſchenswert ſein, ja 
es iſt durchaus notwendig, beſonders bei ſchweren Ver⸗ 
brechen gewandte Kriminalbeamte ſofort überall zur 
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Hand zu haben; die Kommiſſion war aber der Anſicht, 
daß auch nach Einführung einer ſtaatlich organiſierten 
Kriminalpolizei für den ganzen Staat die laufende 
Arbeit in dieſen Sachen in den kleineren Städten doch 
der kommunalen Polizei verbleiben würde, daß alſo 
eine weſentliche Entlaſtung nicht eintreten würde. Im 
übrigen iſt das Thema, beſonders die behördliche Ein- 
gliederung der ſtaatlichen Kriminalpolizei derartig 
ſchwierig, daß wir glaubten, damit die heutige Erörte⸗ 
rung nicht noch belaſten zu dürfen. 


Über eine Frage, die mit dem Thema zwar eng 
zuſammenhängt, aber doch nicht ganz darunter fällt, 
hat ſchon auf dem vorigen Städtetage eine lebhafte 
Erörterung ſtattgefunden, das iſt die Amtsanwaltſchaft. 
Hier iſt die geſetzliche Regelung recht eigenartig. Der 
Staat überträgt nicht etwa den Gemeinden die Aus⸗ 
übung des Amtes, wie er es bei der Polizei getan hat, 
ſondern er verpflichtet die Gemeindeverwaltungen nur, 
ihm für den Fall, daß er nicht anderweitig ſich behilft, 
für die Stelle des Amtsanwalts eine geeignete Perſön⸗ 
lichkeit zur Verfügung zu ſtellen. Dieſe Vorſchrift wird 
ihre Entſtehung weſentlich der Unfertigkeit des Inſtituts 
der Amtsanwälte verdanken. Man war ſich ſeinerzeit 
bei Einrichtung der Amtsanwaltſchaft noch viel weniger 
klar darüber, wie man die Amtsanwaltſchaft organi⸗ 
ſieren ſollte, als heute, wo auch gerade in Juriſten- 
kreiſen immer mehr die Forderung erhoben wird, der 
Amtsanwalt müſſe hauptamtlich angeſtellt werden. So 
verfiel man auf das einfache Mittel, daß man, um 
möglichſt geringe Koſten aufzuwenden, für die kleineren 
Amtsgerichte die Bürgermeiſter für die Stellen der 
Amtsanwälte in Ausſicht nahm, die dagegen auch wenig. 
einzuwenden hatten, weil ſie freie Zeit hatten und gerne 
etwas nebenbei verdienen mochten. Heute haben ſich 
in dieſer Beziehung die Verhältniſſe weſentlich geändert. 
Schon in Städten von der Größe Marienwerders wird 
heute der Bürgermeiſter keine Zeit, vor allem aber 
nicht das erforderliche Intereſſe haben, um die Amts⸗ 
anwaltsgeſchäfte an einem größeren Amtsgerichte ord⸗ 
nungsmäßig zu erledigen. Seine Intereſſen müſſen 
naturgemäß viel mehr den Verwaltungsfragen gewidmet 
ſein, als daß er ſich mit untergeordneten Fragen der 
Strafjuſtiz befaſſen könnte. Ahnlich iſt es in den 
kleineren Städten, wo die Amtsanwaltſchaft wegen der 
Größe des Gerichtsbezirkes eine erhebliche Menge Arbeit 
verurſacht. Das würde aber noch erträglich ſein, wenn 
die Amtsanwaltſchaft organiſch mit der Gemeindever— 
waltung verbunden wäre. Dann könnte durch Anz 
ſtellung von Bureaubeamten uſw. für eine entſprechende 
Einteilung der Geſchäfte geſorgt werden, es wäre auch. 
Sorge getragen, daß die Beſoldung entſprechend dem 
Umfange der Arbeit und der Bedeutung des Amtes 
geſtaltet wäre. Eine organiſche Verbindung beider 
Amter liegt aber nicht vor. Im Gegenteil, die Juſtiz⸗ 
verwaltung behält ſich ausdrücklich vor, andere ihr ge 
nehme Perſonen zu Amtsanwälten zu beſtellen. So 
iſt z. B. in Marienburg und Marienwerder beim. 
Wechſel des Bürgermeiſters der frühere Bürgermeiſter 
Amtsanwalt geblieben. Legt dieſer aber das Amt 
nieder, ſo muß die Gemeinde wieder einen neuen Amts⸗ 


anwalt präjentieren. Man bedenke die Folgen. Zu⸗ 
nächſt müßte die Stadt dem neuen Bürgermeiſter aus 
kommunalen Mitteln ſo viel zulegen, daß er die Ein⸗ 
nahmen nicht entbehrte, die der frühere Stelleninhaber 
als Amtsanwalt hatte. Legt nun aber der frühere 
Bürgermeiſter das Amt des Amtsanwalts nieder, und 
will der jetzige Bürgermeiſter das Amt übernehmen, 
ſo müßte durch organiſatoriſche Anderung für ſeine 
Entlaſtung in kommunaler Arbeit geſorgt werden. 
Viel bedenklicher liegt die Sache in den kleineren Städten, 
beſonders wenn dort ein großes Amtsgericht iſt. Hier 
iſt das Amt des Bürgermeiſters geradezu ſo konſtruiert, 
daß er die Tätigkeit des Amtsanwalts mit verſieht. 
Wird ihm dieſe Tätigkeit bei der Neubeſetzung der 
Stelle des Bürgermeiſters nicht übertragen, ſo hat er 
einen ſehr erheblichen Einnahmeausfall, in der Regel 
wird auch ſeine Arbeitskraft dann nicht voll ausgenutzt. 
Einrichten kann ſich die Stadt aber hierauf doch nicht, 
weil ſie immer damit rechnen muß, daß über kurz oder 
lang an den Bürgermeiſter die Forderung herantritt, 
das Amt des Amtsanwalts zu übernehmen. 

Man kann der Auffaſſung ſein, daß die nebenamt⸗ 
liche Verwaltung der Amtsanwaltsgeſchäfte über kurz 
oder lang der Vergangenheit angehören wird, jeden⸗ 
falls muß aber die Forderung erhoben werden, daß 
die Frage der Amtsanwaltſchaft für die faſt ausſchließ⸗ 
lich beteiligten kleineren Städte den Forderungen der 
Billigkeit und Gerechtigkeit entſprechend geregelt werde. 
Da ſcheinen uns zwei Möglichkeiten gegeben. Eut⸗ 
weder der Staat verbindet das Amt organiſch mit dem 
Gemeindeamt, indem in den betreffenden Gemeinden 
der Bürgermeiſter oder nach Beſchluß der Gemeinde⸗ 
behörden — evtl. unter Beſtätigung der Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörden — ein anderer Gemeindebeamter kraft 
Geſetzes zum Amtsanwalt erklärt wird, und der Staat 
nach geſetzlich zu regelnder Norm einen Teil der Be⸗ 
ſoldung uſw. des Beamten übernimmt, oder aber es 
fällt die geſetzliche Verpflichtung der Gemeinden fort, 
im Notfalle den Amtsanwalt zu präſentieren. Dann 
hätte der Staat die Freiheit, dem Bürgermeiſter, wenn 
dieſer einverſtanden iſt, das Amt zu übertragen; es 
könnte ſich aber niemand mehr über den geſetzlichen 
Zwang beſchweren. Dabei könnte auch beſtimmt werden, 
daß die Gemeindebehörden der Übertragung des Amtes 
an den Bürgermeiſter nicht widerſprechen könnten. Der 
heutige Zuſtand, wonach der Staat völlig freie Hand 
hat, und nur die Gemeinde gebunden iſt, iſt auf die 
Dauer unerträglich. 

Gerade dieſe Frage muß übrigens prinzipiell be⸗ 
trachtet werden. Es iſt uns bekannt, daß eine große 
Zahl Bürgermeiſter das Amt ungern miſſen würden, 
weil ſeine Verwaltung auch manche Vorteile und Be⸗ 
quemlichkeiten mit ſich bringt, insbeſondere für Hand⸗ 
habung des Polizeiſtrafrechts. Derartige Geſichtspunkte 
müſſen aber zurücktreten, da es nicht auf die Bequem⸗ 
lichkeit einzelner ankommen kann. 

Ein Punkt wurde in der Kommiſſion noch erwähnt, 
der zwar nicht direkt mit dem Thema zuſammenhängt, 
der aber doch vielleicht hier kurz beleuchtet werden darf. 
Das iſt die Belaſtung der Städte mit den Geſchäften 
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der Feuerſozietät. Hierbei wurde beſonders betont, 
daß es zweckmäßig ſein würde, den Magiſtraten die 
Geſchäfte der Kreisdirektoren zu übertragen, wie es 
auch in der Provinz Poſen der Fall iſt. Einmal 
würden dieſe durch die gewährten Entſchädigungen 
daran intereſſiert, möglichſt viele Verſicherungen der 
Sozietät zuzuführen, andererſeits würden die Taxen 
uſw. von den Magiſtraten wegen ihrer Orts- und 
Sachkenntnis mindeſtens ebenſo gut vorgenommen 
werden als von den Landräten. Näher kann in dieſem 
Zusammenhange hierauf nicht eingegangen werden. 


Mit dem Ausgeführten werden wir die Haupt⸗ 
geſichtspunkte, die hierbei nach unſerer Auffaſſung in 
Frage kommen können, erwähnt haben. Wir kommen 
zu der Erörterung der finanziellen Schadloshaltung 
der Gemeinden für die Erfüllung ſtaatlicher Aufgaben. 
Gerade hier iſt es aber ſehr ſchwer, Vorſchläge zu 
machen, die allſeitige Zuſtimmung finden könnten. 
Würde die Regelung z. B. in der Weiſe erfolgen, daß 
nach einem ideal gerechten Maßſtabe ſämtliche Gemein⸗ 
den entſchädigt würden, ſo könnte es eintreten, daß in 
der überwiegenden Zahl der Gemeinden die Gemeinde⸗ 
angehörigen als Staatsbürger in den einzelnen Ge⸗ 
meinden, um die Aufwendungen zu decken, genau das 
gleiche aufbringen müßten, was die Gemeinden vom 
Staat erhalten würden. In dieſem Falle würde die 
ganze Schadloshaltung ohne rechten Zweck ſein. Sie 
hat überhaupt nur Bedeutung, wenn man annimmt, 
daß durch die Belaſtung eine große Zahl von Ge 
meinden ſtärker finanziell belaſtet werden, als der 
Steuerkraft ihrer Bürger entſpricht. Man könnte, da 
der Umfang der ſtaatlichen den Gemeinden übertragenen 
Aufgaben ſich weſentlich nach der Bevölkerungsziffer 
geſtaltet, dazu kommen, die ſtaatlichen Beiträge nach 
dieſer zu verteilen. Dagegen beſtehen aber doch inſo⸗ 
fern erhebliche Bedenken, als die Koſien ſich durchaus 
nicht ausſchließlich nach der Einwohnerzahl richten, 
ſondern die Güte der Verwaltung, die Lage der Ge⸗ 
meinde uſw. in Betracht kommen. Die tatſächlich er⸗ 
wachſenen Koſten für alle einzelnen Verwaltungszweige 
zu berechnen, wird aber in den kleinen Gemeinden faſt 
ebenſo ſchwer ſein, als feſtzuſtellen, welcher Anteil hier⸗ 
von dem Staate zur Laſt zu legen wäre. 


Wir haben deshalb in der Kommiſſion beſchloſſen, 
nur die Forderung zu erheben, daß der Staat wenigſtens 
an der Tragung der Polizeikoſten ſich in angemeſſener 
Weiſe beteilige. Bislang iſt dieſe Forderung durch⸗ 
geführt in den großen Städten mit Königlicher Polizei⸗ 
verwaltung, wo der Staat ?/, der unmittelbaren Polizei⸗ 
koſten trägt, und auf dem platten Lande, wo er ein⸗ 
mal das Exekutivperſonal, die Gendarmerie, bezahlt, 
außerdem aber den Amtsverbänden Dotationen zur 
Tragung der Polizeikoſten gewährt. Nur die Städte 
mit ſtädtiſcher Polizeiverwaltung haben die Polizei⸗ 
laſten allein zu tragen. Aus welchem Grunde iſt un⸗ 
erfindlich, um ſo mehr, als die kleineren Städte ſo 
ſtark belaſtet ſind, daß ihnen am eheſten eine Er⸗ 
leichterung der Laſten zu gönnen wäre. Außerdem 
zwingt ſie die Belaſtung, in der Ausgeſtaltung des 
Polizeiweſens ſo ſparſam vorzugehen, daß darunter oft 


die Güte der Polizei leidet. Hier muß die Forderung 
erhoben werden, daß der Staat wie bei den König⸗ 
lichen Polizeiverwaltungen 7 der unmittelbaren Polizei⸗ 
koſten trägt. Es würde dann etwa der gleiche Zuſtand 
ſich ergeben, wie in England, wo der Staat den 
Städten, mit deren Polizei er zufrieden iſt, 50% der 
Unkoſten erſtattet. Daß irgend welche Bedenken dieſer 
Forderung entgegenſtehen, iſt nicht anzunehmen. Die 
Gefährdung der Selbſtverwaltung, von der ſtets ge⸗ 
ſprochen wird, wo der Staat Koſten aufwenden ſoll, 
kann nicht in Betracht kommen, da in Polizeiſachen von 
Selbſtverwaltung keine Rede iſt. Daß aber das ſtaat⸗ 
liche Intereſſe an der Handhabung der Polizei mindeſtens 
das gleiche iſt wie das der Gemeinden, ergibt klar der 
Umſtand, daß vielfach die Polizeibehörden zu direkten 
Staatsorganen gemacht worden ſind, und daß auch in 
allen anderen Fällen die Polizeiverwaltung im Namen 
des Königs geführt wird. Die Gemeinde hat abgeſehen 
von der Beſchaffung des Beamtenperſonals ſo gut wie 
keinerlei Einfluß auf die Handhabung der Polizei. 
Die Polizei wird, auch wo ſie an die Gemeinde⸗ 
verwaltung angegliedert iſt, als rein ſtaatliche An⸗ 
gelegenheit behandelt. Mag der Staat dort, wo König⸗ 
liche Polizei eingerichtet iſt, an der Handhabung der 
Polizei mehr Intereſſe nehmen, ſoviel iſt gewiß, daß 
ſein Intereſſe an der Handhabung der kommunalen 
Polizei nicht viel geringer iſt, und daß dieſe mit Ein⸗ 
griffen der Aufſichtsbehörden mindeſtens im gleichen 
Maße bedacht wird, wie die Königliche Polizei. 

Wir haben in unſern Ausführungen nur geringe 
Forderungen erhoben, Forderungen gegen deren Be⸗ 
rechtigung nichts wird eingewendet werden können. 
Nachdem ſo oft die Staatsregierung und große und 
maßgebende politiſche Parteien die beſonders hier zahl⸗ 
reich vertretenen kleinen Städte ihres Wohlwollens 
und ihrer Unterſtützung verſichert haben, wird es nie⸗ 
mand unbeſcheiden finden, wenn wir den Wunſch und 
die Erwartung ausſprechen, es möchte wenigſtens in 
dieſen Punkten uns geholfen werden. 

Der vorhin erwähnte Erlaß des Miniſters des Innern 
über die Mitwirkung bei Zuſtellung militäriſcher Be⸗ 
fehle und der mit Freude zu begrüßende Erlaß des 
Finanzminiſters über die Heranziehung der Gemeinden 
zu den Geſchäften der Steuerverwaltung zeigen uns 
auch, daß unſere Beſtrebungen an zuſtändiger Stelle 
Gehör finden und geben uns die Hoffnung auf weitere 
Erfüllung unſerer Wünſche. Ich bin ſogar ſo kühn, 
es nicht für unmöglich zu halten, daß einmal ein 
Finanzminiſter ſich bemühen ſollte, unſern Wünſchen 
wegen ſtaatlicher Beihilfe zu den Polizeikoſten gerecht 
zu werden. Wenn der Staat Millionen neu aufwendet, 
um die Polizeiverwaltung großer Induſtriegebiete zu 
verſtaatlichen, wird er auch für unſere Polizei Mittel 
flüſſig machen können. 

Die Kommiſſion ſtellt den Antrag: 

Der Städtetag wolle ſeinen Vorſtand beauf⸗ 
tragen, im Sinne unſerer Ausführungen bei den 
Provinzialbehörden, den beteiligten Miniſterien 
und Reichsämtern und den beiden Häuſern des 
Landtages ſowie dem Reichstage vorſtellig zu 
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werden, auch den Abgeordneten unſerer Provinz. 
dieſe Ausführungen mit der Bitte um Unter⸗ 
ſtützung zu unterbreiten. 

(Beifall.) 

Vorſitzeuder: Ich eröffne die Verhandlung über 
dieſen Gegenſtand. Ich bitte die Herren Diskuſſions⸗ 
redner hier vorzutreten, da ſie ſonſt am Stenographen⸗ 
tiſche nicht deutlich zu verſtehen ſind. 


Bürgermeiſter Eggert⸗Rieſenburg: Zu meinem vor⸗ 
jährigen Vortrage wurde ſeitens verſchiedener Städte⸗ 
tagvertreter bemerkt, daß es den Anſchein gehabt hätte 
als wollte ich das Ziel verfolgen, daß eine Reihe 
wichtiger Staatsgeſchäfte den Gemeindebehörden abge⸗ 
nommen und auf ſtaatliche Behörden übertragen werden 
ſolle. Demgegenüber möchte ich auch heute betonen, 
daß mir eine derartige Abſicht völlig fern gelegen hat; 
ich habe in meinen Ausführungen ein derartiges Bes 
ſtreben auch garnicht durchblicken laſſen. Vielmehr bin 
ich durchdrungen von der Überzeugung, daß gerade die 
Erfüllung vieler ſtaatlicher Angelegenheiten unſern Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern Leben und Gedeihen gibt, und daß 
die Bürgerſchaft ein Intereſſe daran hat, daß die Er⸗ 
ledigung dieſer Arbeiten in den Händen der Selbſtver⸗ 
waltung bleibt. Meine Ausführungen waren lediglich⸗ 
getragen von dem Gedanken, daß die Staatsbehörden den 
Gemeindebehörden die vielen mechaniſchen Dienſtver⸗ 
richtungen abnehmen möchte und daß bei der Über⸗ 
tragung neuer ſtaatlicher Funktionen an die Gemeinden 
die finanzielle Entſchädigung mehr in den Vordergrund 
treten möge als bisher. Ich bitte dem Vorſchlage der 
Kommiſſion zuzuſtimmen und weiſe darauf hin, daß unſere⸗ 
diesbezüglichen Beſtrebungen auch von Erfolg begleitet 
ſein dürften. Hat doch der Oſtpreußiſche Städtetag 
ſchon erreicht, daß die militäriſchen Zuſtellungen nicht 
mehr durch die Gemeindebehörden, ſondern durch die 
Poſt bezw. durch Militärperſonen erfolgen. Auch ſeitens 
des Finanzminiſters iſt neuerdings ein Erlaß ergangen, 
der auf eine Entlaſtung der Gemeinden hinzielt. Im 
übrigen möchte ich mir inſofern weitere Stellungnahme 
vorbehalten, als ich evtl. nach Abſchluß unſerer Bes 
mühungen auf dieſe Sache zurückkomme. 

Oberpräſident v. Jagow-Danzig: Ich nehme an, 
daß Sie dem Vorſchlage Ihrer Kommiſſion entſprechend 
den von Herrn Bürgermeiſter Zitzlaff erſtatteten Be⸗ 
richt den Behörden zur Kenntnisnahme unterbreiten 
werden. Ich kann darauf verzichten, mich heute auf 
Einzelheiten dieſer Anregungen einzulaſſen, weil ſie ja 
zum Teil Reſſorts betreffen, die mir überhaupt nicht 
unterſtehen, weil ſie andererſeits außerordentlich viel⸗ 
ſeitig ſind und eine Stellungnahme zu manchen mir 
heute ganz klaren Punkten vielleicht den Anſchein er⸗ 
wecken könnte, als ob ich zu anderen Punkten eine 
ablehnende Haltung einnehme oder meine Stellung⸗ 
nahme verſchweigen möchte. Ich habe mir nur ganz 
wenige Punkte aus den Ausführungen des Herrn 
Berichterſtatters notiert, zu denen ich einige kurze Be⸗ 
merkungen machen möchte. Auf eine der weſentlichſten 
Fragen, auf die Frage der Polizeiverwaltungen und 
der Polizeiverwaltungskoſten möchte ich heute umſo⸗ 
weniger eingehen, weil ich, wenn ich nicht irre, ſchon 


auf dem vorigen Städtetage meine perſönliche Auf⸗ 
faſſung habe durchklingen laſſen, die ſich ja von dem 
Endzweck des Herrn Berichterſtatters und vielleicht 
auch von der Auffaſſung der maßgeblichen Stellen 
unſerer Staatsverwaltung in etwas unterſcheiden könnte. 
Ich habe ſchon in dem vorigen Jahre durchblicken laſſen, 
daß ich auf Grund meiner eigenen praktiſchen Er⸗ 
fahrungen, namentlich meiner langjährigen Erfahrung 
in der Provinz Poſen mit der dort durchgeführten 
Königlichen Polizeiverwaltung, ein recht warmer Freund 
der Kgl. Polizeiverwaltungen geworden bin und in der 
Wärme dieſer Zuneigung vielleicht doch erheblich weiter 


gehe, als die hier anweſenden Vertreter der kommu— | 
Ich möchte einige Punkte 


nalen Polizeiverwaltungen. 
der Ausführungen von Herrn Bürgermeiſter Zitzlaff 
nicht ganz unwiderſprochen laſſen, wenn ſie auch zum 
Teil nebenſächlicher Natur, zum Teil wohl auch nur 
die ſchnellen Redewendungen eines hübſch gefaßten 
Vortrages waren. Herr Zitzlaff ſprach ſich dahin aus, 
es werde den Gemeinden zugemutet, alle Geſchäfte zu 
erledigen, die anderen Behörden läſtig ſind. Ich 
glaube, das iſt doch etwas zu weit gegangen; ſo ſind 
wir Organe der Staatsverwaltung doch nicht, daß wir 
nur die Geſchäfte führen, die uns angenehm ſind, und 
daß wir das, was uns läſtig und unbequem iſt, auf 
andere Schultern, insbeſondere auf die bewährten 
Schultern der Kummunalverwaltung, abladen. Weiter 
ſtehe ich auf dem Standpunkt, daß man von den 
Polizeiorganen, insbeſondere von den unteren verlangen 
muß, damit ſie ihren Dienſt voll erfüllen können, daß 
ſie ſich auch um das einzelne Individium kümmern, 
daß ſie über das einzelne Judividium ihres Inſpektions⸗ 
bezirks orientiert find; und ich glaube Herrn Zitzlaff 
nicht beipflichten zu können, daß in Marienwerder die 
Poſtbeamten die einzelnen Individuen beſſer kennen, 
als die Polizeibeamten. Ich glaube es nicht und würde 
es nicht für den normalen Zuſtand halten. Dann hat 
Herr Zitzlaff das auch mir ſehr unerwünſchte Ereignis 
in Thorn, betreffend die Schiffahrtsſtatiſtik, erwähnt. 
Wenn die Sache in ihrer kurzen Form vielleicht auch 
recht kraß klang, ſo möchte ich doch dem vorbeugen, 
daß hier aus der Verſammlung heraus gegen die mir 
ja nicht direkt aber indirekt unterſtellte Verwaltung der 
indirekten Steuern der Vorwurf erhoben werden könnte, 
als ob ſie ſich in dieſem Falle unliebenswürdig gezeigt 
hätte. Es handelt ſich darum, daß der Handels⸗ 
miniſter angeordnet hatte, um über die Verhältniſſe 
des geſamten Handels in den größeren Stromgebieten 
informiert zu ſein, daß eine Statiſtik über den Schiff⸗ 
fahrtsverkehr auf allen größeren Strömen aufgeſtellt 
werden ſollte. Die Verwaltung der indirekten Steuern 
hatte an ſich mit dieſer Erhebung abſolut nichts zu 
tun, ſie hat ſie in gefälliger Weiſe für den Bezirk der 
Stadt Thorn übernommen, weil ſie durch ihre Or⸗ 
gane an der Grenze den größten Teil dieſer Geſchäfte 
ausführen konnte. Als ſie nicht mehr dazu in der 
Lage war, da war ſie auch verpflichtet wie berechtigt, 
die kommunalen Organe heranzuziehen. Ich möchte 
über die Frage, ob es angebracht iſt, ſolche Laſten der 
Kommune aufzubürden hier nicht diskutieren, ich wollte 
nur betonen, daß die hieſige Provinzial⸗Steuerdirektion 
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ein Vorwurf der Ungefälligkeit nicht treffen kann. 
Wenn ich auch in ſolchen Nebenpunkten hier und da 
von dem Herrn Berichterſtatter abweiche, ſo möchte ich 
ihm doch beſonderen Dank ausſprechen für den Grund» 
ton, den er an die Spitze ſeines Vortrages geſtellt hat, 
nämlich für den Grundſatz, daß die Städte nicht ihre 
Beteiligung an ſtaatlichen Geſchäften ablehnen wollen, 
ſondern daß ſie das Intereſſe daran haben, ſich nach 
wie vor, ſogar in erweitertem Umfange, an ſtaatlichen 
Aufgaben zu beteiligen. Ich darf als Vertreter der 
Königl. Staatsregierung ſagen, daß dieſe Auffaſſung 
der Städte vollſtändig mit der Auffaſſung der Künig- 
lichen Staatsregierung übereinſtimmt. Herr Zitzlaff 
hat dann noch, zwar nur in kurzen Umriſſen, um bei 
dem ihm vorgeſchriebenen Thema zu bleiben, aber doch 
wiederholt hingewieſen auf die ſchwebende Frage der 
Reorganiſation der ganzen Verwaltung, auf die ge⸗ 
wünſchte Verwirklichung einer größeren Selbſtändigkeit 
der Städte, auf die Frage der Dezentraliſation und 
die dadurch herbeigeführte gewiſſe Herausgebung der 
Stellung des Landrats. Bezüglich des letzten Punktes 
habe ich, der ich ja faſt 9 Jahre Landrat geweſen bin 
und zwei Mal Regierungspräſident, auch ungefähr 
9 Jahre lang, — habe ich, ſoweit ich aus meiner 
eigenen Tätigkeit als Landrat und Regierungspräſident 
urteilen kann, doch die Auffaſſung, daß das Wohl 
eines kommunalen Verbandes und der einzelnen Kom- 
mune zu allen Zeiten mindeſtens ebenſo gewahrt wird 
in der Hand eines Königlich Preußiſchen Landrates 
nach unſerer alten Tradition, wie ich ihn mir vorſtelle 
und wie wir ihn hoffentlich behalten werden, wie 
unter der Hand eines tüchtigen, mit Wohlwollen aus⸗ 
geſtatteten Regierungspräſidenten, — Eigenſchaften, die 
ich bei dieſen Beamten von vornherein vorausſetze. 
Ich glaube, daß wir alle nach der Richtung ohne 
Sorge der Reorganiſation entgegenſehen können, und 
daß, wenn eine Verſchiebung eintritt, ſie zweifellos 
niemals zum Nachteil der einzelnen Kommune erfolgen 
wird. Über den Stand der Reorganiſationsfrage kann 
ich mich zur Zeit nicht äußern, weil die Verhandlungen 
noch nicht abgeſchloſſen ſind, weil die Immediat⸗ 
kommiſſion noch auf allen einzelnen Gebieten beſchäftigt 
iſt, ihre definitiven Beſchlüſſe zu faſſen. Ich muß das, 
was ich ſage, als meine perſönliche Auffaſſung hin⸗ 
ſtellen, von der ich allerdings Hoffnung habe anzunehmen, 
daß ſie auch geteilt werden wird von den endgültigen 
Beſchlüſſen der Immediatkommiſſion. Ich glaube, daß 
unſere ganze Reorganiſation ihren Grundgedanken in 
der Dezentraliſation haben muß, daß wir dahin 
kommen, den alten Zopf abzuſchneiden, daß man bei 
uns immer noch glaubt — ich kann das als Ober⸗ 
präſident offen ausſprechen, ohne andere mehr zu be⸗ 
leidigen als mich ſelber —, daß man immer glaubt, 
daß der, der am höchſten ſteht, auch am meiſten weiß 
und die Verhältniſſe am beſten beurteilen kann, und 
nicht daran denkt, daß gerade derjenige, der mitten in 
den lebendigen Verhältniſſen ſteht, auch das treffenſte 
Urteil hat. Wenn man dieſen Standpunkt aufrecht 
hält, dann wird man bei der Reorganiſation auch 
zweifellos dahin kommen, daß man unſere Städte auf 
einzelnen Gebieten — ich denke z. B. an die vielfachen 
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Zweige der Finanzverwaltung — ſelbſtändiger ftellt 
als bisher, daß man es nicht mehr für notwendig 
halten wird, all die furchtbar detaillierten Aufſichts⸗ 
rechte beizubehalten, mit denen ſie jetzt belaſtet ſind, 
ſo ſehr, daß man zwar meiſt noch weiß, wer die erſte 
Inſtanz iſt, aber ſchon Hilfe ſuchen muß, um die 
zweite feſtzuſtellen. Ich glaube, daß die Reform zur 
Befriedigung und zum Segen der ſtädtiſchen Kom⸗ 
munen gereichen wird. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Zitzlaff⸗Marienwerder: 
Ich darf Euerer Exzellenz für die wohlwollende Be— 
urteilung meiner Ausführungen danken. Ich möchte 
mich nur vor dem Mißverſtändnis ſchützen, als ob ich 
geſagt hätte, daß die Staatsbehörden alle läſtigen Ar⸗ 
beiten auf uns abwälzen, denn ich weiß es ja ſehr gut, 
daß die Regierungsbehörden beſtrebt ſind, auch uns zu 
unterſtützen. Es handelt ſich bei meinen Ausführungen 
ja zum guten Teil um alte Zöpfe, die wir abgeſchnitten 
haben möchten, und die ſo lange durchgeſchleppt worden 
find, wie dieſe Briefbotendienſte uſw. Was die andere 
Frage anlangt, daß ich meinen Polizeibeamten in 
Marienwerder ein ſchlechtes Zeugnis ausgeſtellt hätte, 
fo weiß ich doch nicht ſicher, ob man nicht den Polizei⸗ 
beamten zu viel zumutet, wenn man das von ihnen 
verlangt, was Seine Exzellenz ausführte. Es wechſelt 
ja die Bevölkerung jetzt ſo raſch und oft und ebenſo 
auch der Polizeibeamte ſelber, daß er gar nicht aus⸗ 
reichende Gelegenheit hat, den einzelnen genau kennen 
zu lernen. Natürlich kann man darüber ſtreiten, ob 
es zweckmäßig iſt, daß der Beamte ſo oft ſein Revier 
wechſelt. Es hat ſeine Nachteile und Vorzüge. 


Stadtverordneter Hchade- Danzig: Seine Exzellenz 
hat vorhin erklärt, daß er von ſeinen Polizeiorganen 
verlangen müſſe und verlange, daß ſie möglichſt jedes 
Individium in ihrem Bezirk kennen. In der Praxis 
dürfte ſich das nicht durchführen laſſen; ſchon das 
Publikum dürfte die Neigung haben, ſich dem zu wider⸗ 
ſetzen. Ich habe ſchon aus wirtſchaftlichen Gründen 
den lebhaften Wunſch, daß mich die Poſt kennt, aber 
zu dem Wunſche, daß mich auch jeder Poliziſt kennen 
ſoll, habe ich keine Anlage. (Heiterkeit.) Und deshalb 
glaube ich, daß die Anregung des Berichterſtatters 
durchaus berechtigt iſt, daß die hohen Staatsbehörden 
ſich bei der Erledigung der Staatsgeſchäfte mehr an die 
Poſt als an die untergeordneten Polizeiorgane wenden 
mögen. Aus den Ausführungen Seiner Exzellenz habe 
ich außerdem erſehen, daß wir nach ſeiner Anſicht er⸗ 
warten dürfen, daß der Ausbau der ganzen Ver⸗ 
waltungsreform darauf hinauslaufen wird, den Land— 
räten ihre Stellung noch weiter zu verſtärken und 
ihnen Aufgaben zuzuweiſen, die ſich auf das Innigſte 
mit den Aufgaben der Selbſtverwaltungsbehörden 
unſerer Städte decken dürften. Er perſönlich hat uns 
ja aus ſeiner Erfahrung heraus in Ausſicht geſtellt, 
daß wohlwollende und tüchtige Beamte als Landräte 
ſich ſpäter ſehr wohl mit dieſen ſchwierigen Aufgaben 
abfinden würden zum Wohle und zum Gedeihen der 
Kommunen; ich glaube aber, daß wir, die wir in der 
Kommunalverwaltung ſtehen, nach den Erfahrungen, 
die wir mit dem Wohlwollen der Herren Landräte 
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gegenüber den Kommunen gemacht haben, nicht ganz 
mit den Anſichten Seiner Exzellenz übereinſtimmen 
werden, und ich fürchte, daß auch die Hoffnungen 
Seiner Exzellenz in Bezug auf die Verwaltungsreform 
ſich nicht erfüllen werden. 

Oberpräſident v. Jagow: Ich bedaure nochmals 
Ihre Zeit in Anſpruch nehmen zu müſſen. Der Herr 
Vorredner hat mich in zwei Punkten koloſſal mißver⸗ 
ſtanden. Wir haben bei dem ganzen Thema nur ges 
ſprochen von den kleinen und mittleren Städten ohne 
Königliche Polizeiverwaltung. Infolgedeſſen habe ich 
auch gar nicht verlangt, daß jedes Polizeiorgan den 
Herrn Vorredner kennen ſoll, ſondern ich habe nur 
verlangt, daß auf dem Lande und in den kleineren 
Städten die Polizeiorgane die Möglichkeit haben ſollen, 
ſich auch über die einzelnen Individien zu informieren. 
Daß das in großen Orten wie Danzig nicht möglich 
ift, das weiß ich ganz allein, und ich habe den Vor: 
redner in keiner Weiſe beleidigen wollen, indem ich ihn 
etwa unter polizeilicher Aufſicht hätte ſtellen wollen. 
(Heiterkeit.) Von dem, was ich über die Verwaltungs— 
reform ſagte, habe ich ausdrücklich betont, daß es ledig⸗ 
lich meine perſönliche Auffaſſung ſei. Der Vorredner 
war alſo nicht berechtigt zu ſagen, daß nach den Aus⸗ 
führungen des Oberpräſidenten wohl erwartet werden 
muß, daß die Staatsregierung die und die Beſchlüſſe 
faſſen werde. Der Kernpunkt iſt, daß nach meiner 
Anſicht die kommunale Aufſicht nicht verſtärkt ſondern 
gemildert werden wird. Wenn ich vom Regierungs- 
präſidenten und vom Landrat geſprochen habe, ſo habe 
ich nur von einem Wechſel der Perſon innerhalb der 
einzelnen Befugniſſe geſprochen; es hat aber nicht bloß 
in meiner Abſicht ſondern auch in meinen Worten ge⸗ 
legen: Nicht mehr Feſſeln, ſondern mehr Freiheiten! 


Stadtverordneter Schade: Ich habe allerdings nicht 
daran gedacht, daß ich unter Polizeiaufſicht geſtellt 
werden könnte, was ich auch durch mein Betragen nicht 
verdient habe. Ich ſtehe auf dem Standpunkte, daß 
Seine Exzellenz von der Annahme ausging, daß der 
Polizeibeamte das breitere Publikum beſſer kenne, als 
der Poſtbote. Dieſe Anſicht halte ich nicht für ganz 
zutreffend. Ich habe ausdrücklich in meinen weiteren 
Ausführungen geſagt, daß ich aus den Ausführungen 
des Herrn Oberpräfidenten entnommen habe, daß nach 
der Anſicht Seiner Exzellenz eine Verwaltungsreform 
zu erwarten ſei, welche die Stellung der Landräte noch 
weiter verſtärke und ihnen Aufgaben zuweiſe, die ſich 
mit denen der Selbſtverwaltungsbehörden decken. Jeden⸗ 
falls habe ich die feine Unterſcheidung zwiſchen dem 
Wechſel in der Perſon, aber nicht in den Befugniſſen 
nicht in der Weiſe machen können, daß ich daraus eine 
größere Befriedigung hätte ſchöpfen können; das liegt 
aber wohl daran, daß ich die ganze Materie nicht ſo 
vollſtändig beherrſche wie Seine Exzellenz. 

Vorſitzender: Wird das Wort weiter gewünſcht? — 
Das iſt nicht der Fall; wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Herren, die gegen den Antrag ſind, ſich 
von den Plätzen zu erheben. Das geſchieht von keiner 
Seite. Der Antrag iſt einſtimmig angenommen. Ich 
darf dem Berichterſtatter und den Mitgliedern der 


Kommiſſion unſern herzlichſten Dank ausſprechen. Wir 
werden vom Vorſtande aus den Behörden und Abge⸗ 
geordneten das Material unterbreiten und hoffen, daß 
Ihre Arbeit nicht vergeblich geweſen ſein wird. 

Dem Städtetage iſt folgendes Telegramm zugegangen: 

Dem Weſtpr. Städtetage ſendet ergebenſten 
Willkommensgruß der Weſtpreußiſche Innungs⸗ 
und Handwerkstag. Gewerbehalle. 

Der Innungs⸗ und Handwerkstag tagt heute in 
Danzig. Wir haben allen Anlaß, ihm für ſeinen freund⸗ 
lichen Gruß zu danken. Ich ſchlage vor, ihm ein kurzes 
Danktelegramm zukommen zu laſſen und nehme an, daß 
die Herren damit einverſtanden ſind. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 


Gemeindeſteuerſtatiſtik der Weſtpreußiſchen 
Städte 1910. 
Zu dieſem Vortrage iſt eine Überſicht verteilt worden.“) 
Das Wort hat Herr Bürgermeiſter Erdmann. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Erdmann⸗Neuſtadt: 
Meine Herren: Der Vorſitzende unſeres Städtetages, 
Herr Oberbürgermeiſter Scholtz, hat mir das Material 
über die Gemeindeſteuerſtatiſtik zugehen laſſen und mich 
veranlaßt, Ihnen über das Ergebnis kurzen Bericht zu 
erſtatten. Ich komme dieſem Erſuchen ſehr gerne nach. 
Um recht kurz ſein zu können und um Ihnen hier nicht 
mit Zahlen aufzuwarten, die gleich wieder der Ver⸗ 
geſſenheit anheimfallen, unterſtütze ich meine Ausfüh⸗ 
rungen durch eine kleine vervielfältigte Zuſammenſtellung 
über die Steuerbewegung in den Rechnungsjahren 1909 
und 1910. 

Ehe ich auf die Steuerverhältniſſe eingehe, möchte 
ich an Spalte 3 — Einwohnerzahl — der Statiſtik, 
die Sie mit dem Protokoll über die heutige Tagung 
erhalten werden, einige Bemerkungen knüpfen. Voraus⸗ 
schicken möchte ich, daß die Zahl der Städte der Pro⸗ 
vinz mit 57 unverändert geblieben iſt. Die Gemeinde 
Karthaus wollte die Zahl der Städte vermehren, der 
Antrag auf Verleihung der Stadtrechte iſt jedoch abge⸗ 
lehnt worden. Ob ein Antrag der Gemeinde Oliva, 
zur nova urbs erhoben zu werden, Erfolg haben wird 
ſteht noch dahin. 

Dem Regierungsbezirk Danzig gehören 13, dem 
Regierungsbezirk Marienwerder 44 Städte an. Die 
Zahl aller Städteeinwohner der Provinz betrug: 

1905 = 561573, 
1910 = 596 755. 

Bon den Einwohnern kommen auf den Regierungs⸗ 

bezirk Danzig (13 Städte): 
1905 295 876, 1910 = 316 509, 

auf den Regierungsbezirk Marienwerder (44 Städte) 
1905 265 697, 1910 = 280 246. 

Der Zuwachs beträgt für Bezirk Danzig = 20 633 
für Bezirk Marienwerde — 14549 

zuſammen = 35 182. 

Iſt der Einwohnerzuwachs im Regierungsbezirk 
Danzig ein weſentlich höherer, ſo bleibt aber die Zu⸗ 
nahme der Wohnſtätten erheblich hinter derjenigen des 
Regierungsbezirks Marienwerder zurück. 


*) Vergl. die Anlage am Schluſſe des Berichtes. 
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Die Zahl der Wohnſtätten betrug 1905: 
im Bezirk Danzig: . . . 15 812, 
im Bezirk Marienwerder: 17 673. 

1910 war dieſe Zahl geſtiegen: 

im Regierungsbezirk Danzig auf: 16 446 alſo um 634, 
im Regierungsbezirk Marienwerder auf 19 441, alſo 
um 1768. 

Vergleicht man die Einwohnerzunahme mit dem 
Wohnſtättenzuwachs, ſo kommen auf eine neue Wohn⸗ 
ſtätte im Regierungsbezirk Danzig rund 33 Perſonen, 
im Regierungsbezirk Marienwerder nur rund 8 Perſonen. 
Dieſes ungünſtige Verhältnis verſchiebt ſich aber, wenn 
man die geſamten Einwohner- und Wohnſtättenzahlen 
vergleicht. Dann kommen auf eine Wohuſtätte im 
Regierungsbezirk Danzig rund 20 Perſonen, im Bezirk 
Marienwerder rund 14 Perſonen. A 

Die Zahl der Haushaltungen Dien von 119 944 
auf 132 726. 

43 Städte haben eine Vergrößerung der Einwohner: 
zahl zu verzeichnen. Die größte Zunahme hatte Zoppot 
mit 27,40 %, die kleinſte Neuteich mit 0,08 (2 Ein⸗ 
wohner mehr). 14 Städte nahmen ab, am meiſten 
Märk. Friedland = 8,88 %, am wenigſten Chriſtburg 
= 0,03%, (1 Einwohner weniger). 

Sehen wir uns nun die Steuerzuſchläge an, jo 
finden Sie in meiner Zuſammenſtellung vier Gruppen. 
Die erſte Gruppe umfaßt die Städte mit Zuſchlägen 
zur Staatseinkommenſteuer bis 200 %, die zweite Gruppe 
diejenigen mit Zuſchlägen bis 300 %, die dritte Gruppe 
bis 400 % , die vierte Gruppe mit mehr als 400 %, 

In der erſten Gruppe befinden ſich ſechs Städte. 
Vier davon konnten die Sätze von 1909 auch für 1910 
beibehalten. Eine Stadt konnte ſie ſogar ermäßigen 
und zwar die Zuſchläge zur Einkommenſteuer um 17 %, 
diejenigen zu den Realſteuern um 10%, und nur eine 
Stadt mußte eine Erhöhung ihrer Zuſchläge um 10 % 
vornehmen. 

Die zweite Gruppe umfaßt / der Städte. Ihr 
gehören von den 57 Städten der Provinz 37 an. 
17 Städte dieſer Gruppe, alſo nahezu die Hälfte, kamen 


mit den Zuſchlägen des Jahres 1909 auch für das 


Jahr 1910 aus. Nur vier von ihnen erheben 300 %, 
die übrigen haben geringere Zuſchläge. An der Spitze 
dieſer Gruppe Debt der Stadtkreis Thorn mit 210 % 
Zuſchlag zur Einkommenſteuer und 186 %% zu den Real: 
ſteuern. 5 Städte erhöhten die Zuſchläge zur Ein⸗ 
kommenſteuer. Die Zuſchläge zu allen Steuern ſetzten 
hinauf 7 Städte. Die größte Erhöhung nahm Konitz 
vor mit einem Mehr von 40 % zur Einkommenſteuer 
und 22% zu den Realſteuern. Herabſetzen konnte 
Baldenburg die Zuſchläge zur Einkommenſteuer um 
20 , Marienwerder die Zuſchläge zu den Realſteuern 
um 10%. Vier Städte ermäßigten alle Steuern, 
darunter Löbau die Einkommenſteuer um 20 %, die 
Realſteuern um 30 %. Schlochau ermäßigte die Zu⸗ 
ſchläge zur Einkommenſteuer und erhöhte diejenigen zu 
den Realſteuern, Vandsburg ſchlug das umgekehrte 
Verfahren ein. 

In Gruppe III befinden ſich zuerſt 6 Städte mit 
denſelben Steuerzuſchlägen wie im Vorjahre, dann eine 
Stadt mit einer Erhöhung des Einkommenſteuerzuſchlages, 


zwei Städte mit einer Erhöhung aller Zuſchläge. 
Strasburg konnte die Zuſchläge zu den Realſteuern 
um 35% ermäßigen. Märkiſch-Friedland bereitete 
ſeiner Bürgerſchaft die Freude einer Ermäßigung aller 
Zuſchläge. Landeck verfuhr ebenſo wie Vandsburg in 
der vorigen Gruppe: es erhöhte die Zuſchläge zur Ein⸗ 
kommenſteuer und ermäßigte diejenigen zu den Real⸗ 
ſteuern. 

Gruppe IV mett nur eine Stadt auf, nämlich 
Gorzno im Kreiſe Strasburg. Es befindet ſich, wie 
im Vorjahre, allein, hielt es aber für angemeſſen, von 
ſeiner Höhe einen kleinen Abſtieg zu machen. Es er⸗ 
mäßigte die Zuſchläge zur Einkommenſteuer um 10%, 
(von 490 auf 480 %) diejenigen zu den Realſteuern 
ſogar um 25 % . 

„Betrachten wir nun die Geſamtheit, jo ergibt ſich, 
daß von 57 Städten 27, alſo bald die Hälfte, den 
vorjährigen Steuerſatz beibehalten konnten (Vorjahr 32). 
Iſt dieſe Zahl geringer als die vorjährige, ſo iſt dafür 
die Zahl der Städte, die die Zuſchläge ermäßigen 
konnten, erfreulicherweiſe nahezu um das Doppelte ge⸗ 
ſtiegen. Sie betrug 1909 — 6, dagegen 1910 = 11, 
d. ſ. rund 20% aller Städte. Darunter 7 Städte, 
die alle Zuſchläge ermäßigen konnten (Vorjahr 2). 

16 Städte (Vorjahr 18) erhöhten die Zuſchläge, 
auch hier eine, wenn auch nur kleine Verbeſſerung durch 
den Rückgang der Zahl. 3 Städte wechſelten mit der 
Höhe ihrer Zuſchläge zwiſchen Einkommenſteuer und 
Realſteuern. Die größte Steuererhöhung hatte 1910: 
Konitz mit einem Mehr von 40% zur Einkommen⸗ 
ſteuer und 22% zu den Realſteuern. Im Vorjahre 
verzeichnete Märk. Friedland die größte Erhöhung mit 
einem Mehr von 65 und 50% . 

Die Einkommenſteuer belaſtet 49 Städte ſtärker als 
die Realſteuern (Vorjahr 48), das Umgekehrte iſt bei 
4 Städten der Fall (Danzig, Graudenz, Zoppot, Putzig), 
weitere 4 Städte (Elbing, Hammerſtein, Jaſtrow, Neu⸗ 
ſtadt) erheben gleiche Zuſchläge zur Einkommenſteuer 
und zu den Realſteuern (Vorjahr 5). 

Den niedrigſten Zuſchlag zur Einkommenſteuer hat, 
wie im Vorjahre, Hammerſtein mit 120% q den höchſten 
Gorzno mit 480 %, die niedrigſten Zuſchläge zu den 
Realſteuern hat ebenfalls Hammerſtein mit 120 %, die 
höchſten Tolkemit und Gorzno mit je 315 %. 

Bürgerrechtsgeld erheben noch wie im Vorjahre 
25 Städte, Marktſtandsgeld alle Städte, Baupolizei⸗ 
gebühren 31 (Vorjahr 29), Schlachtgebühren 41 Städte 
(Vorjahr 39), Bierſteuer 51 (Vorjahr 50), Luſtbarkeits⸗ 
ſteuer wie im Vorjahre 55, Hundeſteuer 54 (Vorjahr 54), 
Umſatzſteuer (Grunderwerbsſteuer) 55 wie im Vorjahre 
— in der Höhe der zur Erhebung kommenden Prozent⸗ 
ſätze hat ſich nichts geändert —, Wertzuwachsſteuer 3, 
(Vorjahr 2), Grundſteuer nach dem gemeinen Wert: 
anſtelle von Zuſchlägen zur ſtaatlich veranlagten Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer 2 Städte, anſtelle von Zuſchlägen 
zur ſtaatlich veranlagten Grundſteuer 1 Stadt, Schank⸗ 
erlaubnisſteuer 10 Städte, Warenhausſteuer 1 Stadt, 
Mietsſteuer 1 Stadt. 

Die ſtädtiſchen Gaswerke haben eine Vermehrung 
nicht erfahren, ihre Zahl beträgt wie im Vorjahre 28, 
Elektrizitätswerke find 11 vorhanden (Vorjahr 11), 
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Waſſerwerke 26 (Vorjahr 23) — Schönſee, Strasburg 
und Tiegenhof ſind hinzugekommen. Städtiſche Schlacht⸗ 
höfe ſind 41 vorhanden (Vorjahr 39). Zugang Putzig 
und Schöneck. 

Die niedrigſten Kreisabgaben hat wie im Vorjahre 
der Kreis Schlochau mit 50%, die höchſten ebenfalls 
wie im Vorjahre der Kreis Marienburg mit 127 %. 
Über 100%, Kreisabgaben haben noch die 6 Kreiſe: 
Berent (125 % , Culm (125 % ) Stuhm (125 %), 
Dirſchau (112 %), Putzig (110 % ), Briefen (105 %). — 

Das Erſuchen des Vorſtandes um ſtatiſtiſche An⸗ 
gaben haben zwei Städte, die dem Städtetage ange⸗ 
hören, unbeantwortet gelaſſen. Ich habe nochmals 
Anfrage gehalten und nach erhaltener Auskunft die 
Statiſtik vervollſtändigt. Ich habe mir aber erlaubt, 
auch bei den 9 Städten — erfreulicherweiſe ſind es 
ja jetzt nur noch 8 —, die noch nicht dem Städtetage 
angehören, wie im Vorjahre Nachfrage zu halten und 
die mir gemachten Angaben am Schluſſe der Statiſtik 
nachzutragen. In meiner Ihnen heute überreichten 
Zuſammenſtellung habe ich zwiſchen den Städten keinen 
Unterſchied gemacht. 


An unſern Vorſtand möchte ich die Bitte richten, 
künftig von allen Städten Nachrichten einzuholen und 
auch den nicht zum Städtetage gehörenden Städten 
ein Protokoll über unſere Tagung mit der Statiſtik zu 
überſenden. Vielleicht gelingt es, die abſeits Stehenden, 
wenn ſie erfahren, daß wir uns auch mit ihnen be— 
ſchäftigen, als Mitglieder zu gewinnen, damit auch der 
weſtpreußiſche Städtetag ſämtliche Städte der Provinz 
umfaßt, wie es in dieſem Jahre in Oſtpreußen zur 
Tatſache geworden iſt. 

Zur Erleichterung der Rundfrage für die Statiſtik 
bitte ich, eine größere Anzahl von Formularen uach 
dem Muſter drucken zu laſſen und jeder Stadt jährlich 
zwei Formulare zur Ausfüllung zu überſenden. Auf 
der erſten Seite könnten Zuſchrift und Rückſchrift vor 
gedruckt Platz finden. Ein Exemplar bleibt als Kon— 
zept bei den Magiſtratsakten, das andere wird dem 
Vorſtande eingereicht. Mit den Steuererträgniſſen 
brauchen nur die Spalten 10 und 11 ausgefüllt zu 
werden. Für die übrigen Spalten genügt die Antwort 
„ja“ oder „nein“, die Angabe der Höhe des Prozent⸗ 
ſatzes, bei „Hundeſteuer“ des zur Erhebung kommenden 
Einheitsſatzes uſw. In Spalte Bemerkungen wäre 
anzugeben, ob Gas⸗, Waſſerwerke uſw. ſich in privaten 
Händen befinden. Die vorgeſchlagene Erleichterung und 
Vereinfachung der Rundfrage dürfte ſowohl den Städten, 
als auch dem Vorſtande willkommen ſein. 

Und damit bin ich am Schluſſe. Ich glaube feſt⸗ 
ſtellen zu können, daß, wenn ich das Ganze anſehe, 
die Steuerverhältniſſe unſerer Städte ſich nicht ver⸗ 
ſchlechtert, ſondern um etwas gebeſſert haben. Ich 
gebe dem Wunſche Raum, daß die Statiſtik über das 
neue Jahr eine recht viel günſtigere ſein möchte. Sollte 
es mir möglich ſein, ſo will ich Ihnen im nächſten 
Jahre einen Vergleich zwiſchen den weſtpreußiſchen und 
den oſtpreußiſchen Städten mitbringen. Hoffentlich fällt 
dieſer Vergleich für uns nicht allzu ungünſtig aus. 
(Beifall.) 


Vorſitzender: Ich eröffne die Verhandlung über diejen 
Vortrag. 

Bürgermeiſter Wende⸗Freyſtadt: Wir erſehen aus 
der Statiſtik, wie in den verſchiedenen Städten die 
Steuern fallen und ſteigen, und wie auch die Kreis⸗ 
abgaben eine ſehr verſchiedene Höhe haben. In einem 
Jahre ſind ſie höher, in dem anderen niedriger. Wenn 
wir uns ſchon einmal mit dieſer Statiſtik befaſſen, ſo 
erlaube ich mir vorzuſchlagen, doch auch feſtzuſtellen, 
worauf dieſe Schwankungen zurückzuführen ſind, ob es 
in jedem Falle die Verbeſſerung oder Verſchlechterung 
der Steuerkraft iſt, oder welche beſonderen Gründe auf 
anderen Gebieten mitſpielen. Vielleicht ſind es zum 
Teil Einrichtungen, die ſich nicht rentieren und einer 
Unterſtützung aus der Steuerkraft bedürfen. Jedenfalls 
wäre eine Angabe in der Statiſtik, welche Gründe die 
Aufwärts⸗ und Abwärtsbewegung der Zuſchläge be 
dingen, ſehr zweckmäßig. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Erdmann: Ich bin 
gern bereit, im nächſten Jahre einen ſolchen Verſuch zu 
machen, aber verſprechen will ich Ihnen nichts. Es 
waren ſchon diesmal bei manchen Stellen mehrmalige 
Anfragen notwendig, und ich glaube wir werden nur 
eine dürftige Zuſammenſtellung bekommen. Einige 
Herren werden ja die richtige Antwort geben, aber 
andere werden es nicht tun. 


Stellv. Stadtverordnetenvorſteher Münſterberg⸗ 
Danzig: Ich habe ſchon im vorigen Jahre auf dem 
Städtetage eine ſolche Anregung gegeben, weil ich 
aus der früheren Zuſammenſtellung von Herrn Bürger⸗ 
meiſter Erdmann den Eindruck gewann, daß bei der 
hohen Belaſtung durch Zuſchläge Momente mitwirken 
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müſſen, die gewöhnlich nicht recht erfaßt werden. 


Bei einzelnen Gemeinden läßt das Hinzukommen 
oder Weggehen eines einzigen wohlhabenden Mannes 
die Zuſchläge oft ſofort erheblich abſchwellen oder 
anſchwellen. Darum wäre es ſehr wünſchenswert, 
im Intereſſe der objektiven Beurteilung der wirk⸗ 
lichen Steuerbelaſtung insbeſondere der kleineren Städte, 
Klarheit darüber zu haben, wie denn eigentlich der 
Durchſchnittſteuerſatz der ſämtlichen Steuerzahler iſt. 
Es liegt ja auf der Hand, daß in kleinen Städten mit 
300 und 350 bis 480 % „Zuſchlägen Momente mit⸗ 
ſpielen müſſen, die in großen Städten ausgeglichen 
werden durch die große Zahl der Zenſiten. Für die 
volkswirtſchaftliche Beurteilung der Provinz wäre es 
ſehr intereſſant, einmal feſtzuſtellen, in welchem Zus 
ſammenhange die Höhe des Einkommens mit der Höhe 
der Zuſchläge ſteht, ob es fi) z. B. um Durchſchnitts⸗ 
Einkommen von 2000 M uſw. handelt, oder ob die 
Durchſchnitte erheblich höher oder geringer find. Solche 
Zuſchlagsziffern von 350 bis 480%, machen, abſolut 
genommen, einen ganz unheimlichen Eindruck. Wir 
Danziger, die wir 220 erheben, willen ſchon, welche 
große Laſten das bedeutet. Wenn dann zugleich ein⸗ 
zelne Gemeinden Zuſchläge bis 480% erheben, fo 
müſſen eben Urſachen vorhanden ſein, die dieſe großen 
Zahlen in einem milderen Lichte erſcheinen laſſen. Wenn 
Herr Bürgermeiſter Erdmann ſich die Mühe dieſer Feſt⸗ 
ſtellung machen will und ihn die Kollegen aus den 


kleineren Städten dabei unterſtützen, ſo werden wir in 
der richtigen Beurteilung dieſer Verhältniſſe weſentlich 
weiter kommen. 


Berichterſtatter, Bürgermeiſter Erdmann: Auch ich 
glaube, wir bekommen immer einen viel zu großen 
Schrecken, wenn wir die hohen Zuſchläge einzelner 
Orte ſehen. Ich erlebe es ſehr oft in meiner Praxis, 
daß man ſagt: Wie ungeheuer ſchlecht müſſen dieſe 
Gemeinden geſtellt fein, ſeht euch nur einmal die Zu: 
ſchläge an! Ich erlebe es auch, daß die Regierung 
ſagt: Ihr bekommt keine Zuſchüſſe, wir brauchen ſie 
für andere Städte, die fo und fo viel Zuſchläge er: 
heben. Ich kann dieſen Standpunkt, den wohl die 
meiſten unter uns haben, nicht teilen. Wir haben 
Städte, wo außerordentlich viel Beamte wohnen. Wir 
wiſſen, daß bei ihnen nur von dem halben Dienſt⸗ 
einkommen Steuer erhoben wird. So kommen die 
höheren Zuſchläge heraus, die aber die Beamten nicht 
drücken; denn wenn ich nur vom halben Einkommen 
einen etwas höheren Betrag zahle, ſo drückt mich das 
nicht. Wir haben ja auch gewünſcht, daß das Beamten⸗ 
privileg ganz aufgehoben wird. Andererſeits iſt nicht 
zu verkennen, daß von der großen Zahl der Beamten 
in einer Stadt wieder die Hausbeſitzer erheblichen 
Vorteil haben. Es müſſen alſo auch wirtſchaftliche 
Vorteile mit inbetracht gezogen werden. Das haben 
wir nicht genügend berückſichtigt und auch die Auf⸗ 
ſichtsbehörde nicht. Wenn ein Kaufmaun in einer 
Stadt wohnt, die an einem Strome liegt und wo er 
höhere Zuſchläge zu zahlen hat als in einer anderen, 
die mitten im Lande liegt, aber keine Waſſecſtraße hat, 
ſo hat er zwar die höheren Zuſchläge zu zahlen, aber 
er hat doch wieder den Vorteil, daß er möglichſt viele 
Waren auf dem Waſſerwege beziehen kann und in- 
folgedeſſen eine geringere Fracht zahlt. Alſo der Zu— 
ſchlag allein iſt nicht maßgebend. Deshalb können 
wir auch das Steuerſoll als ſolches nicht allein in⸗ 
betracht ziehen, die Frage wird vielmehr ſo zu ſtellen 
ſein, daß man uns den Umlagebetrag nennt, den Bes 
trag, welcher der Berechnung des Progzentſatzes zu: 
grunde gelegt wird. Man könnte ſich dann auch noch 
den Staatsſteuerbetrag nennen laſſen. Dann werden 
wir vergleichen können, aus welchen Gründen die eine 
Stadt höhere Zuſchläge hat, als die andere. Die ganz 
kleine Stadt Gorzno mit ihren 480 % beſteht z. B. 
zum größten Teil aus Ackerbürgern, wie ja überhaupt 
unſere ganz kleinen Städte überwiegend Ackerbürger⸗ 
ſtädte ſind. Nun wiſſen wir ja, daß die Ackerbürger 
geneigt ſind, die Gegenſtände, die ſie aus ihrem Be⸗ 
triebe für ihre eigene Wirtſchaft nehmen, nicht allzu 
hoch bewerten, und ſo kommen in dieſen kleinen Städten 
die ganz niedrigen Einkommenſteuerſätze heraus. Wenn 
ich Null mit 480 multipliziere, ſo bleibt das immer 
noch Null, und dann habe ich immer noch keine Be— 
laſtung. Der Steuerſatz allein iſt alſo nicht ausſchlag⸗ 
gebend. Ich bin bereit, die Frage zu berückſichtigen 
und kann Ihnen vielleicht ſchon im nächſten Jahre 
noch intereſſante Mitteilungen darüber machen. 


Stellv. Stadtverordnetenvorſteher Münſterberg: 
Ich bin dem Vorredner für ſeine Darlegungen dank⸗ 
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bar, denn mir ſteht kein ſolches Maß von Sachkenninis 
zur Verfügung. Mir ſcheint aber, daß man ſich hüten 
muß einer Zuſammenſtellung, wie ſie hier geboten iſt, 
eine zu große Bedeutung beizulegen. Der abſoluten 
Ziffer der Einkommenſteuerzuſchläge darf man nicht mit 
jener Angſt gegenüber ſtehen, die ſich uns auf den 
erſten Blick aufdrängt. Wenn in einer Stadt die ein⸗ 
zelnen Einkommenſteuerbeträge ſo niedrig ſind, daß die 
ganze ſteuerzahlende Bevölkerung nur zu dem Mindeft- 
ſatze von 1 oder 1½ ½ zu ſteuern hat, dann bedeuten 
auch 300 und mehr Prozent Zuſchläge erſt etwa 4—6 % 
des Einkommens. Würden aber einige Leute da ſein, 
die größeres oder großes Einkommen haben, alſo vom 
Staate ohne weiteres mit 2 bis 4 %ͤ beſteuert find, 
ſo würden jene hohen Zuſchläge unter Umſtänden von 
vornherein eine Geſamtſteuerlaſt bis zu 25% bedeuten. 
Ich würde wünſchen, daß der Berichterſtatter einmal 
dieſe Seite der Frage prüfte, damit die volkswirtſchaft⸗ 
lichen Urſachen der hohen Zuſchläge feſtgeſtellt werden. 
Ein Argument aus feinen Ausführungen ſcheint mir aller⸗ 
dings nicht ganz zutreffend zu ſein, nämlich der Hinweis 
auf die Orte an Waſſerſtraßen. Wenn ein Kaufmann eine 
beſonders billige Fracht hat, dann wird er immer 
genbtigt ſein, auch billiger zu verkaufen. — Ich bitte 
alſo nochmals den Herrn Berichterſtatter zu unter⸗ 
ſuchen, inwieweit beſondere Umſtände auf die Höhe des 
Steuerſatzes mildernd einwirken können. 
Regierungspräſident Dr. Schilling⸗Marienwerder: 
Ich kann es nur bezeugen, daß gerade das, was Herr 
Kommerzienrat Münſterberg ausgeführt hat, ſchon heute 
mit zur Tätigkeit der Aufſichtsbehörden gehört, wenigſtens 
in Marienwerder, um die Leiſtungsfähigkeit einer Stadt 
zu beurteilen. Mir iſt es urſprünglich ebenſo gegangen 
wie Herrn Münſterberg. Als ich die immenſen Steuer⸗ 
zahlen las, überlief mich ein Grauen. Ich habe es mir 
auch erſt erklären müſſen, wie es denn überhaupt möglich 
ſei, daß eine Stadt 480%, Zuſchlag erhebt, und da bin 
ich ſelbſtverſtändlich zu dem Ergebnis gekommen, das 
der Herr Vorredner mutmaßlich annahm, daß in der 
Stadt nennenswerte Einkommen überhaupt nicht vor⸗ 
handen ſind, daß das Steuerquantum vielleicht dem 
Steuerquantum entſpricht, das der wohlhabende oder 
reiche Mann heute von vornherein an Staatseinkommen⸗ 
ſteuer zahlt. Alſo der Vorwurf, daß eine Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörde ſich lediglich an dieſe Steuerzuſchläge halte, 
kann wenigſtens meinem Regierungsbezirke nicht gemacht 
werden. Ich möchte mich z. B. auf das Zeugnis von 
Herrn Bürgermeiſter Zitzlaff berufen, wie gerade bei 
der Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit von Marien⸗ 
werder immer in Betracht gezogen wird die große Zahl 
der dortigen Beamten, die das Einkommenſteuerſoll von 
Marienwerder zu einem wirklich ſehr hohen — ich 
glaube heute find es 90000 M — machen. Es 
wird jedesmal, wenn es ſich um ein Geſuch um Bei⸗ 
hilfen handelt, geſagt: Von dieſem Einkommenſteuerſoll 
muß ich ſo und ſo viel abſetzen und komme dann zu 
dem wirklichen Umlageſoll. Ebenſo weiß Herr Bürger⸗ 
meiſter Müller⸗Deutſch Krone, wie ich dies Exempel 
auch dort mache. Gorzno iſt eine kleine Ackerbürger⸗ 
ſtadt, und wenn es ſich darum handelt, einem ſolchen 
kleinen armſeligen Städtchen etwas zu bewilligen, dann 
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werden auch die dortigen Verhältniſſe inbetracht ge⸗ 
zogen. Ich möchte noch der Annahme widerſprechen, 
als ob dort die Steuern nicht ſo veranlagt werden wie 
in größeren Städten. Die Einkommenſteuerveranlagung. 
wird gerade jetzt und überhaupt in den letzten Jahren, 
nachdem die heftigſten Angriffe gegen die Steuerver⸗ 
anlagung von Ackerbürgern erhoben waren, ſtets jo 
eingehend geprüft, daß heute weſentliche Anſtände wohl. 
kaum noch zu erheben ſind. Wenn Sie die Güte haben, 
das an einzelnen Fällen nachzuprüfen, werden Sie ſich 
leicht davon überzeugen. Ich habe aber auch den Refe⸗ 
renten nicht ſo verſtanden, als ob er irgend einen Vor⸗ 
wurf erheben wollte. 


Berichterftatter, Bürgermeiſter Erdmann: Ich wollte 
nicht den geringſten Vorwurf gegen irgend eine Staats⸗ 
behörde erheben. Ich habe nur von einem einzelnen 
Falle geſprochen, in welchem mir einmal die Prozent⸗ 
ſätze gegeneinander gehalten wurden, und da kam ich zu 
der Überzeugung, die Staatsbehörde habe vielleicht etwa 
oberflächlich geurteilt. Das ſollte aber keineswegs ver⸗ 
allgemeinert werden. Im Gegenteil, die Staatsregierung 
iſt bemüht, jedem gerecht zu werden. Auch bei Gorzuo 
ſage ich nichts gegen die Veranlagung der Steuer. Ich 
habe lediglich geſagt, die Leute bewerteten ihre Erträg⸗ 
niſſe aus der Wirtſchaft für den eigenen Bedarf nicht 
hoch genug. Im übrigen erkläre ich mich nochmals 
gern bereit, der Anregung nachzukommen und Ihnen, 
wenn es irgend meine Zeit erlaubt, im nächſten Jahre 
eine neue Statiſtik mitzubringen. 


Vorſitzender: Wird das Wort weiter gewünſcht? — 
Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Verhandlung. 
Ich danke dem Herrn Berichterſtatter für feine müh— 
ſelige Arbeit und hoffe, daß er uns im nächſten Jahre 
neue Zahlen unterbreiten wird. Ich möchte Ihnen 
jetzt vorſchlagen, die Frühſtückspauſe eintreten zu laſſen, 
nach dem Frühſtück noch den Bericht über die Leichen⸗ 
beſtattung zu erledigen und uns Punkt 2 Uhr hier 
wieder zu verſammeln. 


Pauſe. 


Vorſitender: Meine Herren! Ich erinnere nochmals 
an die Anweſenheitsliſte. Sie liegt jetzt hier aus. Ich 
bitte die Herren, die ſich noch nicht eingetragen haben, 
es nachzuholen. 

Wir kommen zu Punkt 6: 

Die Ceichenbeſtattung. 

Ich erteile das Wort Herrn Bürgermeiſter Dr. 
Klomfaß. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Dr. Alomfaß⸗Brieſen: 
Meine Herren! Als ich mich im April d. Is dazu 
entſchloß, auf dem diesjährigen Städtetage ein Referat 
über Leichenbeſtattung zu halten, waren es im Grunde 
fataliſtiſche Vorausſetzungen, die mich zu feiner Aus⸗ 
arbeitung veranlaßten. Damals war der Feuer⸗ 
beſtattungsgeſetzantrag eben beim Abgeordnetenhaus. 
eingebracht worden. Was heute aus dem Entwurf 
geworden iſt, ein Geſetz, das war nicht im entfernteften. 


auch nur zu ahnen. Nach der ſehr geteilten Aufnahme, 
die der Geſetzentwurf fand, konnte man eher an⸗ 
nehmen, daß er fallen, als daß er Geſetz werden würde. 
Bekanntlich hat der Entwurf inzwiſchen in ver⸗ 
änderter Faſſung im Landtage Annahme gefunden; 
dementſprechend veränderte ich in Ausführung und 
Zweck meinen Vortrag. Das möchte ich vorausſchicken 
und will mich nun zur Sache ſelbſt wenden. 

Die Übergabe der toten menſchlichen Körper an die 
auflöſenden Elemente geſchieht von Alters her unter 
verſchiedenen religiöfen Gebräuchen. Eine Beſtattung 
ihrer Toten in freier Luft, auf Reiſiglagern, iſt bei den 
noch übrigen Anhängern der von Zoroaſter ausgegange— 
nen iraniſchen Nationalreligion, den Parſen, einem 
indiſchen Volksſtamme, gebräuchlich. Die Leichname 
werden in offenen Turmbauten, den ſogenannten 
„Türmen des Schweigens“, den Raubvögeln zum 
Fraße überlaſſen. Seefahrende Völker pflegten ihre 
Toten in einem kleinen Kahne, dem ſogenannten Ein⸗ 
baum, den Wellen des Meeres auszuſetzen in der Vor⸗ 
ſtellung, daß der Verſtorbene zu der jenſeits des Meeres 
gedachten Heimat zurückkehren müſſe. Andere Be⸗ 
ſtattungsformen find uns durch die Erd- oder Höhlen: 
begräbniſſe, durch Beiſetzung der Toten in Erdhöhlen 
und großen Steinbauten, die aus mächtigen, zu einem 
primitiven Bauwerk gefügten Steinplatten beſtanden, 
den Dolmen- oder Hünengräbern, bekannt geworden. 
In ſolchen Dolmengräbern hat man außer menſchlichen 
Skeletten verkohlte Knochen, Aſche und Kohle gefunden, 
was darauf hindeutet, daß zu jenen grauen Zeiten die 
Leichenverbrennung gepflegt wurde. 

Die Einbalſamierung der Leichen, um ſie durch 
chemiſche Zubereitung vor der Verweſung zu ſchützen 
und ſie in ihrer allgemeinen Körperform zu erhalten, 
iſt uns durch die im alten Agypten gebräuchlich ge⸗ 
weſene Mumienbeſtattung überliefert. Dieſe Mumien⸗ 
leichen, die man in den Pyramiden, jenen wunderbaren 
1000 jährigen Grabdenkmälern der Pharaonen, am Ab: 
hange der lybiſchen Wüſte gefunden hat, wurden künſt⸗ 
lich vermittelſt Durchtränkung des Körpers mit Harzen 
und Behandlung mit allerlei Spezereien hergeſtellt und 
in Sarkophagen oder Särgen, welche ſich meiſtens in 
ihrer Form der Mumie anpaßten, beigeſetzt. 

Die Erdbeſtattung, das Vergraben der Leichname 
in der Erde, iſt uralt; ſie iſt von den Heiden und den 
Juden auf das Chriſtentum übergegangen und iſt bis 
auf die Gegenwart, die überall auf der Erde vor— 
herrſchende Beſtattungsform geblieben und hat die im 


Altertum vielfach gebräuchliche Leichenverbrennung nach 


und nach verdrängt. 

Bei den Griechen und den Römern haben Erd— 
beſtattung und Leichenverbrennung ebenſo wie bei den 
Germanen miteinander abgewechſelt. Zuerſt haben auch 
die Griechen ihre Toten begraben, bis dann der Brauch 
aufkam, die Leichen der Geſtorbenen auf Scheiterhaufen 
zu verbrennen. In der Scheiterhaufenverbrennung 
ſind die Römer dem Vorbilde der Griechen gefolgt, 
und in der Kaiſerzeit war dieſe Leichenbeſtattungsform 
oft die Veranlaſſung zu ungeheurer Verſchwendung an 
koſtbaren Wohlgerüchen und Spezereien. Es wird er⸗ 
zählt, daß Nero bei dem Brandbegräbnis der ſitten⸗ 
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loſen Poppaea mehr Wohlgerüche habe verbrennen 
laſſen, als Arabien in einem Jahre hervorzubringen 
imſtande war. Die Leichenverbrennung bei den Ger⸗ 
manen, von der auch Tacitus erzählt, unterſchied ſich 
von dieſer luxuriöſen römiſchen Beſtattungsart durch⸗ 
aus. Der herkömmliche Luxus — ſagt Tacitus — be: 
ſteht darin, daß zur Verbrennung der Leichname her⸗ 
vorragender Männer beſtimmte wertvolle Holzarten 
Verwendung finden. Die Aſche wurde in Urnen ge: 
ſammelt; ſolche Aſchenbehältniſſe hat man in großer 
Zahl gefunden. 

Während ein wildes Nomadenvolk in der Ruhe⸗ 
loſigkeit ſeines Wanderlebens ſeine Toten in der einen 
oder andern Art dort beſtattete, wo es ſich gerade auf 
feinen Raub⸗, Kriegs- oder Wanderzügen befand, ent⸗ 
ſtanden bei den ſeßhaften Völkern allgemeine Begräb⸗ 
nisplätze, die mit den jetzigen, öffentlichen Begräbnis⸗ 
anlagen verglichen werden können. Die charakteriſtiſche 
Form dieſer Begräbnisplätze beſonders in Deutſchland 
ſind die Kirchhöfe, wie der Name ſagt, eine Kirche um⸗ 
gebende eingefriedigte Plätze (Friedhöfe). Sie bildeten 
bis zum 14. Jahrhundert allgemein und ſind größten⸗ 
teils noch jetzt in kleineren Städten und kleinen Land⸗ 
gemeinden der Begräbnisort der betreffenden Kirchen⸗ 
gemeinde. Die Kirche, ſo iſt die geſchichtliche Ent⸗ 
wickelung in dieſer Beziehung, hatte faſt ausſchließlich 
die Fürſorge der Beſtattung von Leichen übernommen 
und erhielt dafür Bezahlung. Die bezüglichen Rechte 
und Pflichten der Kirche fanden in Deutſchland bereits 
durch das Allgemeine Landrecht ihre geſetzliche Regelung. 

Neuerdings pflegt man die Friedhöfe in größerer 
Entfernung von den bewohnten Orten anzulegen, wobei 
von vornherein dem vorausſichtlichen Wachstum des 
Ortes und den dadurch bedingten größeren Anforde⸗ 
rungen an die Hygiene Rechnung getragen wird. Die 
Aulage moderner Friedhöfe unterliegt polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften und einer beſonderen Technik. So wählt man 
für die Anlage möglichſt eine nördliche und namentlich 
öſtliche Lage, die wegen der Durchfeuchtung des Bodens 
durch Regenwaſſer bevorzugt wird. Auch achtet man 
darauf, daß eine entſprechend dicke Bodenſchicht die 
Grabesſohle vom höchſten Stande des Grundwaſſers 
trennt. Man hilft ſich, wo dies nicht der Fall iſt, 
durch Aufſchüttungen oder durch Drainage. Letztere 
legt man in einer Tiefe von etwa 3 Metern und er⸗ 
reicht dadurch eine wirkſame Reinigung und Ventilation 
des Untergrundes. Das im höchſten Grade veruns 
reinigte Drainwaſſer muß weitergeleitet und ähnlich wie 
Kloakenwaſſer behandelt werden. 

Einen beſonders muſtergültigen und in ſeiner ganzen 
Anlage hervorragenden und ſehenswerten Friedhof be⸗ 
ſitzt der Hamburgiſche Staat, weit vor den Toren der 
Stadt Hamburg in Ohlsdorf gelegen und 1877 eröffnet. 
200 Hektar Land ſind mit kunſtvoller Hand zu einer 
geradezu idealen Totenſtadt hergerichtet worden. Der 
Begräbnisplatz darf mit Recht der größte und ſchönſte 
Friedhof Deutſchlands genannt werden und iſt als das 
großartigſte Beiſpiel moderner Gartenkultur anzuſprechen; 
denn er vereinigt in ſich Landſchaftsgärtnerei, Archi⸗ 
tektur und Skulptur in künſtleriſch vollendeter Form. 
Waldlandſchaften mit Nadelhölzern und Laubbäumen 


wechſeln ab mit herrlichen Blumen und beſonders 
Roſen geſchmückten Gartenanlagen oder ſtillen waſſer⸗ 
roſenbedeckten Teichen und umſchließen die Gräber und 
Grabmäler ſtimmungsvoll. Er gleicht mehr einem 
herrlichen Park als einer Begräbnisſtätte und iſt mit 
Recht eine vorbildliche Anlage aller neuen Friedhöfe 
geworden. In hygieniſcher Hinſicht Tiet der Friedhof 
an erſter Stelle. Es iſt feſtgeſtellt worden, daß bei 
ſeiner vorzüglichen Drainageeinrichtung binnen zwölf 
Jahren der Verweſungsprozeß einer Leiche völlig be- 
endet iſt. Man hatte die Ruhezeit urſprünglich auf 
15 Jahre feſtgelegt, hat ſie aber ſpäter bis über 30 
Jahre ausdehnen können. Über 350000 Erdenwan⸗ 
derer aller Konfeſſionen und Religionsgemeinſchaften 
haben unter freier und ungehinderter Ausübung der reli⸗ 
giöſen Begräbniszeremonien im Laufe der Jahre auf dem 
Friedhofe ihre letzte Ruheſtätte gefunden. Im Durch⸗ 
ſchnitt werden jetzt jährlich 13 000 Leichen dort beigeſetzt. 
Auch hinſichtlich des Grabſchmuckes dürfte der Ohls⸗ 
dorfer Friedhof vielfach mit dem Herkömmlichen ge⸗ 
brochen haben. Man darf ihn mit ſeinen herrlichen 
Monumenten, mit ſeinen Mauſoleen uſw. in künſt⸗ 
leriſcher Beziehung dem Campo Santo in Genua 
würdig an die Seite ſtellen. Der Gedanke, daß der 
wahre Schmerz des Menſchen ſich zwanglos offenbart, 
daß der vom Schickſal Geprüfte ſich ſeiner edelſten und 
reinſten Gefühle, die er im Alltagsleben ſowie im geſell⸗ 
ſchaftlichen Verkehr nicht ſelten verleugnen muß, um 
nicht herzensrohe Kraft- und Genußmenſchen zu Spötte⸗ 
leien anzureizen, im Schmerze nicht ſchämt, findet in 
Hamburgs Totenſtadt nicht nur durch die geſchickt be= 
nutzte Natur, ſondern auch durch Bildwerke von wahrer 
Künſtlerhand wirkſam Ausdruck. Nicht immer kann 
man künſtleriſche Grabmonumente und künſtleriſchen 
Grabſchmuck auf unſeren Friedhöfen ſehen. Im Gegen⸗ 
teil, oft wirken die Grabmäler kaum ſymboliſch, 
ſondern bizarr und ſogar abſtoßend auf den Beſchauer. 
Schon die aufdringliche, große Schrift in blinkenden 
goldenen Lettern auf dem blankpolierten Marmor wirkt 
auf ein kunſtgeübtes Auge ſtörend und reklamehaft. 
Sicherlich iſt ſie kein Zeichen eines guten Geſchmackes. 

Berlin beabſichtigt auf einem zu dieſem Zwecke 
erworbenen Terrain von 324 preußiſchen Morgen in 
der Landgemeinde Buch einen Zentralfriedhof anzu⸗ 
legen, und es iſt wohl anzunehmen, daß dieſer An⸗ 
lage der Ohlsdorfer Friedhof zu Hamburg vorbildlich 
ſein wird. 

Ich möchte auch nicht unterlaſſen, hier hervor⸗ 
zuheben, daß ich jeder Stadt oder Gemeinde unſerer 
Provinz, ob klein oder groß, nur empfehlen kann, für 
den Fall, daß ſie vor der Aufgabe der Neuanlage 
eines Friedhofes ſteht, ſich den Hamburger Friedhof 
in Ohlsdorf zum Muſter zu nehmen. Hamburg iſt 
auch mit der erſte deutſche Staat, der die fakultative 
Feuerbeſtattung, und zwar für in ſowie auch außer⸗ 
halb des Staatsgebietes Verſtorbene durch Geſetz vom 
14. November 1892 eingeführt hat. Dieſem Zwecke 
dient das 1890/91 erbaute Krematorium, ein archi⸗ 
tektoniſch ſchöner Bau. 

Die Feuerbeſtattung, die ſich von der Leihen 
verbrennung des Altertums und der neueren Zeit, 
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ſoweit ſie hier vorgekommen iſt und vorkommt, durch⸗ 
aus unterſcheidet, hat bekanntlich in den letzten Mo⸗ 
naten in Preußen die öffentliche Meinung beſchäftigt 
und iſt eben jetzt noch im Hinblick auf das kommende 
preußiſche Feuerbeſtattungsgeſetz von aktueller Be⸗ 
deutung. 

Die Feuerbeſtattuug geſchieht in beſonderen nach 
verſchiedenen Syſtemen (z. B. dem Siemens 'ſchen 
Syſtem) dazu konſtruierten Verbrennungsöfen in höchſt 
äſthetiſcher Weiſe. Der Leichnam kommt hierbei mit 
den Flammen gar nicht in Berührung, ſondern wird 
in einer im Ofen eingebauten Einäſcherungskammer 
lediglich durch hocherhitzte atmoſphäriſche Luft in Aſche 
umgewandelt. Durch die techniſche Einrichtung dieſer 
Ofen wird die Luft in der Einäſcherungskammer auf 
etwa 1000 9 Celſ. erhitzt, in welcher der tote Körper 
in etwa 1½ bis 2 Stunden buchſtäblich in ſich ſelbſt 
verglüht. 

Der Feuerbeſtattung iſt aus ſanitären, ökonomiſchen 
und äſthetiſchen Gründen das Wort geredet und ihre 
Einführung in ihrer etwa 40 jährigen Geſchichte in 
England, Frankreich, Italien, Norwegen, Schweden, 
Dänemark, Deutſchland, und der Schweiz ſowie in 
Amerika, durch Errichtung von Krematorien und Erlaß 
von entſprechenden Geſetzen nach und nach durchgeſetzt 
worden. Wohl überall wurde ihr und ihren An— 
hängern beſonders aus kriminaliſtiſchen Gründen ſo— 
wie auf Grund religiöſer Anſchauungen ein teils ſehr 
erheblicher Widerſtand entgegengeſetzt, obgleich auch die 
Gegner die ſanitären Vorzüge, entgegen der Ver⸗ 
unreinigung von Trink- und Grundwaſſer, Möglichkeit 
der Verbreitung von anſteckenden Krankheiten uſw. bei 
der Erdbeſtattung, anerkannten. 

In Deutſchland wurde das erſte Krematorium 1878 
in Gotha eröffnet, ihm folgten die Krematorien in 
Heidelberg 1891, Hamburg (wie ſchon gejagt) 1892, 
Jena 1898, Offenbach 1899, Mannheim 1901, Eiſenach 
1902, Mainz 1903, Karlsruhe 1904, Heilbronn und 
Ulm 1905, Chemnitz 1906, Bremen, Stuttgart und 
Koburg 1907, Pößneck 1908, Zittau, Baden-Baden, 
Zwickau 1909, Leipzig, Lübeck, Deſſau, Gera, Reut⸗ 
lingen 1910 und endlich Dresden 1911. So beſitzt 
Deutſchland heute 25 Krematorien, wo nach ſtatiſtiſchen 
Augaben bis jetzt rund 33 000 Feuerbeſtattungen vor⸗ 
genommen worden ſind, allein im verfloſſenen Jahre 
6074. Die geſamte Bewegung in Deutſchland für die 
Feuerbeſtattung haben in der Hauptſache die zahl⸗ 
reichen, jetzt etwa 196 Feuerbeſtattungsvereine und 
deren Mitglieder, die man auf 60 000 und mehr 
ſchätzen kann, geleitet, ſodaß dieſe Beſtattungsform 
heute in 13, bezw. jetzt mit Preußen in 14 deutſchen 
Bundesſtaaten zugelaſſen worden iſt. 

Der größte deutſche Bundesſtaat, Preußen, hat 
kürzlich im Landtag ein Feuerbeſtattungsgeſetz beraten. 
Die Königlich Preußiſche Staatsregierung hat Déi 
wiederholt gegenüber den zahlreichen Bittſchriften und 
Petitionen an den Landtag und den Anträgen von 
Abgeordneten, die fakultative Feuerbeſtattung auch in 
Preußen zuzulaſſen, ablehnend verhalten und zwar 
beſonders mit der Begründung, daß die bislang in 
Preußen ausſchließlich in Übung befindliche, allen be⸗ 


ſtehenden gejeglichen und Verwaltungsvorſchriften über 
das Beſtattungsweſen zu Grunde liegende Form der 
Erdbeſtattung tief in den fittlichereligiöfen Anſchauungen 
der breiteſten Kreiſe der Bevölkerung wurzele, und daß 
eine ausreichende Veranlaſſung, von dieſer Beſtattungs⸗ 
form eine Abweichung zuzulaſſen, nicht vorliege. Die 
Preußiſche Staatsregierung hat aber neuerdings er= 
freulicherweiſe ihren früheren Standpunkt verlaſſen. 
Dem Abgeordnetenhauſe iſt in ſeiner 21. Legislatur⸗ 
periode 4. Seſſion auf Grund Allerhöchſter Ermäch⸗ 
tigung unter dem 28. Februar d. Is. der „Entwurf 
eines Geſetzes betreffend die Feuerbeſtattung“ nebſt 
Begründung zur Beſchlußfaſſung zugegangen. Der 
10 Paragraphen umfaſſende Geſetzentwurf enthält die 
folgenden Beſtimmungen: 

Die Feuerbeſtattung darf nur in landespolizeilich 
genehmigten Aulagen erfolgen. Die Genehmigung 
wird Gemeinden oder Gemeindeverbänden erteilt, ſie 
kann auch anderen Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts, denen die Sorge für die Beſchaffung der 
öffentlichen Begräbnisplätze obliegt, erteilt werden, ſo⸗ 
fern die nach den beſtehenden Staats- oder Kirchen⸗ 
geſetzen erforderliche Zuſtimmung der für die Körper: 
ſchaft zuſtändigen Aufſichtsbehörde vorliegt. 

Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die Gm: 
richtungen den techniſchen Anforderungen nicht ent— 
ſprechen, wenn die äußere oder innere Ausgeſtaltung 
der dem Zwecke entſprechenden Würde ermangelt; 
wenn ſich bei der Anlage geeignete Räume und Ein⸗ 
richtungen zur Unterbringung von Leichen, zur Vornahme 
von Leichenöffnungen, zur Abhaltung von Trauerfeier⸗ 
lichkeiten und zur Beiſetzung der Aſchenreſte nicht befinden 
oder wenn das Grundſtück einer angemeſſenen Ein⸗ 
friedigung entbehrt; wenn Bedenken in polizeilicher, 
insbeſondere in bau-, feuer- oder geſundheitspolizeilicher 
Hinſicht entgegenſtehen, wenn endlich Tatſachen vor⸗ 
liegen, die die Annahme rechtfertigen, daß durch die 
örtliche Lage oder Beſchaffenheit der Anlage für das 
Publikum oder für die Beſitzer oder Bewohner der 
benachbarten Grundſtücke erhebliche Nachteile oder Be⸗ 
läſtigungen entſtehen. 

Die Benutzung der Feuerbeſtattungsanlage darf 
nur nach Maßgabe einer von der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörde der Körperſchaft genehmigten Gebrauchsordnung 
erfolgen, welche einen Gebührentarif für die Benutzung 
der Einrichtungen enthalten muß. Die Ajchenrefte von 
verbrannten Leichen müſſen entweder in einer Urnen⸗ 
halle oder in einer behördlich genehmigten Beſtattungs⸗ 
anlage beigeſetzt werden. Von jeder beabſichtigten 
Feuerbeſtattung iſt wenigſtens 24 Stunden vorher der 
Ortspolizeibehörde des Verbrennungsortes Anzeige zu 
erſtatten. 

Die Verbrennung darf nur ſtattfinden, wenn eine 
amtliche Sterbeurkunde ſowie die Beſcheinigung der 
Ortspolizeibehörde des Sterbeortes oder des letzten 
Wohnortes des Verſtorbenen, daß keine Bedenken gegen 
die Feuerbeſtattung beſtehen, daß insbeſondere ein 
Verdacht, der Tod ſei durch eine ſtrafbare Handlung 
herbeigeführt worden, nicht vorliegt. Außerdem iſt 
noch beizubringen eine amtsärztliche Beſcheinigung über 
die Todesurſache, die auf Grund der Leichenſchau aus⸗ 
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zuſtellen iſt und die Erklärung enthalten muß, daß ein 
Verdacht, der Tod ſei durch eine ſtrafbare Handlung 
herbeigeführt worden, ſich nicht ergeben hat. 

Endlich iſt der Nachweis nötig, daß der Verſtorbene 
die Feuerbeſtattung ſeiner Leiche angeordnet hat, ſei es 
durch ſeine letztwillige Verfügung, durch ſeine münd— 
liche Erklärung, die von einer zur Führung eines 
öffentlichen Siegels berechtigten Perſon als in ihrer 
Gegenwart abgegeben beurkundet iſt, oder durch das 
von einer öffentlichen Behörde beglaubigte Zeugnis 
zweier glaubwürdiger Perſonen. 

Die Anordnung iſt nur wirkſam, wenn der Ver⸗ 
ſtorbene ſie nach vollendetem 16. Lebensjahr getroffen 
hatte, ſie kann nicht durch einen Vertreter getroffen 
werden; ſtand jedoch der Verſtorbene unter elterlicher 
Gewalt und hatte er nicht das 16. Lebensjahr vollendet, 
ſo tritt der Antrag des Inhabers der elterlichen Ge⸗ 
walt an die Stelle der Anordnung. Zuwiderhandlungen 
gegen dieſe Vorſchriften werden mit Geldſtrafe bis zu 
150 M oder mit Haft beſtraft. 

In der ſehr ausführlichen Begründung des Geſetz⸗ 
entwurſes wird unter anderem geſagt, daß nicht verkannt 
wird, daß die Anhänger der Feuerbeſtattung auch in 
Preußen von Jahr zu Jahr an Zahl zunehmen. Ferner 
ſei die Stellungnahme der evangeliſchen Kirche gegen 
die amtliche Beteiligung der Geiſtlichen bei den Feuer⸗ 
beſtattungsakten in neuerer Zeit merklich gemildert. Die 
evangeliſche Kirche ſowie die Mehrzahl der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaften träten zwar nach wie vor für 
die durch bibliſche Vorgänge geſtützte Sitte der Be⸗ 
erdigung ihrer verſtorbenen Mitglieder grundſätzlich ein, 
indes würde von keiner dieſer Seiten behauptet, daß 
der Feuerbeſtattung ausdrücklich göttliche Gebote oder 
kirchliche Dogmen entgegenſtänden. Auch die ſtraf⸗ 
rechtlichen Bedenken müſſe man im weſentlichen fallen 
laſſen, eine ausſchlaggebende Bedeutung ſei ihnen nicht 
mehr beizumeſſen, zumal auch bei erdbeſtatteten Leichen 
nach längerer Zeit Verbrechen ſich nicht mehr feſtſtellen 
laſſen. Im übrigen könne bei ſorgfältig ausgeführter 
ärztlicher Leichenſchau an der friſchen Leiche meiſtens 
ein vorliegendes Verbrechen nicht überſehen werden. 
Endlich ſei auch durch das in Sachen des Vereins für 
Feuerbeſtattung zu Hagen i. W. wider die Polizeiver⸗ 
waltung dort unlängſt ergangene Erkenntnis des König⸗ 
lichen Oberverwaltungsgerichts feſtgeſtellt worden, daß 
die Feuerbeſtattung in Preußen an ſich rechtlich zuläffig 
fei. — In der Begründung zum Geſetzentwurf wird 
damit auf die in Hagen ſich 1909 begebenen Vorgänge 
angeſpielt, wonach der Hagener Feuerbeſtattungsverein 
ſich mit einem Geſuch an die Polizeiverwaltung wandte, 
ihm die Kremierung ſocher Leichen zu geſtatten, gegen 
deren Einäſcherung in außerpreußiſchen Verbrennungs⸗ 
öfen ſeitens der Sicherheitsbehörde keine Bedenken er⸗ 
hoben würden. Als dieſem Antrage, der alle Inſtanzen 
der Verwaltungsbehörden paſſierte, nicht ſtattgegeben 
wurde, erklärte der Vorſtand des Vereins der Polizei⸗ 
verwaltung, daß er ſich für berechtigt halte, im Hagener 
Krematorium die Einäſcherung von ſolchen Leichen vor⸗ 
zunehmen, welche aus Preußen nach einem Krematorium 
der anderen deutſchen Staaten verſchickt werden dürften; 
denn bei der Einäſcherung dieſer Leichen kämen ganz 


offenbar Intereſſen der ſtaatlichen Ordnung nicht in 
Frage. Die Polizeiverwaltung hielt ihr Verbot indes 
aufrecht, das im Wege des Verwaltungsſtreitsverfahrens 
angefochten wurde und jene Entſcheidung herbeiführte. — 
Aus all dieſen Gründen habe es die Königliche Staats⸗ 
regierung für ihre Pflicht erachten müſſen, Vorſchläge 
für die Zulaſſung der Feuerbeſtattung in Preußen zu 
machen. 

Der Geſetzentwurf wurde von dem Miniſter des 
Innern am 1. März d. 38. in längerer befürwortender 
Rede eingeführt. Es fehlte nicht an gewichtigen Gegnern, 
die ihn gleich zu Anfang heftig bekämpften, ſodaß die 
Ausſichten auf Annahme des Entwurfs von vornherein 
ſehr zweifelhafte waren. Der Entwurf wurde einer 
Kommiſſion von 14 Mitgliedern zur Vorberatung über⸗ 
wieſen. Die Abſtimmung der Kommiſſion über die 
Annahme des Entwurfes ergab Stimmengleichheit und 
mit einem entſprechenden ſchriftlichen Votum der Kom- 
miſſion gelangte er an das Plenum des Hauſes. Die 
Regierungsvorlage erfuhr in der zweiten Beratung am 
18. Mai ſowie in der dritten Beratung am 20. Mai 
verſchiedene Abänderungen, die ſich nach der dritten 
Beratung im weſentlichen dahin ſtellen, daß die 
Genehmigung Gemeinden und Gemeindeverbänden 
oder ſolchen anderen Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts, denen die Sorge für die Beſchaffung der öffent⸗ 
lichen Begräbnisplätze obliegt, nur dann erteilt werden 
darf, wenn der Antrag von mindeſtens Zweidrittel⸗ 
mehrheit dieſer Körperſchaften beſchloſſen worden iſt, 
daß die Gebühren für die Benutzung ſo zu bemeſſen 
find, daß ſie die Koſten der Einrichtung einſchl. Ver⸗ 
zinſung und Tilgung der Erhaltung und Verwaltung 
der Anlage decken, daß die Aſchenreſte von verbrannten 
Leichen in einem für jede Leiche beſonderen behördlich 
verſchloſſenen Behältnis beigeſetzt werden müſſen, daß 
die Genehmigung zur Feuerbeſtattung von der Orts⸗ 
polizeibehörde einzuholen und dieſe ſchriftlich zu erteilen 
iſt, und daß endlich über Beſchwerden gegen Ver⸗ 
fügungen der Polizeibehörden wegen der Erteilung oder 
Verſagung der Genehmigung zur Feuerbeſtattung die 
vorgeſetzte Dienſtbehörde binnen einer Friſt von 24 Stun⸗ 
den endgültig zu entſcheiden hat. Der letzte Paſſus iſt 
als beſonderer Paragraph eingefügt worden und zwar 
als § 10, ſodaß nach der dritten Leſung der Entwurf 
11 Paragraphen hat. 

Bei der Abſtimmung über den Entwurf im Abge⸗ 
ordnetenhauſe am 20. Mai ergab ſich urſprünglich, daß 
156 Stimmen für und 155 gegen den Entwurf abge⸗ 
geben worden waren, und daß er ſomit „einſtimmig“ 
angenommen wurde. Nach der ſpäter vorgenommenen 
amtlichen Feſtſtellung der Abſtimmung ſtellte ſich heraus, 
daß der Entwurf nicht mit einer, ſondern mit zwei 
Stimmen Majorität, 157 zu 155, angenommen war. 
Dieſe Majorität iſt ein beredtes Zeichen dafür, daß er 
ebenſogut hätte fallen können. 

Im Juni d. Is. hat ſich das Herrenhaus mit der 
Beratung der Vorlage beſchäftigt, und auch hier iſt es 
zu prinzipiellen mehrſtündigen Debatten gekommen. 

Um das Zuſtandekommen eines Feuerbeſtattungs⸗ 
geſetzes nicht zu gefährden, nahm das Herrenhaus den 
Entwurf unverändert ſo wie er aus dem Abgeordneten⸗ 
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hauſe und den Herrenhaus⸗Kommiſſionsberatungen her⸗ 
vorgegangen war, am 20. Juni an. Die namentlich 
vorgenommene Abſtimmung ergab die Annahme mit 
92 gegen 86 Stimmen. Die Sanktion zum Geſetz und 
die Verkündigung als ſolches der mit zuſammen acht 
Stimmen Majorität angenommenen Geſetzesvorlage 
ſteht noch aus. 

Aus der Reihe der Fürſprecher für die Feuer— 
beſtattung bei den Beratungen des Landtages jeien 
genannt: die Abgeordneten Dr. Hackenberg, Dr. Pach⸗ 
nicke, Dr. Krauſe und von Goßler, ferner der Miniſter 
des Innern von Dallwpitz, der preußiſche Kronſyndikus 
Exzellenz von Plehwe, der berühmte Gelehrte und Arzt 
Profeſſor Walldeyer, der bekannte Nationalökonom 
Profeſſor Adolf Wagner und endlich der Juſtizminiſter 
Dr. Beſeler, der die kriminaliſtiſchen Bedenken über⸗ 
zeugend widerlegte. 

Wie ſchon erwähnt, hat das Herrenhaus die Vor— 
lage des Abgeordnetenhauſes unverändert angenommen, 
um die Geſetzwerdung nicht etwa illuſoriſch zu machen. 
Es ſind aber im Herrenhauſe, wie auch ſchon in der 
öffentlichen Meinung Stimmen laut geworden, daß 
das Geſetz verſchiedene Erſchwerniſſe, wenn nicht gar 
Härten enthält, die zum größten Teil erſt durch die 
Beſchlußfaſſung des Abgeordnetenhauſes in die Regie- 
rungsvorlage „hineinkorrigiert“ worden ſind. Eine 
Erſchwernis und zwar eine Verteuerung der Feuer— 
beſtattung in Preußen iſt darin zu ſehen, daß die Bet 
bringung einer amtsärztlichen Beſcheinigung erforderlich 
iſt, die unter gewiſſen Umſtänden ſogar doppelt bei⸗ 
gebracht werden muß. Dieſe amtsärztliche Beſcheini— 
gung iſt in erſter Linie Sache der Kreisärzte. Durch 
die in vielen Fällen örtliche Entfernung des Sitzes 
des Kreisarztes vom Sterbeorte, durch Reiſe- und 
Tagegelder, ſowie durch das dem beamteten Arzt zu 
zahlende höhere Honorar iſt eine nicht unerhebliche 
weitere Verteuerung der bekanntlich an ſich nicht billigen 
Feuerbeſtattung hervorgerufen. Man könnte auch in 
dieſer Vorſchrift ein Mißtrauensvotum gegenüber den 
nicht beamteten deutſchen Ärzten erblicken. 

Über die Zweidrittelmehrheitsbeſchlüſſe der Korpo⸗ 
rationen, die zum Antrage zur Genehmigung einer 
Feuerbeſtattungsanlage erforderlich ſind, ſowie über die 
behördliche Verſchließung der Aſchenreſtebehältniſſe, wie 
auch über die Genehmigung der Polizeibehörde zur 
Verbrennung überhaupt, wird man ſchon hinwegkommen. 
Sonderliche Schwierigkeiten macht auch nicht die bei⸗ 
zubringende letztwillige Verfügung, daß man ſeinen 
Leichnam feuerbeſtatten laſſen will. Eine notarielle 
Beglaubigung iſt nicht erforderlich. Die Verfügung 
kann ganz kurz gefaßt werden, muß aber zur Gültig⸗ 
keit neben der Unterſchrift Ort und Datum enthalten 
und geſtempelt ſein. Die Stempelkoſten betragen 3 M. 
Eigentümlich iſt es, daß das Geſetz zwiſchen Verſtor⸗ 
benen bis und über 17 Jahren einen Unterſchied macht. 
Die ſonſt geſetzlich bis zum 21. Lebensjahre über dem 
Lebenden dauernde elterliche oder vormundſchaftliche 
Gewalt ſollte auch für den Toten bis zu dieſem Alter 
gelten, daß alſo die Berechtigten für ihn die Be⸗ 
ſtattungsform wählen oder beſtimmen können. 


Man wird nicht fehl gehen, wenn man annimmt, 
daß das Geſetz, durch die Praxis bedingt, bald eine 
Novelle erhalten wird, vielleicht werden auch die noch 
zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen das Geſetz 
für die Praxis bequemer geſtalten. 

Das Geſetz iſt noch nicht erlaſſen, und ſchon be⸗ 
ſchäftigen ſich intenſiv zahlreiche preußiſche Gemeinden 
mit der Frage der Errichtung von Feuerbeſtattungs⸗ 
anlagen; neben der Reichshauptſtadt die Groß-Berliner 
Gemeinden Charlottenburg, Rixdorf, Schöneberg, Wil⸗ 
mersdorf, Teltow, Weißenſee und Treptow. Auch in 
unſerer Provinz iſt dies der Fall, ich darf nur an 
Graudenz erinnern, das nach Zeitungsmeldungen ſich 
erſt ganz kürzlich mit der Frage der Errichtung eines 
Krematoriums befaßt hat. Ebenfalls iſt in Danzig 
die Erbauung eines Krematoriums in Ausſicht ge⸗ 
nommen worden. 

Wie überall da, wo die fakultative Feuerbeſtattung 
eingeführt iſt, fie bis jetzt wegen der hohen zu zahlen: 
den Gebühren ein „Luxus“ der Vornehmen und Be⸗ 
güterten geweſen iſt, ſo wird es auch der Fall für die 
Zukunft ſein. Die Gegner der Leichenverbrennung 
dürfen nicht befürchten, daß durch das preußiſche Feuer⸗ 
beſtattungsgeſetz eine grundlegende Umwälzung in der 
Leichenbeſtattung und im Begräbnisweſen ſtattfindet. 
Im Grunde hat Preußen nun nichts anderes ge= 
ſchaffen, als ein Geſetz, das verhindert, daß in Preußen 
Verſtorbene ſich künftig außerhalb der Monarchie vers 
brennen laſſen, wie ſie es bisher notgedrungen mußten. 
Viel Geld, das für Leichenverbrennungen in andere 
Staaten bislang auswanderte, wird nun im Lande 
bleiben, wofür nur angeführt ſei, daß in den Jahren 
von 18781910 in den außerhalb Preußens gelegenen 
deutſchen Krematorien aus Preußen nach der Statiſtik 
8738 Leichen zur Verbrennung zugeführt worden ſind. 
Umſomehr bleibt der preußiſchen Staatsregierung der 
Dank aller Anhänger der Feuerbeſtattung gewiß. In 
Her. Grnhen Kriedrich“, Land kann nun ieder nach 

ſeiner Faſſon ſeelig werden. 

Ich hatte die Abſicht, eine Anzahl von Abbildungen 
und Photographien der äußeren und inneren, beſonders 
der techniſchen Einrichtungen einiger Krematorien ſowie 
unter anderen die Friedhofspläne von Ohlsdorf bei 
Hamburg und von dem in feiner Art ebenſo groß- 
artigen 155000 qm großen Campo ſanto vor Genua 
vorzulegen und aus eigener Beurteilung von an Ort 
und Stelle ſelbſt Geſchautem zu erläutern. Die für 
meine Ausführungen hier zur Verfügung ſtehende Zeit 
läßt dies leider nicht zu, weshalb ich davon ab- 
ſehen muß. 
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Bevor ich ſchließe, möchte ich noch mit einigen 
Worten von der Einführung der obligatoriſchen Leichen⸗ 
ſchau ſprechen. Sie iſt ſicherlich eine Notwendigkeit, 
und gerade aus dem eben über das Feuerbeſtattungs⸗ 
geſetz Vorgetragenen geht hervor, welche Bedeutung 
der obligatoriſchen Leichenſchau beigemeſſen wird und 
beizumeſſen iſt. Um ſo ſeltſamer iſt es im Grunde, 
daß die Geſetzgebung in Deutſchland hier noch nicht 
durchgegriffen hat. Die Zwangsleichenſchau iſt zwar 
in Preußen in einzelnen Regierungsbezirken ſowie im 
Landespolizeibezirk Berlin und auch in einigen anderen 
deutſchen Bundesſtaaten durch Polizeiverordnungen 
eingeführt worden. Es würde über den Rahmen 
dieſes Vortrages hinausgehen, noch über die Zwangs⸗ 
leichenſchau, ihre Entwickelungsgeſchichte in Deutſchland 
und anderswo, ihre Notwendigkeit auch für die 
Säuglingspflege, der momentan bekanntlich weit⸗ 
gehendes Intereſſe entgegengebracht wird, und die oft 
ablehnende Haltung gegen ihre Einführung bei den 
Gemeinden aus Gründen kommunalpolitiſcher Art aus⸗ 
führlich zu berichten. 

Wünſchenswert iſt es, wenn ſich die preußiſche 
Staatsregierung auch dieſer Sache durch Einbringung 
eines bezüglichen Geſetzentwurfes beim Landtag an⸗ 
nähme und wenn nicht ſo, durch ein Verwaltungs⸗ 
geſetz, das beſonders auch die Frage, wer die Koſten 
der Leichenſchau zu tragen hat, der Staat oder die 
Gemeinden, regelt, die Zwangsleichenſchau für die 
preußiſche Monarchie einführte. 

Eine noch viel dankbarere Löſung der Frage der 
allgemeinen Einführung der obligatoriſchen Leichenſchau 
in Deutſchland liegt hier für die Reichsgeſetzgebung vor. 
(Beifall.) 


Borſitzender: Ich eröffne die Verhandlung. Wird 
das Wort gewünſcht? Das Wort wird nicht gewünſcht, 
ich ſchließe die Verhandlung. Ich danke in Ihrem 
Namen dem Herrn Redner für ſeine ausführlichen und 
jntereſſanteu. anlegen 

Ich ſchlage Ihnen vor, heute die Sitzung abzu⸗ 
brechen und morgen mit der Frauenſchule fortzufahren. 
Von verſchiedenen Mitgliedern des Städtetages iſt der 
Wunſch geäußert worden, zu dieſem Vortrage auch die 
Damen zuzulaſſen. (Beifall.) Ich höre nur Zuſtim⸗ 
mung und keine Bedenken, nehme alſo an, daß der 
Städtetag damit einverſtanden iſt, daß die Damen der 
Mitglieder und Gäſte an der Verhandlung morgen 
früh teilnehmen können. Ich ſchließe die Sitzung. 


Schluß 2¼ Uhr. 


Zweite Sitzung. 
Dienstag, den 1. Augufl. — Saal des Danziger Hofes. — Vormittags 10 Ahr. 


— 


Vorſitzender: Meine ſehr geehrten Damen und 
Herren, ich eröffne die Sitzung. Wir haben die Freude, 
heute Herrn Oberpräſidialrat v. Liebermann bei uns 
zu ſehen, der geſtern noch nicht anweſend ſein konnte. 
Ich heiße ihn herzlich willkommen. — Ferner erinnere 
ich nochmals an die Anweſenheitsliſte. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich erteile 
das Wort Herrn Direktor Dr. Tesdorpf zu ſeinem 
Vortrage über 

Die Frauenſchule. 

Berichterftatter, Direktor Dr. Tesdorpf⸗Danzig: Meine 
ſehr geehrten Damen und Herren! Für die gütige 
Aufforderung, am heutigen Tage hier zu Ihnen über 
„die Frauenſchule“, dieſen neueſten Zweig unſerer 
modernen Frauenbildung, zu ſprechen, möchte ich Ihnen 
zunächſt meinen herzlichen Dank ausdrücken. Wer wie 
ich ſeit einem Vierteljahrhundert im Dienſte der Mädchen⸗ 
erziehung geſtanden hat, der empfindet mit tiefer Dank⸗ 
barkeit und Freude die ſtetig wachſende Teilnahme immer 
weiterer und weiterer Kreiſe für dieſe wichtige Seite 
unſerer Volkserziehung, die leider nur allzulange im 
tiefſten Schatten ſtaatlicher Vernachläſſigung und all⸗ 
gemeiner Teilnahmloſigkeit geſtanden hat. Aber als ein 
nicht geringer Ruhmestitel in der an ſchönen Erfolgen 
ſo reichen Selbſtverwaltung der preußiſchen Städte muß 
es hervorgehoben werden, daß die um die Mitte des 
neunzehnten Jahrhunderts einſetzende Bewegung für eine 
beſſere Ausgeſtaltung der weiblichen Bildung mit größtem 
Eifer und vielem Verſtändnis von einſichtigen Stadt⸗ 
verwaltungen aufgenommen und gepflegt worden iſt. 
Etwa ſeit 1860 ſind die überwiegende Mehrzahl unſerer 
großen ſtädtiſchen Mädchenſchulen in Preußen gegründet 
und von den Stadtverwaltungen ohne ſtaatlichen Zwang 
von oben mit größter Opferwilligkeit und reichen Mitteln 
teilweiſe zu wahren Muſteranſtalten ausgebildet worden, 
ſo daß ſie ſich ſchon etwa ſeit den achtziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts ohne Scheu neben den älteren 
Unterrichtsanſtalten für die männliche Jugend ſehen 
laſſen konnten. Ohne Übertreibung kann mau behaupten, 
daß für dieſen Teil unſeres Bildungsweſens die Selbſt⸗ 
verwaltung dem aufſichtführenden Staat die Wege ge⸗ 
ebnet hat und auf anfangs dornigen Pfaden vorangegangen 
und Pionier geweſen iſt, ſo daß bei den letzten ſtaat⸗ 
lichen Regelungen des höheren Mädchenſchulweſens vom 
Jahre 1894 und ſchließlich vom Jahre 1908 der Staat nur 
als Norm und Regel anzuerkennen brauchte, was im Ver⸗ 
ein mit einer für ihr beſonderes Fach begeiſterten Lehrer⸗ 
ſchaft von den preußiſchen Städten geſchaffen war. 


Das Erfreulichſte und Eigenartigſte an der preußi⸗ 
ſchen Mädchenſchulreform des Jahres 1908 iſt für mich 
die von der Regierung mit äußerſtem Nachdruck ge⸗ 
forderte Einrichtung der ſogenannten „Frauenſchulen“. 
Die Forderung der preußiſchen Unterrichtsverwaltung, 
daß auch für diejenigen jungen Mädchen, die ſich nad) 
Abſolvierung der zehnjährigen höheren Mädchenſchule 
nicht ſofort der Vorbildung für einen beſtimmten Lebens⸗ 
beruf zuwenden wollen, die Zeit des Lernens und der 
Weiterbildung nicht zu Ende ſein ſoll, entſpricht ſowohl 
dem innerſten Bedürfnis unſerer Schülerinnen die gerade 
im letzten Schuljahr erſt anfangen, geiſtig aufzuwachen 
und rechten Heißhunger nach Weiterbildung fühlen, 
ſondern auch den Wünſchen der überwiegenden Mehr: 
zahl unſerer Eltern, die ſehr wohl empfinden, daß ſie 


| ihren Töchtern eine gleich lange Vorbereitungszeit ſchuldig 


ſind, wie ſie ihre Söhne ſeit altersher genießen. Die 
Anforderungen an Bildung, die das moderne Leben an 
eine Hausfrau und Mutter ſtellt, ſowohl bei der Führung 
des Haushalts, wie beſonders bei der Kindererziehung 
ferner die Anforderungen, die die weitere Umgebung, vor 
allem die verſtändnisvolle Teilnahme am ſozialen Leben 
der Gegenwart ſtellen, ſind ſo hoch und vielſeitig, daß 
unſere zehnjährige höhere Mädchenſchule ſie unmöglich 
zu erfüllen vermag. Das bisherige Auskunftsmittel, 
das von unſern höheren Ständen meiſt gewählt wurde, 
um die Bildung der höheren Mädchenſchule zu vervoll— 
ſtändigen, das ſogenannte „Penſionsjahr“ in einem aus⸗ 
ländiſchen Modepenſionat, hat ſich für alle Einſichtigen 
als für Zwecke ernſter Weiterbildung völlig ungeeignet 
erwieſen. So ſoll die „Frauenſchule“ die Lücke zwiſchen 
dem Abgang von der Schule und dem Eintritt in das 
geſellſchaftliche Leben ausfüllen und in zweijähriger 
ernſter Arbeit in geſundem Wechſel geiſtige Bildung 
und die für jede Frau notwendigen techniſchen Fertig⸗ 
keiten pflegen. 

Betrachten wir zunächſt die amtlichen Auslaſſungen 
über die Frauenſchule, die in den 1808 erſchienenen 
Beſtimmungen über das höhere Mädchenſchulweſen ent⸗ 
halten find. Es heißt darin: „Was zu erſtreben bleibt, 
find nicht zehnjährige, ſondern elf⸗ und zwölfjährige 
Lehrgänge für die Ausbildung der jungen Mädchen der 
höheren Stände. Bei dem Verſuch, dieſen Gedanken 
durchzuführen und die Bevölkerung an eine ſolch ver⸗ 
längerte Ausbildungszeit zu gewöhnen, muß man damit 
rechnen, daß ſechszehn- und ſiebzehnjährige junge Mäd⸗ 
chen im allgemeinen geiſtig mehr entwickelt ſind als 
gleichaltrige junge Männer. Soweit es ſich um die 
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wiſſentſchaftliche Weiterbildung handelt, wird daher eine 
etwas freiere Lehr- und Lernweiſe Platz greifen können. 
Sodann erſcheint es notwendig, nicht nur auf die Er⸗ 
weiterung des ſprachlichen, literariſchen oder äſthetiſchen 
Intereſſenkreiſes der jungen Mädchen Bedacht zu nehmen. 
Wichtiger erſcheint vielmehr eine Ergänzung ihrer Bil⸗ 
dung in der Richtung der künftigen Lebensaufgaben 
einer deutſchen Frau, ihre Einführung in den Pflichten⸗ 
kreis des häuslichen wie des weiteren Gemeinſchafts⸗ 
lebens, in die Elemente der Kindererziehung und Kinder— 
pflege, in Hauswirtſchaft, Geſundheitslehre, Wohlfahrts⸗ 
kunde ſowie in die Gebiete der Barmherzigkeit und 
Nächſtenliebe. Um dieſen Aufgaben gerecht zu werden, 
iſt der Aufbau eines zweijährigen — oder doch min⸗ 
deſtens einjährigen — Lyzeums auf die höhere Mädchen— 
ſchule in Ausſicht genommen. Bei der Neuheit ſolcher 
Veranſtaltungen kann nicht die Abſicht ſein, jetzt ſchon 
bis ins einzelne gehende und feſtſtehende Vorſchriften 
zu geben, vielmehr iſt eine gewiſſe Vorſicht und Weite 
in der Faſſung der Beſtimmungen gerade für dieſe 
Klaſſen geboten. 

Wohl zum erſten Male in der geſamten Geſchichte 
des preußiſchen Schulweſens überhaupt wird hier eine 
neue Schulgattung geſchaffen, der man nicht ſofort ganz 
feſt geſteckte Ziele jet, einen unabänderlichen Lehrplan 
vorſchreibt, jondern wo man Freiheit der Entwickelung 


nach verſchieden gearteten örtlichen und perſönlichen 


Bedürfniſſen laſſen will und nur zunächſt einige allge- 
gemeine Richtlinien gibt, die ſich ganz natürlich aus der 
Sache ſelbſt ergeben. So verlangen die amtlichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Frauenſchule als allen derartigen 
Anſtalten gemeinſam die Angliederung eines Kinder⸗ 
gartens, um die Schülerinnen praktiſch in die Kinder⸗ 
erziehung einzuführen, ferner iſt für alle Schülerinnen 
der Frauenſchulklaſſen verbindlich die Teilnahme am 
Unterricht in der Pädagogik und an einem zweiten 
wiſſenſchaftlichen Fache, das ſie frei wählen können. 
Die Geſamtzahl der von einer Schülerin der Frauen⸗ 
ſchulklaſſen gewählten Stunden ſoll wöchentlich nicht 
unter 12 und nicht über 30 betragen. 

Als ſolche wahlfreien Fächer neben den beiden 
Zwangsfächern Pädagogik und Kindergarten nennen 
die amtlichen Beſtimmungen eine große Fülle, für die 
meiſt zwei Wochenſtunden vorgeſehen find: Haushaltungs⸗ 
kunde fünf Stunden wöchentlich in beiden Jahren, ein⸗ 
ſchließlich Übungen in Küche und Hauswirtſchaft, Ges 
ſundheitslehre und Kinderpflege vier Stunden wöchent⸗ 
lich in beiden Jahren, einſchließlich der Beſchäftigung 
in Krippe, Kinderhort und Samariterkurſen, Bürger: 
kunde und Volkswirtſchaftslehre, zwei Stunden wöchent⸗ 
lich in beiden Jahren, einſchließlich Beſichtigung von 
Anſtalten der Wohlfahrtspflege und innern Miſſion, 
hauswirtſchaftliches Rechnen eine Stunde wöchentlich 
in beiden Jahren, Nadelarbeit zwei Stunden wöchentlich. 
Dieſe ſieben Fächer ſind vorangeſtellt. Mit Recht 
ſcheint der amtliche Lehrplanentwurf dieſe als die wich⸗ 
tigſten für die Frauenſchule aufzufaſſen. Er nennt 
dann noch neun weitere Fächer, die nach Bedürfnis in 


je zwei Wochenſtunden eingerichtet werden können: Reli⸗ 


gion, Deutſche Literatur, Fremde Sprachen (Franzöſiſch, 
Engliſch, Lateiniſch, Italieniſch), Geſchichte, Erd⸗ und 


Erfolge wird ſie zeitigen. 


Naturkunde, Kunſtgeſchichte, Turnen, Zeichnen und 
Malen, Muſik. 

Soweit die amtlichen Beſtimmungen; geſtatten Sie 
mir hierzu einige kritiſche Bemerkungen. Den amtlichen 
Beſtimmungen iſt beſonders von ſeiten der radikalen 
Frauenbewegung der Vorwurf gemacht worden, daß 
die neu geſchaffene Frauenſchule keine Berechtigungen 
gewährt, keine Fachbildung gibt und durch das erdrückende 
Vielerlei der Fächer der alten oft getadelten Oberfläch⸗ 
lichkeit der Mädchenbildung Tür und Tor öffnet. Ich 
halte es für eine völlige Verkennung des Weſens und 
der Aufgabe der Frauenſchule, von ihr Fachbildung 
oder Vorbildung für einen andern Beruf als den der 
Hausfrau, und Mutter zu verlangen. Ich bin außer⸗ 
ordentlich dafür, unſern Mädchen eine Fachausbildung 
zu geben, fie ebenſo wie ihre Brüder einem Beruf zus 
zuführen, aber ich möchte dieſe Fachausbildung ſpäter 
eintreten laſſen, nachdem ſie durch die „Frauenſchule“ 
für den natürlichſten und erfreulichſten Beruf der Frau: 
den Hausfrauen⸗ und Mutterberuf vorgebildet find. 
Wir gewähren doch den Söhnen unſerer höheren Stände 
eine Allgemeinbildung bis zum achtzehnten Lebensjahre, 
ehe wir ſie vor eine Berufswahl ſtellen, warum ſollten 
wir denn unſern Töchtern gegenüber anders handeln. 
So lauten die beiden erſten Ihnen vorgelegten Leitſätze: 

1. Die Frauenſchule iſt als gradlinige, not⸗ 
wendige Fortſetzung der zehnklaſſigen höheren 
Mädchenſchule anzuſehen, ſie gewährt keine Fach⸗ 
ausbildung, ſondern erweiterte Allgemeinbildung 
für die Aufgaben der Frau als Hausfrau und 
Mutter, ſowie auf allen Gebieten ſozialer Arbeit. 

2. Die Frauenſchulbildung ſollte möglichſt allen 
Mädchen vor Eintritt in eine Berufsvorbildung 
zu teil werden. 

Was nun den zweiten Vorwurf angeht, der dem 
Plane der Frauenſchule gemacht wird, daß durch zu 
viele Lehrfächer und zu weitgehende Wahlfreiheit, Zer⸗ 
riſſenheit und Oberflächlichkeit erzielt werden würde, ſo 
iſt ohne weiteres zuzugeben, daß unmöglich in einer 
einzigen Frauenſchule alle die oben genannten Fächer 
gelehrt werden können. Es wird von der Einſicht und 
dem pädagogiſchen Takt derjenigen, die eine Frauen⸗ 
ſchule einrichten, abhängen, eine weiſe Beſchränkung zu 
üben. Wir ſollen die Wahlfreiheit möglichſt einſchränken. 
Sechszehnjährige junge Mädchen ſind ebenſo wenig im⸗ 
ſtande, richtig und ſachgemäß zu wählen wie im gleichen 
Alter ſtehende Jünglinge. Je ſchulmäßiger die Frauen⸗ 
ſchule in dieſer Hinſicht eingerichtet wird, um ſo beſſere 
Die Mißerfolge die man 
vereinzelt in dieſen beiden erſten Jahren bei einigen 
Frauenſchulen erlebt hat, ſind nur auf die zu große 
Wahlfreiheit zurückzuführen. Ein zuviel der Fächer 
erzeugt notwendigerweiſe zwei große Übelſtände: 1. Ober⸗ 
flächlichkeit der Lernenden und 2. einen viel zu hohen 
Etat für die Unterhaltungspflichtigen. Im Miniſterium 
ſelbſt ſcheint man leider zur Zeit großen Wert zu legen 
auf die Darbietung möglichſt vieler Fächer. Ihnen 
aber, meine Herren, die Sie ſich vielleicht bald praktiſch 
mit der Einrichtung von Frauenſchulen in Ihren Städten 
zu beſchäftigen haben werden, möchte ich den dringenden 
Rat geben: Bewahren Sie die Schülerinnen vor dem 


Zuviel und gefährden Sie nicht die gute Sache durch 
Zerfloſſenheit. Daher bitte ich Sie, meiner dritten Theſe 
zuzuſtimmen: 

3. Der Wahlfreiheit der Fächer in der Frauen⸗ 
ſchule ſind möglichſt enge Grenzen zu ziehen, um 
nicht in die Zerriſſenheit und Oberflächlichkeit der 
früheren wahlfreien Kurſe zu verfallen. 

Und hieran möchte ich gleich eine zweite Warnung 
knüpfen. Im 8 13 des Erlaffes vom 18. Auguſt 1908 
wird geſtattet, daß da, wo Frauenſchulklaſſen und 
höheres Lehrerinnenſeminar in einem Lyzeum verbunden 
ſind, Schülerinnen der Frauenſchulklaſſen, ſoweit die 
Anzahl der Teilnehmerinnen und die Art der einzelnen 
Fächer es geſtatten, am Unterricht des Seminars teil⸗ 
nehmen können. Nicht eindringlich genug kann vor 
einer derartigen Verquickung von Frauenſchule und 
höherem Lehrerinnenſeminar gewarnt werden. Zuge⸗ 
geben, daß ſtaatlicherſeits dieſe Möglichkeit aus Spar⸗ 
ſamkeitsgründen, um kleineren Gemeinden zu helfen, 
gelaſſen iſt, das iſt, meine Herren, eine ganze falſche 
Sparſamkeit. Frauenſchule und höheres Lehrerinnen⸗ 
ſeminar haben nichts miteinander zu tun. Die erſtere 
gibt Allgemeinbildung, die zweite Fachausbildung. Nur 
wenige Fächer ſind beiden gemeinſam und dieſe müſſen 
auf beiden Anſtalten in völlig anderer Weiſe betrieben 
werden. Wer Lehrerinnenſeminar und Frauenſchule 
verkoppelt, wird nichts als gewaltige Fehlſchläge er⸗ 
leben. Falſch angewendete Sparſamkeit iſt die größte 
Verſchwendung, das wiſſen Sie, meine Herren, gilt 
auf allen Gebieten ſtädtiſcher Verwaltung und ſo ſtelle 
ich als vierte Theſe den Satz auf: 

4. Eine Verquickung von höherem Lehrerinnen⸗ 
ſeminar und Frauenſchule iſt als beiden gleich 
ſchädlich unbedingt abzulehnen. 

Nach dieſen allgemeinen Ausführungen wird es Sie 
nun noch intereſſieren, wie wir hier in Danzig unſere 
am 20. April ds. Is. eröffnete Fraueuſchule eingerichtet 
haben. Wir erteilen im erſten Jahre Unterricht in 
folgenden Fächern: 

1. Haushaltungskunde 9 Stunden wöchentlich, an 
zwei Vormittagen, in einer der Stadt gehörenden Schul⸗ 
küche einer wundervollen neuen Volksſchule in Langfuhr. 
Den Unterrichtsbetrieb dieſes Faches hat die Gewerbe⸗ 
und Haushaltungsſchule des Vaterländiſchen Frauen⸗ 
vereins gegen eine Pauſchalſumme von 1900 M jährlich 
übernommen. Die Leiterin der Schule, Frl. Goſſe, 
überwacht dieſen Unterricht, der von zwei Lehrerinnen 
der Schule erteilt wird, die Schule liefert alle Roh⸗ 
materialien und verwendet die hergeſtellten Speiſen in 
ihrem eigenen Betrieb. Damit hat die Stadt ſehr viel 
gewonnen, da ſonſt dieſer Zweig des Unterrichts in 
der Frauenſchule die meiſten Koſten und die meiſten 
Schwierigkeiten zu bereiten pflegt. Und an dieſer Stelle 
möchte ich Ihnen gleich meine fünfte und letzte Theſe 
unterbreiten, durch deren Befolgung allein die Koſten 
für eine Frauenſchule zweckentſprechend geſtaltet werden 
können: 

5. Durch die Einrichtung einer Frauenſchule 
dürfen etwa ſchon beſtehende ähnliche Einrich⸗ 
richtungen am Orte, wie Kochſchulen, Kinder⸗ 
gärten uſw. nicht geſchädigt werden, vielmehr ſoll 
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die Frauenſchule ſich zu gemeinſamem Wirken mit 
ihnen vereinigen. 

Auf den Rat erfahrener Frauen haben wir, was 
die amtlichen Beſtimmungen zulaſſen, den geſamten haus⸗ 
wirtſchaftlichen Unterricht konzentriert in das erſte Jahr 
gelegt und werden dann den Unterricht im Kindergarten 
im zweiten Jahr nachfolgen laſſen. 

2. An zwei andern Vormittagen erteilen wir folgende 
wiſſenſchaftliche Fächer: 

Deutſch zwei Stunden, Bürgerkunde und ſoziale 
Fürſorge zwei Stunden, hauswirtſchaftliches Rechnen 
eine Stunde, w. Pädagogik zwei Stunden, Kunſt⸗ 
geſchichte eine Stunde, Turnen zwei Stunden. So er⸗ 
halten die jungen Mädchen zwanzig Stunden wöchent⸗ 
lich an vier Vormittagen von 9—1 Uhr. Der Montag 
und Donnerstag bleiben ſchulfrei, um den Schülerinnen 
Zeit zu eigener Arbeit und zur Betätigung in ihrem 
Elternhauſe zu laſſen. 

29 junge Damen im Alter von 16—20 Jahren 
nehmen am Unterricht teil und zwar, vom Turnen ab⸗ 
geſehen, alle an allen Fächern. Von der Wahlfreiheit 
haben ſie glücklicherweiſe keinen Gebrauch gemacht. 

Und nun kurz die finanzielle Seite der Sache. Wir 
haben eine Schulgeldeinnahme von 4960 M, der eine 
Ausgabe von 4310 M gegenüberſteht, jo daß ſich in 
dieſem erſten Jahr ein Plus von 610 M ergeben hat. 
Dieſes finanziell erfreuliche Ergebnis iſt aber nur möglich 
geworden, weil wir 1. keine koſtſpieligen Einrichtungen 
für eine Schulküche zu treffen brauchten und 2. in der 
Viktoriaſchule einen Klaſſenraum zur Verfügung hatten. 
Das von uns erhobene Schulgeld beträgt 160 M, wozu 
für auswärtige Schülerinnen, deren Eltern in Danzig 
keine Kommunalſteuern zahlen, ein Zuſchlag von 40 M, 
pro anno tritt. 

Hotten Sie mich zum Schluß Ihnen noch ſkizzieren 
was in den einzelnen Fächern der Frauenſchule bei uns 
gelehrt wird und im zweiten Jahr gelehrt werden ſoll. 
Wir verfolgen in der Auswahl der Fächer drei Ziele: 
1. Perſönlichkeitsbildung, 2. Ausbildung für den Beruf 
der Hausfrau und Mutter, 3. Ausbildung für eine 
ſpätere Tätigkeit auf ſozialem Gebiet. 

Der Perſönlichkeitsbildung dienen die Fächer Deutſch, 
Bürgerkunde und Kunſtgeſchichte, für den Beruf der 
Hausfrau und Mutter bereiten wir vor im erſten Jahre 
durch Pädagogik und Hauswirtſchaftskunde Kochen und 
Hausarbeit) im zweiten Jahre durch Pädagogik die 
Arbeit im Kindergarten und Geſundheitslehre, ſowie in 
beiden Jahren durch hauswirtſchaftliche Buchführung. 
Zur Ausbildung auf ſozialem Gebiet, dient im erſten 
Jahre der theoretiſche Unterricht in Bürgerkunde und. 
ſozialer Fürſorge, ferner planen wir im zweiten Jahre 
praktiſche Arbeit im Kinderhort und einigen andern 
Einrichtungen ſozialer Hilfstätigkeit. Dazu treien in 
beiden Jahren möglichſt zahlreiche Beſuche von in⸗ 
duftriellen Etabliſſements und Anſtalten ſozialer Fürſorge, 
um den Schülerinnen den Blick zu ſchärfen für das 
moderne Wirtſchaftsleben der Gegenwart und um ihnen 
Verſtändnis und Ehrfurcht einzuflößen vor dem Wert 
menſchlicher Arbeit. Sie werden bei dieſen Beſuchen, 
die natürlich außerhalb der lehrplanmäßigen Unter⸗ 
richtsſtunden liegen, darauf hingewieſen, mit den Ar⸗ 


beitenden ſelbſt zu jprechen und ſich nach Lohn- und 
Wohnungsverhältniſſen zu erkundigen. Sie ſollen ein 
Verantwortlichkeitsgefühl bekommen, daß ſie dereinſt in 
bevorzugter Lebenslage eine Verpflichtung haben, an der 
Hebung der Lage der arbeitenden Klaſſen nach Kräften 
mitzuarbeiten nicht als „wohltätige Frauen“ auf Baſaren 
und Blumentagen, ſondern in der viel ſchwierigeren 
ſozialen Kleinarbeit, vor allem auf dem heute mit Recht 
ſo ſtark betonten Gebiet ſozialer Jugendfürſorge und 
Jugendhilfe. Nach meiner innerſten Überzeugung kann 
die richtig geleitete Frauenſchule für unſer deutſches 
Volk eine ſegensreiche Überbrückung der jetzt ſo unheil⸗ 
voll klaffenden Klaſſen- und Standesunterſchiede herbei⸗ 
führen helfen. Sie kann vielen Frauen unſerer höheren 
Stände, die im Falle der Nichtverheiratung leicht der 
Oberflächlichkeit und Verbitterung anheimfallen, die Wege 
zeigen zu nützlicher und darum beglückender Tätigkeit 
und kann in den unteren Volksſchichten manche Ge⸗ 
häſſigkeit und manches Vorurteil beſeitigen helfen. 


Gehen wir nun noch etwas näher auf den Inhalt 
des von uns in Danzig ausgearbeiteten Lehrplans ein, 
unter Hervorhebung der für die bisherige Mädchen- 
bildung neuen Fächer. Das Lehrziel für die Haus- 
haltungskunde lautet: Die Schülerinnen ſollen befähigt 
werden, die wichtigſten Tätigkeiten des wirtſchaftlichen 
Betriebes eines einfachen Haushalts ſelbſtändig auszu⸗ 
führen, fo daß fie erforderlichen Falles imftande find, 
bei Ausübuna ſozialer Tätigkeit helfend eingreifen zu 
können. Das Verſtändnis für vollwertige Volkser⸗ 
nährung ſoll bei den Schülerinnen geweckt werden. 
Die Lehraufgaben dieſes Faches umfaſſen: 

1. Nahrungsmittellehre. Die Kenntnis unſerer wich⸗ 
tigſten Nahrungsmittel in bezug auf Nährwert, Ge⸗ 
ſchmackswert, Preis und Behandlung, Milch, Milch⸗ 
erzeugniſſe, Eier, Fleiſch, Fiſche, Fettarten, Getreide⸗ 
früchte, Gemüſe, Hülſenfrüchte, Kartoffeln und Obſt. 
Genußmittel und Speiſenzuſätze. Schädliches in den 
Nahrungs⸗ und Genußmitteln. Normalnahrung des 
geſunden Menſchen, Krankenkoſt. 


2. Die Vorgänge des Garmachens der Nahrung: 
Die Kenntniſſe der Vorgänge des Garmachens auf 
Grund der Beobachtung. Kochen, Röſten, Schmoren, 
Braten, Dünſten und Aufbrühen. Das Miſchen der 
Nahrungsmittel und die dazu dienenden Hilfsmittel. 

3. Das praktiſche Kochen: Die Übertragung des 
gewonnenen Wiſſens auf die Ausübung des Kochens. 
Das Kochen von Gerichten für einfache Verhältniſſe. 

4. Wirtſchaftsführung: Einkauf, Markt, Fiſchmarkt, 
Markthalle. Einkauf in kleineren und größeren Mengen. 
Dienſtbotenfrage. 

5. Waſchen, Plätten und Hausarbeiten: Kenntnis 
der wichtigſten im Hauſe vorkommenden Reinigungs⸗ 
arbeiten. Holzzeug ſcheuern, Schwarz⸗Weißblech, Eiſen, 
Kupfer, Meſſing, Aluminiumbehandlung, der Abwaſch, 
Lampen, Fenſter, Bürſten, Beſen, Kämme, Fußboden, 
Türen reinigen. Gründliche Reinigung der Küche. 
Küchenwäſche, einfache Leibwäſche, bunte Wäſche, Woll⸗ 
wäſche, Fleckenreinigung. Legen, Rollen und Plätten 
der gewaſchenen Sachen. 
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Hierzu tritt ergänzend ein zweites Fach der Frauen⸗ 
ſchule die Wirtſchaftskunde oder das hauswirtſchaftliche 
Rechnen: 

1. Allgemeines über Wirtſchaftsleben, Volkswirt⸗ 
ſchaft und Einzelwirtſchaft. 

2. Vermögen, Eigentum, Kapital. 

3. Feſtſtellung des Kapitals durch Inventur und 
Bilanz. 

4. Verwaltung und Anlage des Kapitals: Bank 
und Börſenweſen. Weſen und Entſtehung des Geldes, 
Münzfuß, Währung, Kurant-, Papiergeld, Banknoten, 
Kaſſenſcheine, Prozentrechnung, Preisberechnungen aus 
allen Zweigen der Hauswirtſchaft, Kauf und Verkauf, 
Zins: und Diskontrechnung, Kontokorrenirechnung, 
Staffelrechnung, Effektenrechnung, Kurszettel, Wechſel, 
Scheck, Akkreditiv, Hypotheken. 

5. Steuerweſen. Direkte und indirekte Steuern, 
Staats- und Gemeindeſteuer, Steuererklärung. 

6. Die verſchiedenen Formen der Verſicherung mit 
beſonderer Berückſichtigung der Pflichten gegenüber dem 
Dienſtperſonal. 

7. Buchführung. a) für Private unter Berückſich⸗ 
tigung des Geſchäftsverkehrs mit den Banken. b) haus⸗ 
wirtſchaftliche Buchführung. 

Die Bürgerkunde teilen wir in drei Sanptieile: 

1. Geſchichte des neunzehnten Jahrhunderts, wo durch 
Lektüre der wichtigſten Quellen die theoretiſchen Grund⸗ 
lagen für die Entſtehung unſeres modernen deutſchen 
Reiches gewonnen werden, 2. Soziale Fürſorge als 
Tätigkeitsgebiet der Frau: Soziale Not und ſoziale 
Fürſorge. Organe und Organiſation, Mittel und Wege 
der Fürſorge. Die Frauen in der öffentlichen und 
pripaten Fürſorge⸗Arbeit. Ausbildungsgelegenheiten in 
Deutſchland. Fürſorge für die vorſchulpflichtige, die 
ſchulpflichtige und die ſchulentlaſſene Jugend. Fürſorge 
für Arbeitsloſe. Sparkaſſenweſen. Fürſorge für Wohnung, 
Ernährung und Bekleidung. Geſundheitspflege und 
Krankenfürforge. Rechtsſchutz, Bildungs⸗ und Erholungs⸗ 
fürſorge. Hieran ſchließt ſich als dritter Teil der Bürger⸗ 
kunde im zweiten Schuljahr die Rechtskunde, deren Lehrer 
ein Juriſt oder Verwaltungsbeamter ſein muß. Nach 
kurzem Überblick für die Rechtsgeſchichte wird hier das 
Hauptgewicht auf diejenigen Kapitel des bürgerlichen 
Rechts gelegt, die für die Frauen beſonders wichtig 
ſind: Willenserklärungen und Verträge, das Recht der 
Schuldverhältniſſe, Sachen: und Hypothekenrecht, Fami⸗ 
lienrecht: Verlöbnis, Ehehinderniſſe, Eheſchließung, 
Eheliches Güterrecht, Eheſcheidung, rechtliche Stellung 
der Kinder, Ausſteuer, Ausſtattung, elterliche Gewalt, 
Vormundſchaft, Waiſenpflege, Erbrecht, Teſtament und 
Erbvertrag. 

In der Geſundheitslehre, die am beiten von einer 
weiblichen Arztin gelehrt wird, iſt zu behandeln: Bau 
des menſchlichen Körpers mit phyſiologiſchen Betrach⸗ 
tungen über die Funktionen der einzelnen Organe. Er⸗ 
nährung. Einfluß des Klimas. Wichtige Kapitel aus 
der Hygiene der Wohnung, Kleidung und Nahrung. 
Bakteriologie. Kranken-, Säuglings⸗ und Kinderpflege. 

In Pädagogik betonen wir die Pädagogik des vor⸗ 
ſchulpflichtigen Alters und gewinnen die theoretiſchen 
Grundlagen für die im zweiten Schuljahr einſetzende 


praktiſche Ausbildung im Kindergarten. Im Deutſchen 
erſtreben wir vor allem die gründliche Kenntnis der 
neueren deutſchen Literatur ſeit Goethes Tode, die 
Weckung des Geſchmacks an wertvoller guter Lektüre. 
Ebenſo wird in der Kunſtgeſchichte, ich möchte lieber 
ſagen Kunſtbetrachtung der Hauptwert gelegt auf Er⸗ 
kenntnis guter Kunſt und Geſchmacksbilduug auch in 
der Ausſtattung unſerer Wohnung und künſtleriſcher 
Ausgeſtaltung der Kleidung und des Hausgeräts. 


Am Ende meiner Ausführungen angelangt, würde 
ich mich freuen, wenn es mir gelungen ſein ſollte, Sie, 
meine geehrten Damen und Herren, davon überzeugt 
zu haben, daß „die moderne Frauenſchule“ richtig ein⸗ 
gerichtet, für unſere deutſchen Frauen und damit für 
unſer geſamtes Volksleben ein Kulturfaktor von größter 
Bedeutung werden kann. Die reichen Gedankengänge, 
die dem Lehrplan der Frauenſchule zu Grunde liegen, 
ſind wohl geeignet, aus unſern jungen Mädchen in 
ihrer aufnahmefähigſten Zeit warmherzige, leiſtungs⸗ 
fähige, beglückte und beglückende Perſönlichkeiten zu 
bilden. Hier in Weſtpreußen haben wir erſt die eine, 
eben eröffnete Anſtalt in Danzig, während in Preußen 
überhaupt in den drei letzten Jahren ſchon mehr als achtzig 
Frauenſchulen entſtanden ſind. Helfen Sie Alle, meine ſehr 
geehrten Herren, die Sie als Bürgermeiſter, Magiſtrats⸗ 
mitglieder oder Stadtverordnete den entſcheidenden Ein⸗ 
fluß darauf haben, daß in nicht allzu ferner Zeit Weſt⸗ 
preußen nicht mehr wie bisher hintenan ſteht, ſondern 
womöglich voran marſchiert. Der Segen für die nach⸗ 
folgenden Geſchlechter wird ſicherlich nicht ausbleiben. 
(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender: 
den Vortrag. 

Stadtſchulrat Dr. Damus⸗ Danzig: Meine ſehr 
geehrten Damen und Herren! Der Beifall, den Sie 
dem Herrn Vortragenden geſpendet haben, läßt ja auf 
Ihre Zuſtimmung zu ſeinen Ausführungen ſchließen. 
Das iſt natürlich, denn der Vortragende iſt einer der 
wenigen Pädagogen, die bereits eine gewiſſe Erfahrung 
auf dieſem Gebiete zu ſammeln das Glück hatten. Er 
hat ſchon, ehe er ſeine jetzige Stellung in Danzig über⸗ 
nahm, eine Frauenſchule in Hildesheim errichtet und 
jahrelang geführt. Er kam mit voller Erfahrung hier- 
her. Wir in Danzig haben uns dieſe Erfahrung zu= 
nutze gemacht und die Einrichtungen, von denen Sie 
gehört haben, in voller Übereinſtimmung mit Herrn 
Direktor Dr. Tesdorpf getroffen. 
ſtätigen, daß wir voll und ganz auf dem Boden der 
hier vorgetragenen Einzelheiten und des Geſamten 
ſtehen. Ich möchte nur noch einige Punkte etwas 
unterjtreichen. Zunächſt glaube ich, daß eine Frauen⸗ 
ſchule den hier ſkizzierten drei wichtigen Zielen der 
Perſönlichkeitsbildung, der Ausbildung der jungen 
Mädchen für den Hausfrauen⸗ und Mutterberuf und 
endlich der Ausbildung für ſoziale Pflichten nur wird 
genügen können, wenn ſie mindeſtens oder überhaupt 
zwei Jahre geführt wird. Die eigentliche Hausfrauen⸗ 
ſchule iſt immer ein Torſo. Ich würde alſo allen, die 
ſich auf dieſes Gebiet begeben, abraten, mit einer ein- 
jährigen Schule zu rechnen. Die Fülle der Fächer, die 


Ich eröffne die Verhandlung über 


Ich kann nur be⸗ 
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es ſchon an und für ſich nahe legt, daß ohne ſehr ge: 
ſchickte Lehrer einzelnes nur oberflächlich behandelt 
wird, gebietet von vornherein, einen zweijährigen Kurſus 
ins Auge zu faſſen. Zweitens möchte ich davor 
warnen, dieſe Schule mit irgend welchen auf Berech⸗ 
tigungen abzielenden Einrichtungen zu verſehen. Es 
iſt, wahrſcheinlich um auch den kleineren Gemeinden 
Entgegenkommen zu zeigen, in den Vorſchlägen und 
Richtlinien die Möglichkeit geſchaffen, an den Schulen 
auch ſolche Fächer zu lehren, die auch zur Ausbildung 
von Lehrerinnen dienen ſollen. Dieſe Verquickung iſt 
aber, wenn man die Ziele der Frauenſchule ernſt 
nimmt, unter allen Umſtänden zu vermeiden. Zu ver⸗ 
meiden iſt auch, daß man die Schülerinnen an den 
Stunden etwa des Seminars oder einer Studienanſtalt 
teilnehmen läßt. Sie werden dann wahrſcheinlich das 
Seminar oder die Studienanſtalt nur beläſtigen und 
inſofern ſchädigend wirken, ſie werden aber auch für 
ſich ſelbſt nicht das haben, was man ihnen eigentlich 
bieten wollte. Wenn ich das vorausſchicke, ſo bitte ich 
zu erwägen, daß der Vortragende ſeinen Vortrag in 
beſtimmten Leitſätzen zuſammengefaßt hat. Dieſe Leitz 
ſätze können natürlich niemals die Fülle eines ſolchen 
Vortrages erſchöpfen; ſie werden auch immer nach 
einer Richtung beſonders pointiert ſein. Ich glaube 
nun, daß unſer aller Erfahrungen doch noch nicht ſo— 
weit gediehen ſind, daß wir uns auf eine Diskuſſion 
der einzelnen Leitſätze einlaſſen könnten. Ich glaube, 
die allgemeine Zuſtimmung, die ſich vielleicht in der 
Diskuſſion noch weiter klären wird, wird dasjenige 
fein, was wir dem Vortrage entgegenzubringen haben. 
Ich würde deshalb bitten, von einer Diskuſſion über 
den Wortlaut der einzelnen Leitſätze abzuſehen, ſich auf 
eine allgemeine Erörterung zu beſchränken, und wenn 
die Verſammlung, wie es nach dem Beifall an— 
genommen werden darf, dem Vortrage im weſentlichen 
zuſtimmt, dadurch dieſer Zuſtimmung Ausdruck zu geben. 


Vorſitzender: Wird das Wort weiter gewünſcht? — 
Das iſt nicht der Fall. Dann ſchließe ich die Verhandlung. 
Eine Abſtimung über die Leitſätze wird nicht erforderlich 
ſein, ein beſonderer Antrag iſt nicht geſtellt. Ich danke 
dem Herrn Redner namens der Verſammlung herzlich 
für die hervorragend intereſſanten, erſchöpfenden und 
zeitgemäßen Ausführungen. Der reiche Beifall hat 
gezeigt, wie ſehr wir alle davon überzeugt ſind, daß 
gerade dieſes Gebiet der Frauenbildung von ganz 
außerordentlicher Bedeutung für die Zukunft unſerer 
Frauen iſt. 


Wir gehen über zu dem nächſten Punkt der Tages⸗ 
ordnung zu dem Vortrage des Herrn Bürgermeifters: 
Dr. Bail: 

Das Sweckverbandsgeſetz. 

Berichterſtatter, Bürgermeiſter Dr. Bail= Danzig: 
Meine Herren! Als Ende Januar d. Is. der Ent⸗ 
wurf eines Zweckverbandsgeſetzes dem Abgeordneten⸗ 
hauſe zuging, ward alsbald in Ausſicht genommen, 
ihn auf die Tagesordnung unſeres Städtetages zu ſetzen. 
Seine außerordentliche Tragweite für die preußiſchen 
Städte hätte es gerechtfertigt, daß Do die Städtetage⸗ 
vor ſeiner endgültigen Feſtſtellung eingehend mit ihm. 


beichäftigt hätten. Die Königl. Staatsregierung hatte 
dies dadurch verhindert, daß ſie den Entwurf bis zu 
ſeiner Vorlage ſtreng geheim hielt; es ſind zwar dann 
die Herren Landeshauptleute darüber gehört worden, 
ob auch die Provinzen in das Geſetz einzubeziehen 
ſeien, was dieſe mit überwiegender Mehrheit verneinten, 
die Städte und Städtetage wurden aber überhaupt 
nicht gehört. Ende Januar konnten wir immerhin 
noch mit der Möglichkeit rechnen, daß der Weſtpreußiſche 
Städtetag ſich mit dem Zweckverbandsgeſetze vor ſeiner 
endgültigen Verabſchiedung würde beſchäftigen können. 
Um nichts zu verſäumen, richtete die Stadt Danzig 
alsbald eine Eingabe gegen den Entwurf an beide 
Häuſer des Landtages; ſie beantragte auch beim Vor⸗ 
ſtande des Preußiſchen Städtetages ein beſonderes 
Vorgehen. Zahlreiche Städte und Städtetage ſowie 
der Vorſtand des Preußiſchen Städtetages haben ſich 
dann ebenfalls mit Eingaben an den Landtag gewandt. 
Man kann wohl ſagen, daß dieſe Eingaben nicht ganz 
ohne Nutzen geweſen ſind. 

Das Abgeordnetenhaus, das nach ſeiner erſten Be⸗ 
ratung den Entwurf der dreizehnten Kommiſſion über⸗ 
wieſen hatte, hat auf Grund des eingehenden Berichtes 
dieſer Kommiſſion und auf Grund von im Plenum 
geſtellten Anträgen in der zweiten und dritten Leſung, 
eine Reihe von Verbeſſerungen an dem Entwurfe vor⸗ 
genommen. Trotzdem aber blieb er für die Städte 
unannehmbar. Das zeigte ſich in voller Deutlichkeit 
bei den Beratungen in der Kommiſſion und im Plenum 
des Herrenhauſes. Das Herrenhaus hatte den Entwurf 
einer beſonderen Kommiſſion überwieſen, in welche von 
vierundzwanzig Mitgliedern neun Vertreter von Städten 
hineingewählt waren. Berichterſtatter der Kommiſſion 
war unſer Danziger Oberbürgermeiſter, der vom Ein⸗ 
gange des Entwurfes an ihm die vollſte Beachtung ge⸗ 
ſchenkt und auf die Gefahren, welche er für die Städte 
enthielt, ſchon verſchiedentlich hingewieſen hatte. 

Wenn überhaupt noch die Möglichkeit beſtanden 
hätte, die Städte vor dem drohenden Unheile zu be— 
wahren, wäre ſie hier gegeben geweſen. Die Vertreter 
der Städte gaben ſich die größte Mühe, die bedenk⸗ 
lichſten Beſtimmungen aus dem Entwurfe herauszu⸗ 
bringen; es zeigte ſich aber, daß ſie einer geſchloſſenen 
Mehrheit gegenüberſtanden. Nicht ſelten findet ſich in 
dem ebenfalls ſehr eingehenden Berichte der Kommiſſion 
des Herrenhauſes die Bemerkung, daß die geſtellten 
Anträge gegen neun Stimmen abgelehnt wurden. Hin 
und wieder fanden freilich auch Ablehnungen mit 12 
gegen 12 Stimmen ſtatt und die Annahme des ganzen 
Entwurfes erfolgte mit 13 Stimmen; die Entſcheidung 
hing alſo von einer einzigen Stimme ab. Immerhin 
hatte auch die Kommiſſion einige Verbeſſerungen des 
Entwurfes empfohlen. 

Im Plenum des Herrenhauſes iſt es dann nach 
heißem Kampfe noch gelungen, einen Antrag unſeres 
Oberbürgermeiſters Scholtz und einen Antrag des Ober⸗ 
bürgermeiſters von Aachen, Veltman, durchzubringen 
die wieder Verbeſſerungen für die Städte bedeuteten. 
Aber auch ſo blieb die Vorlage für die Vertreter der 
Städte unannehmbar; ſie haben ſämtlich dagegen ge⸗ 
ſtimmt. Im Ganzen wurden bei der namentlichen Ab⸗ 
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ſtimmung im Herrenhauſe 59 Stimmen für und 45 
gegen den Entwurf abgegeben. 

Das Abgeordnetenhaus hat dann den abgeänderten 
Entwurf nochmals ſeiner Kommiſſion überwieſen und 
auf deren Befürwortung ihn endgültig angenommen. 
Allerdings wurden auch hier wieder von verſchiedenen 
Seiten Bedenken erhoben und Anträge geſtellt; die 
Mehrheit glaubte aber das Schickſal des Geſetzes zu 
gefährden, wenn es noch einmal an das Herrenhaus 
zurückverwieſen würde. 

Wir haben nun ein beſchloſſenes Geſetz vor uns, 
das bereits am 1. Oktober ds. Is. in Kraft treten ſoll, 
und an dem ſich einſtweilen nichts ändern läßt. Es 
hat deshalb m. E. keinen Zweck, Ihnen irgendwelche 
Reſolutionen vorzuſchlagen oder ſonſt eine Stellung⸗ 
nahme des Städtetages herbeizuführen. Sehr wichtig 
aber iſt es, ſich mit dem Inhalte des Geſetzes und 
ſeiner Entſtehungsgeſchichte eingehend bekannt zu machen. 
Ich möchte verſuchen, Ihnen einen Überblick wenigftens 
über die hauptſächlichſten Punkte zu geben. 

Durch das Geſetz wird der vierte Titel unſerer 
Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 aufgehoben, 
der die Überſchrift trägt: „Verbindung nachbarlich be⸗ 
legener Gemeinden und ſelbſtändiger Gutsbezirke behufs 
gemeinſamer Wahrnehmung kommunaler Angelegen⸗ 
heiten.“ Der Staatsregierung ging dieſer Titel ſach⸗ 
lich und räumlich nicht mehr weit genug. Im Jahre 
1910 war ihr im Abgeordnetenhauſe infolge eines An⸗ 
trages der Abgeordneten Linz und Graf von Spee die 
Anregung gegeben worden, bald einen Geſetzentwurf 
vorzulegen, inhalts deſſen unter Ausdehnung der Be— 
ſtimmungen des Titels 4 der Landgemeindeordnung, 
auf alle Provinzen der Monarchie eine Verbindung 
von nachbarlich belegenen Stadtgemeinden unter ſich 
behufs gemeinſamer Wahrnehmung kommunaler An⸗ 
gelegenheiten geſtattet würde. Das jetzige Geſetz kommt 
dieſem Verlangen nach, geht aber weiter, indem es zu⸗ 
nächſt das Erfordernis der nachbarlichen Lage beſeitigt. 
Begründet iſt das damit, daß z. B. der Schutz von 
Wäldern, die zwiſchen den Ortslagen mehrerer Ge= 
meinden liegen, eine gemeinſame Aufgabe bilden könne. 
Dieſe Erweiterung iſt allſeits gebilligt worden. 

Eine andere Erweiterung iſt erjt durch das Ab⸗ 
geordnetenhaus in den Geſetzentwurf hineingebracht 
worden. Die Staatsregierung wollte die Zweckver⸗ 
bände auf Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke 
beſchränken. Das Abgeordnetenhaus hat Bürger⸗ 
meiſtereien, Amter und Landkreiſe hinzugefügt. 

Das Geſetz unterſcheidet die freiwillige und die 
zwangsweiſe Bildung von Zweckverbänden. Auch 
die Landgemeindeordnung tut dies. Die Beſtimmungen 
des neuen Geſetzes haben aber doch vielfach eine ganz 
andere Bedeutung als die des bisherigen. 

Gegen die Beſtimmungen des Geſetzentwurfes, 
welche ſich auf die freiwillige Bildung von Zweck⸗ 
verbänden beziehen (8 1), hat ſich Widerſpruch nicht 
erhoben. Es ſind an eg einige Anderungen for⸗ 
maler Natur vorgenommen, die ich übergehen kann. 
Auch der freiwillige Zweckverband kommt nicht ſchon 
dadurch zuſtande, daß die Beteiligten damit einver⸗ 
ſtanden ſind; über ſeine Bildung beſchließt vielmehr 
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der Kreisausſchuß, bei Beteiligung von Städten oder 
Landkreiſen der Bezirks ausſchuß. Wo Städte beteiligt 
find, tritt auch ſonſt im Geſetze anſtelle des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes der Bezirksausſchuß. Ich werde daher an 
ſolchen Stellen fortan nur vom Bezirksausſchuſſe reden. 

Der Bezirksausſchuß ſoll nach der Erklärung des 
Miniſters des Innern nur die Behörde fein, die ge⸗ 
wiſſermaßen das letzte Siegel unter den Zweckverband 
ſetzt. Es iſt deshalb nicht anzunehmen, daß bei der 
freiwilligen Bildung von Zweckverbänden Schwierig⸗ 
keiten entſtehen werden. Indeſſen wird es ſich empfehlen, 
an den Bezirksausſchuß erſt heranzutreten, wenn auch 
über die Satzung des Zweckverbandes völliges Ein: 
verſtändnis erzielt iſt. 

Nach S 3 des Geſetzes können Gemeinden mit 
Gutsbezirken nach Maßgabe des §1 auch zur gemein⸗ 
ſchaftlichen Feſtſetzung und Durchführung von Straßen⸗ 
und Baufluchtlinien verbunden werden. In § 4 find 
für dieſen Fall nähere Vorſchriften gegeben. 

Nun aber kommen wir zu den Beſtimmungen, 
welche den lebhafteſten Widerſpruch ſeitens der Stadt⸗ 
gemeinden hervorgerufen haben, zu den Vorſchriften 
über die zwangsweiſe Bildung des Zweckverban⸗ 
des (8 2). 

Der Entwurf des Geſetzes ging in dieſer Hinſicht 
fo weit, daß er ſchon im Abgeordnetenhauſe ſehr er⸗ 
hebliche Einſchränkungen erfuhr. Zu den kommunalen 
Angelegenheiten, zu deren gemeinſamer Wahrnehmung 
Gemeinden und Gutsbezirke auch gegen ihren Willen 
ſollten vereinigt werden können, rechnete der Entwurf 
neben den ihnen geſetzlich obliegenden auch diejenigen 
Aufgaben, die ſie als kommunale bereits freiwillig über⸗ 
nommen haben, die Elektrizitätsverſorgung und die 
öffentlichen Verkehrseinrichtungen indeſſen auch ohne 
dieſe letztere Vorausſetzung. Insbeſondere ſollten Ge⸗ 
meinden und Gutsbezirke auch zur gemeinſchaftlichen 
Feſtſetzung und Durchführung von Baufluchtlinien⸗ 
plänen miteinander zwangsweiſe verbunden werden 
können. Die Kommiſſion und das Plenum des Ab— 
geordnetenhauſes haben es abgelehnt, ſo weit zu gehen. 
Sie wollten im Gegenteil den Kreis der Aufgaben, 
hinſichtlich deren ein Zwang zur Verbandsbildung ſtatt⸗ 
haft ſein ſollte, möglichſt eng begrenzen. Man trug 
Bedenken, rein fakultative Aufgaben von dem Augen⸗ 
blick an wie rein obligatoriſche zu behandeln, wo die 
Beteiligten ſie freiwillig übernähmen. Beſonders be⸗ 
denklich erſchien eine Zwangsverbandsbildung zugunſten 
der Elektrizitätsverſorgung und von Verkehrseinrich⸗ 
tungen mit Rückſicht auf die ungünſtigen Erfahrungen, 
die man mit derartigen vielfach unrentablen Anlagen 
gemacht habe. Hier und bei anderen kommunalen Auf⸗ 
gaben im Wege des Zwanges vorgehen zu wollen, 
hielt man für einen ſtarken Eingriff in die Selbſtver⸗ 
waltung, der geeignet ſei, das kommunale Leben zu 
gefährden, da wirklich lebenskräftige und lebensfrohe 
kommunale Gebilde nur auf der Grundlage des frei⸗ 
willigen Zuſammenſchluſſes entſtehen könnten. Ganz 
aber hat man leider dieſen letzten durchaus richtigen 
Gedanken im Abgeordnetenhauſe nicht zu Ende gedacht. 
Man hat gemeint, daß eine diskrete Anwendung des 
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Zwanges bei der notoriſchen Eigenbrödelei unſeres 
Volkes in manchen Fällen nicht zu umgehen ſei. 

So hat denn im Abgeordnetenhauſe die grund- 
legende Beſtimmung für die Bildung von Zwangs⸗ 
zweckverbänden die folgende Faſſung erhalten, die ſie 
trotz der heißen Kämpfe im Herrenhauſe behalten hat: 

„Sind die Beteiligten nicht einverſtanden, ſo 
iſt die Bildung eines Zweckverbandes uur zur 
Erfüllung von ſolchen kommunalen Aufgaben, 
welche allen Beteiligten geſetzlich obliegen, und 
nur dann zuläſſig, wenn die Bildung des Zweck⸗ 
verbandes im öffentlichen Intereſſe notwendig iſt.“ 

Eine erhebliche Verbeſſerung war dies zweifellos. 
Aber die Vertreter der Städte haben ſich trotzdem nicht 
entſchließen können, für das Geſetz zu ſtimmen, weil 
der Zwang auch in dieſer Einſchränkung bedenklich er⸗ 
ſchien, und weil eine Reihe weiterer Beſtimmungen, die 
leider trotz aller gegen ſie gerichteten Anträge im Ge— 
ſetze ſtehen geblieben ſind, ihnen die Zuſtimmung ein⸗ 
fach unmöglich machte. 

Einer der erſten Auträge im Herrenhauſe ging 
daher dahin, alle Zwangsbeſtimmungen des Geſetzent⸗ 
wurfes zu ſtreichen. Zur Begründung dieſer Stellung⸗ 
nahme der Vertreter der Städte führte der Bericht⸗ 
erſtatter in der Kommiſſion des Herrenhauſes u. a. 
aus, daß ein Bedürfnis für die Einführung von 
ſolchen Zwangsbeſtimmungen nicht vorliege. Man ſolle 
doch zunächſt die Erfahrungen abwarten, die mit denn 
Zweckverbandsgeſetze für Groß⸗Berlin gemacht würden. 
Eile habe die Schaffung eines allgemeinen Zweckver- 
bandsgeſetzes gewiß nicht. Stelle ſich wirklich einmal 
der Notfall ein, daß ein Zwang angewendet werden 
müſſe, ſo könne ähnlich wie bei Groß-Berlin und wie bei 
Eingemeindungen durch ein Spezialgeſetz Abhilfe ges 
ſchaffen werden. Nach dem Entwurfe könne der Fall 
eintreten, daß eine und dieſelbe Gemeinde zu mehreren 
Zweckverbänden mit verſchiedenen Gemeinden ver— 
bunden werde. Hierdurch werde die Schaffung vieler 
beſonderer Verwaltungsorgane notwendig, und das zu 
einer Zeit, wo alles von einer Vereinfachung der Ver⸗ 
waltung ſpreche. 

Nach der Städteordnung ſei die berufene Ver⸗ 
tretung der Städte der Magiſtrat und die Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung. Dieſe würden nach der Schaffung 
des Zweckverbandes von der Verwaltung wichtiger 
Zweige ausgeſchloſſen. Dagegen werde das ſtändiſche 
Prinzip in die Verwaltung eingeführt. Die Stadt⸗ 
gemeinden ſeien aber Rechtsſubjekte, die ſich allmählich 
gebildet hätten und jetzt nicht ohne weiteres zerſchlagen 
werden könnten. Käme das Geſetz zu ſtande, ſo liege 
für die Stadtverwaltungen die Gefahr vor, daß ihnen 
gerade die Überſchußverwaltungen, wie z. B. die Waſſer⸗ 
werke, entzogen würden, und daß ihnen in mancher 
Beziehung nur das bliebe, was für ſie das Unan⸗ 
genehmſte ſei, nämlich die Steuererhebung. — Werde 
dagegen der Antrag der Städtevertreter angenommen, 
jo ſei die Bildung von korporativ freiwilligen Zweck⸗ 
verbänden ermöglicht, für die in der Landgemeinde⸗ 
ordnung vorgeſehenen Fälle bleibe aber der Titel 4 der 
Landgemeindeordnung beſtehen. Halte man die Aus⸗ 
dehnung dieſes Titels auf die weſtlichen Provinzen 


für notwendig, jo möge man dies durch eine Er— 
gänzung der weltlichen Landgemeindeordnungen tun. 

Der Miniſter des Inneren erklärte, daß die Staats⸗ 
regierung den Antrag nicht annehmen könne. Das 
würde eine vollkommene Abkehr von den bisherigen 
Grundſätzen bedeuten. Nach der Landgemeindeordnung 
ſei der Zwang bereits in weiterem Maße vorgeſehen, 
als es durch die Vorlage in Ausſicht genommen ſei. 
Für Ausnahmefälle, denn ſolche würden es bleiben, 
müſſe die Möglichkeit des Zwanges gegeben werden. 

Einen Nachweis des Bedürfniſſes zu führen, ver⸗ 
ſuchte der Herr Miniſter nicht. Auf die Bitte, die Fälle 
anzugeben, in denen bisher eine Stadt mit einer Nach⸗ 
bargemeinde zwangsweiſe verbunden ſei, führte er nur 
einen Fall an, in welchem eine ſolche Verbindung 
zwecks Anlegung eines gemeinſamen Friedhofes ſtatt⸗ 
gefunden habe. Weitere Fälle waren trotz wieder⸗ 
holter Anfragen nicht in Erfahrung zu bringen. 

Eine Abkehr von den beſtehenden Grundſätzen 
hatten die Antragſteller nicht beabſichtigt. Ihr Antrag 
bezweckte ia gerade, die Beſtimmungen der Land⸗ 
gemeindeordnung beſtehen zu laſſen. Aber freilich, 
dieſe Beſtimmungen, waren die Urjache. warum bisher 
ſo wenig Zwang ausgeübt worden war, und ſie ge⸗ 
nügten der Staatsregierung nicht mehr. Sie waren 
auf kleinere ländliche Verhältniſſe zugeſchnitten. Zu⸗ 
läſſig war zwar auch eine Verbindung von Stadt⸗ 
gemeinden mit Landgemeinden — ſelbſt zwangsweiſe = 
fie bildete aber einen Ausnahmefall. Und trat ſie ein, 
ſo hatte nach den Beſtimmungen der Landgemeinde 
ordnung die Stadt den ihr gebührenden Einfluß im 
Verbande, was jetzt eben nicht mehr der Fall ſein ſoll. 
Das Ziel war bei den Zweckverbänden der Land⸗ 
gemeindeordnung, durch Zuſammenfaſſung mehrerer 
ſchwächerer Gemeinden und Gutsbezirke einen Verband 
zu ſchaffen, der eine größere Aufgabe zu löſen ver⸗ 
möge, nach dem Grundſatze „verbunden werden auch 
die Schwachen mächtig.“ Die Begründung des Ent⸗ 
wurfs zu unſerem Geſetze aber ſteht auf einem anderen 
Standpunkte. Sie ſagt: „Meiſt wird die Anlehnung 
eines ſchwachen an einen ſtärkeren Kommunalverband 
erforderlich ſein, aber gerade hier pflegt die Abwägung 
der Vor⸗ und Nachteile im Kreiſe der Steuerzahler 
eine hemmende Rolle zu ſpielen.“ Deshalb die Zwangs⸗ 
beſtimmungen, die den Widerſpruch des ſtärkeren 
Kommunalverbandes beſeitigen und ſeinen Einfluß lahm⸗ 
legen ſollen. 

Wie geſagt, der Antrag, die Zwangsbeſtimmungen 
aus dem Entwurfe zu ſtreichen, ward abgelehnt. Ver⸗ 
ſucht wurde in der Kommiſſion des Herrenhauſes zu⸗ 
nächſt noch, die Zwangsbeſtimmungen nur dann ein⸗ 
treten zu laſſen, wenn die Bevölkerungszahl der dem 
Verbande Widerſprechenden geringer ſei als die Zahl 
der Einverſtandenen. Auch das war nicht zu erreichen. 
Verſucht wurde dann ferner, das öffentliche Intereſſe, 
das die Vorausſetzung für die Zwangsverbandsbildung 
ſein ſoll, wenigſtens dadurch näher zu begrenzen, daß 
man beftimmte Fälle ausſcheiden wollte, in denen ein 
öffentliches Intereſſe nicht vorliege. Es handelte ſich 
um Fälle, in denen nach Erklärungen der Staats⸗ 
regierung von dem Zwange kein Gebrauch gemacht 
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werden ſollte, ſo abgeſehen von einem Punkte, auf den 
ich gleich noch komme, um Fälle, in denen einer der 
Beteiligten durch die Bildung des Zweckverbandes 
keinen Vorteil hat und in denen an Stelle des Zweck⸗ 
verbandes eine Eingemeindung in Frage kommt. Die 
Kommiſſion lehnte aber auch dieſen Antrag wie alle 
übrigen zahlreichen Anträge zum $ 2 gegen die neun 
Stimmen der Städtevertreter ab. 

In dem einen Punkte, von dem ich ſoeben ſprach, 
kam dann jedoch das Herrenhaus ſelbſt den Wünſchen 
der Städtevertreter entgegen, indem es den Antrag 
Veltman und Genoſſen annahm, der dahin ging: 

„Die Bildung eines Zweckverbandes unter⸗ 
bleibt, ſofern und ſolange ein Beteiligter bereit 
und imſtande iſt, die gemeinſame Aufgabe da⸗ 
durch zu erfüllen, daß er den übrigen Beteiligten 
die Mitbenutzung einer kommunalen Anſtalt 
gegen angemeſſene Entſchädigung einräumt. 
Darüber, ob die vorangegebenen Vorausſetzungen 
vorhanden ſind, ſowie über die Höhe der Ent⸗ 
ſchädigung beſchließt im Streitfalle der Kreis⸗ 
(Bezirks⸗)Ausſchuß, dem auch die Entſcheidung 
über ſonſtige aus dieſem Verhältniſſe entſtehende 
Streitigkeiten zusteht.“ 

Dieſe Beſtimmung gibt den Beteiligten die Mög⸗ 
lichkeit, einem Zwangszweckverbande unter gewiſſen 
Vorausſetzungen aus dem Wege zu gehen und die 
Verwaltung der kommunalen Auſtalt in der Hand 
zu behalten. 

Über die Eingemeindungen und ihr Verhältnis zu 
den Zweckverbänden enthält das Geſetz nun kein Wort. 
Und doch iſt darüber bei den Beratungen ſo viel ge⸗ 
ſprochen worden, daß dieſer Punkt auch hier nicht 
ganz übergangen werden kann. Es hatte den Anſchein, 
daß bei großen Parteien im Abgeordnetenhauſe zu 
Anfang der Beratungen und ſchon vorher die Abſicht 
beſtand, das Wachstum der Städte durch Eingemein⸗ 
dungen möglichſt zu hindern. Es war daher natürlich, 
daß die Vertreter der Städte ſich hiergegen wehrten 
und im Geſetze feſtgelegt wiſſen wollten, daß in be⸗ 
ſtimmten Fällen Eingemeindungen ſtatt der Zweck⸗ 
verbände zuläſſig ſein ſollten. Wenn nun auch die 
hierauf hinausgehenden Anträge abgelehnt worden ſind, 
ſo iſt daraus doch nichts gegen fernere Eingemein⸗ 
dungen zu folgern. Der Miniſter des Innern hat 
vielmehr in der Kommiſſion des Herrenhauſes erklärt: 
„Es könne gar nicht in Frage kommen, die Ein⸗ 
gemeindungen durch dieſes Geſetz zu beſeitigen, denn 
Eingemeindungen und Zweckverbände verfolgten ganz 
verſchiedenartige Tendenzen. Die Zweckverbände ſeien 
in erſter Linie für ländliche Verhältniſſe notwendig, 
und bei den Städten dann, wenn es ſich nicht um 
eine vollſtändige Gemeinſchaft aller Intereſſen der 
betreffenden Gemeinden handle, ſondern um eine 
partielle Intereſſengemeinſchaft, die ſich auf einzelne 
konkrete kommunale Aufgaben, z. B. die Anlage von 
Friedhöfen oder dergl. beziehe. In dieſen Fällen 
würde eine Eingemeindung einen viel zu weit gehenden 
Eingriff in die kommunale Selbſtändigkeit der einzu⸗ 
gemeindenden Gemeinde bedeuten. Wenn aber durch die 
nachbarliche Entwickelung zweier Gemeinden eine all⸗ 


gemeine Intereſſengemeinſchaft in Bezug auf die zu 
erfüllenden kommunalen Aufgaben hergeſtellt worden 
ſei, dann werde nach wie vor die Eingemeindung not⸗ 
wendig ſein und auch durch dies Geſetz nicht aus⸗ 
geſchaltet werden. Es liege nicht der mindeſte Anlaß 
vor, zu befürchten, daß eine vernünftige Eingemein⸗ 
dungen ausſchließende Tendenz mit dieſem Geſetz⸗ 
entwurfe verfolgt würde.“ Auch die Vertreter der 
verſchiedenſten Parteien beider Häuſer des Landtages 
haben ſich in weſentlich gleichem Sinne geäußert, ſelbſt 
Redner der Parteien, von denen man bisher annahm, 
daß ſie allgemein gegen Eingemeindungen ſeien. Wir 
wollen hoffen, daß man ſich bei ſpäteren Eingemein⸗ 
dungsvorlagen dieſer Außerungen erinnern wird, denn 
daß Eingemeindungen vielfach notwendig ſind, und 
beiden Teilen große Vorteile bieten, brauche ich hier 
wohl nicht auszuführen. 

Darüber, welches die kommunalen Aufgaben ſind, 
um deretwillen ein Zwangszweckverband geſchloſſen 
werden kann, ſchweigt das Geſetz. Es ſagt nur, es 
müſſen kommunale Aufgaben ſein, welche allen Be⸗ 
teiligten geſetzlich obliegen. An einem Zweckverbande 
können beteiligt fein Städte, Landgemeinden, Guts⸗ 


bezirke, Amter und Landkreiſe. Jeder der Kategorien 
dieſer Selbſtverwaltungskörper liegen verſchiedene Auf- 


gaben geſetzlich ob, die wenigſten wohl den Landkreiſen. 


Deshalb werden, wo Landkreiſe mit in Frage kommen, 


auch die wenigſten Möglichkeiten zur Bildung von 
Zwangszweckverbänden gegeben ſein. Die meiſten 
werden vorhanden ſein, wo ein Zweckverband zwiſchen 
Städten zwangsweiſe geſchloſſen werden ſoll. Aber 
hier laſſen ſich die geſetzlichen Aufgaben nicht voll- 
ſtändig aufzählen. Ihr Begriff wird vielmehr durch 
die jeweilige Geſetzgebung und durch die Rechtſprechung 
beftimmt. Die Begründung des Entwurfes weiſt 
darauf hin, daß durch § 29 des Preußiſchen Geſetzes, 
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, 
vom 28. Auguſt 1905 die Gemeinden ganz allgemein 
verpflichtet werden, diejenigen Einrichtungen, welche zur 
Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten notwendig 
ſind, zu treffen und für deren ordnungsmäßige Er⸗ 
haltung zu ſorgen. Was aber weiterhin zu den obli⸗ 
gatoriſchen kommunalen Aufgaben zählt, welche für 
Zweckverbände in Frage kommen, haben auch die Ver⸗ 
treter der Staatsregierung erſchöpfend nicht angeben 
können. Man denke aber z. B. an die geſetzlichen 
Pflichten, die den Gemeinden auf den Gebieten des 
Schulweſens, des Armenweſens und des Wegebaues 
obliegen. 


Wie geſchieht nun die zwangsweiſe Bildung 
des Zweckverbandes? 

Darüber ſagt das Geſetz: Der Oberpräſident kann, 
wenn er die vorhin beſprochenen Vorausſetzungen für 
vorliegend erachtet, auf Antrag von mindeſtens einem 
Drittel der Beteiligten oder auf Antrag der Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde anordnen, daß zunächſt der Bezirksaus⸗ 
ſchuß über die Ergänzung der mangelnden Zuſtimmung 
Beſchluß faßt. Die Beſchlußfaſfung erfolgt auf Grund 
mündlicher Verhandlung. — Gegen den auf Beſchwerde 
von dem Provinzialrat gefaßten Beſchluß ſteht den 
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Beteiligten binnen 4 Wochen die Klage bei dem Ober: 
verwaltungsgericht zu. Die Klage kann nur darauf 
geſtützt werden, daß die Aufgabe, zu deren Erfüllung 
der Zweckverband gebildet werden ſoll, den Beteiligten 
nicht geſetzlich obliege. — Nach Ergänzung des mangeln⸗ 
den Einverſtändniſſes der Beteiligten beſchließt der Ober⸗ 
präſident über die Bildung des Zweckverbandes. 

Sie ſehen, es handelt ſich um ein recht umſtänd⸗ 
liches Verfahren, das unter Umſtänden Jahre lang 
dauern kann. Zunächſt iſt ein Antrag auf Bildung 
des Zweckverbandes erforderlich. Nach dem Entwurfe 
konnte ihn ein Beteiligter ſtellen. Jetzt muß mindeſtens 
ein Drittel der Beteiligten ſich dazu vereinigen. Das 
erſchwert immerhin in etwas die Stellung unbegrün⸗ 
deter Anträge. Abgelehnt wurde, den Antrag nur 
durch die Mehrheit der Beteiligten ſtellen zu laſſen. 
Abgelehnt wurde leider auch die Streichung der 
Worte „oder auf Antrag der Kommunal-Aufſichts⸗ 
behörde“. Sie kann alſo den Antrag ſtellen, ſelbſt 
wenn kein Beteiligter dies tut. Hoffentlich werden ſich 
aber nie ſolche Fälle ereignen, denn von Selbſtver⸗ 


waltung würde bei einem derartigen Verfahren auch 


nicht ein Hauch mehr zu ſpüren ſein. 

Der Oberpräſident kann ſeine Anordnung erlaſſen, 
wenn er die geſetzlichen Vorausſetzungen für gegeben 
erachtet, er muß es aber nicht. In ſeine Hand iſt 
alſo in erſter Linie das Schickſal des Antrags gelegt. 


Ordnet er die Beſchlußfaſſung über die Ergänzung der 


mangelnden Zuſtimmung an, fo muß mündliche Ber: 
handlung vor dem Beſchlußkollegium erfolgen. Hier 
werden alſo die Beteiligten, die gegen die Bildung des 
Zweckverbandes ſind, ihre Gründe ausführlich darzu⸗ 
legen haben. 

Das Recht auf Klage iſt erſt im Abgeordneten— 
hauſe in den Entwurf aufgenommen worden. Leider 
iſt trotz geſtellter Anträge die Klage nicht unter jeder 
Begründung zugelaſſen, auch nicht einmal unter der 
Begründung, daß die Bildung des Zweckverbandes im 
öffentlichen Intereſſe nicht notwendig ſei, ſie kann viel⸗ 
mehr nur darauf geſtützt werden, daß die Aufgabe, zu 


deren Erfüllung der Zweckverband gebildet werden ſoll, 


den Beteiligten oder auch nur einem Beteiligten geſetz— 
lich nicht obliegt. 

Lehnt die Beſchlußbehörde oder das Oberverwal— 
tungsgericht die Ergänzung des mangelnden Einver⸗ 
ſtändniſſes ab, ſo kann der Zwangszweckverband nicht 
zuſtande kommen. Erfolgt dagegen die Ergänzung, ſo 
beſchließt der Oberpräſident über die Bildung des 
Zweckverbandes. 

Die gleichen Vorſchriften wie für die Bildung der 
Zweckverbände — ſowohl der freiwilligen als auch der 
zwangsweiſen — finden ſinngemäß Anwendung auf 
die Fälle einer Veränderung in der Zuſammenſetzung 
wie auf die Fälle einer Auflöſung von Zweckverbänden. 

Der Zweckverband hat die Rechte einer öffentlichen 
Körperſchaft, ſofern ſämtlichen Verbandsmitgliedern für 
ſich dieſe Rechte uneingeſchränkt zuſtehen. Trifft dieſe 
Vorausſetzung nicht zu, ſo können dem Zweckverbande 
auf feinen Antrag die Rechte einer öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft mit Königlicher Genehmigung beigelegt werden. 


Mit der bloßen Verleihung juriſtiſcher Perſönlichkeit 
iſt es aber nicht getan. Der Zweckverband bedarf 
eines Vermögens und gewiſſer Einrichtungen, um ſeine 
Tätigkeit beginnen zu können. Es muß beſtimmt 
werden, was die einzelnen Mitglieder in den Verband 
hineinbringen ſollen. Meiſt wird auch erforderlich ſein, 
zwiſchen den Gliedern des Zweckverbandes einen Aus⸗ 
gleich herzuſtellen, damit nicht das eine gegenüber dem 
andern zu Unrecht belaſtet wird. Wenn z. B. eine 
Stadt eine Kanaliſation beſitzt und nun mit mehreren 
Landgemeinden, die noch keine Kanaliſation haben, zu 
einem Zweckverbande vereinigt wird, um auch ſie an 
ihrer Kanaliſation teilnehmen zu laſſen, wäre es uns 
gerecht, wenn die Landgemeinden uicht einen angemeſſe⸗ 
nen Teil der Koſten jener Kanaliſation bezahlen müßten. 
Nach dem Geſetze hat über die deshalb notwendig 
werdende Regelung der Verhältniſſe zwiſchen den Be⸗ 
teiligten der Bezirksausſchuß zu beſchließen, vorbehalt⸗ 
lich der den Beteiligten gegeneinander zuſtehenden Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren, womit den Behörden, 
die im Beſchluß- und Verwaltungsſtreitverfahren zu 
entſcheiden haben, eine überaus ſchwierige Aufgabe 
ohne nähere Anleitung überwieſen iſt. Das Geſetz 
beſtimmt nur folgendes: „Bei der Regelung find er: 
forderlichenfalls Beſtimmungen zur Ausgleichung der 
öffentlich rechtlichen Intereſſen der Verbandsmitglieder 
zu treffen. Insbeſondere können einzelne Beteiligte zu 
Vorausleiſtungen verpflichtet werden, wenn diejenigen, 


mit welchen ſie verbunden werden ſollen, für gewiſſe 


Verbandszwecke bereits vor der Verbindung für ſich 
allein in genügender Weiſe Fürſorge getroffen haben 
oder aus anderen Gründen nur einen geringeren Vor⸗ 
teil von der Verbindung haben.“ Ein Antrag, in 
ſolchem Falle die andern Beteiligten zu Voraus⸗ 
leiſtungen zu verpflichten, indem das Wort „können“ 
durch „müſſen“ erſetzt werden ſollte, iſt leider abgelehnt 
worden, ebenſo der Antrag, daß für die Regelung der 
privatrechtlichen Verhältuiſſe, insbeſondere für die Ent⸗ 
ſchädigung, der ordentliche Rechtsweg offen ſtehe, und 
daß volle Entſchädigung unter entſprechender Anwen⸗ 
dung der Grundſätze des Enteignungsgeſetzes zu ge⸗ 
währen ſei. Angenommen wurde dagegen der Antrag 
Scholtz: N 
„Eine dem Zwecke des Verbandes dienende 
Einrichtung, welche einem Beteiligten gehört, 
verbleibt dem bisherigen Eigentümer; dieſer kann 
indeſſen verlangen, daß das Eigentum der Ein⸗ 
richtung gegen Entſchädigung auf den Verband 
übergeht.“ 
Über die Tragweite dieſes Zuſatzes ſind die Mei⸗ 
nungen im Herrenhauſe ſehr auseinander gegangen. 
In der Kommiſſion des Herrenhauſes war er u. a. 
damit begründet worden, daß den Beteiligten doch nicht 
ohne weiteres das Eigentum an Gegenſtänden ge⸗ 
nommen werden könne, die ſie mit großen Koſten ge⸗ 
ſchaffen hätten und die z. B. bei der Aufnahme von 
Anleihen von großer Bedeutung ſeien. Eine derartige 
Maßnahme könne den Kredit der Städte untergraben. 
Daran anknüpfend hat man dann ſagen wollen: „Das 
Eigentum mögen die Beteiligten behalten, die Ver⸗ 
fügung und Verwaltung muß aber auf den Zweckver⸗ 
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band übergehen.“ Gegen ein ſolches aller Rechte ent⸗ 
kleidetes und bedeutungsloſes Eigentum, das auch für 
die Gläubiger der Beteiligten gar kein Intereſſe hat, 
haben ſich natürlich die Vertreter der Städte lebhaft 
erklärt; ſie haben das volle Eigentum einſchließlich der 
Verwaltung für die bisherigen Eigentümer in Anſpruch 
genommen. Nachdem das Herrenhaus nun den An⸗ 
trag ohne Einſchränkung angenommen hat, wird man 
annehmen müſſen, daß zunächſt das volle Eigentum 
der Einrichtung, alſo z. B. eines Waſſerwerkes, ein⸗ 
ſchließlich der Verwaltung, dem bisherigen Eigentümer 
verbleibt und daß er bei den Verhandlungen, die wegen 
der Regelung der Verhältniſſe vor der Beſchlußbehörde 
kaum zu umgehen ſind, ſich darüber wird äußern müſſen, 
ob und unter welchen Bedingungen er nur die Ver⸗ 
waltung abgeben will, oder ob er beanſprucht, daß 
das Eigentum gegen Entſchädigung auf den Verband 
übergeht. 

Die bisher beſprochene Regelung betrifft nur das 
Anfangsſtadium des Zweckverbandes. Einer weiteren 
Regelung bedarf es aber für ſeine dauernde Wirkſam⸗ 
keit. Hierzu dient die Satzung, welche die Rechtsver⸗ 
hältniſſe des Zweckverbandes regeln ſoll. Sie iſt von 
den Beteiligten im Wege der Vereinbarung feſtzuſtellen 
und unterliegt der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 
Soweit eine Übereinſtimmung der Beteiligten nicht zu 
erzielen iſt, erfolgt die Feſtſtellung der Satzung durch 
Beſchluß des Bezirks⸗Ausſchuſſes auf Grund mündlicher 
Verhandlung, und zwar bei freiwilliger Verbands⸗ 
bildung auf Antrag aller Beteiligten, bei zwangsweiſer 
ohne Antrag. Auch dieſe zwangsweiſe Feſtſtellung der 
Satzung iſt eine Neuerung; die Landgemeindeordnung 
kannte nur die freiwillige Feſtſtellung. 


Was die Satzung enthalten muß und was ſie ent⸗ 
halten kann, bitte ich in § 10 des Geſetzes nachzuleſen. 
Ich beſchränke mich darauf, noch einzelne wichtige 
Punkte zu erörtern, über die das Geſetz beſondere Be⸗ 
ſtimmungen trifft. 


Hauptbeſchlußbehörde des Zweckverbandes iſt der 
Verbandsausſchuß; die Satzung kann daneben aber 
noch andere Beſchlußorgane vorſehen. Ausführende 
Behörde iſt der Verbandsvorſteher, der zugleich 
den Zweckverband nach außen vertritt. In der Satzung 
kann aber vorgeſehen werden, daß die Verbandsver⸗ 
waltung durch Beſchluß des Verbandsausſchuſſes einem 
Verbandsgliede übertragen wird. Dies iſt durch das 
Herrenhaus hinzugefügt worden und kann unter Um⸗ 
ſtänden bedeutungsvoll ſein. 


Der Verbandsausſchuß beſteht aus Abgeordneten 
der Verbandsglieder. Wie dieſe verteilt werden, iſt 
ſehr wichtig und hat zu lebhaften Kämpfen geführt. 
Die Landgemeindeordnung beſtimmte als Grundſatz für 
den Fall, daß eine Vereinbarung nicht zuſtande kam, 
daß die Zahl der von jeder Gemeinde zu entſendenden 
Vertreter ſich nach dem Geſamtbetrage der zu dem 
Zeitpunkt der Feſtſtellung des Statuts in den Ge⸗ 
meindebezirken zu entrichtenden direkten Staatsſteuern 
bemeſſe. In ähnlicher Weiſe erfolgte die Verteilung 
der gemeinſamen Ausgaben. Hier war alſo Vorſorge 
dafür getroffen, daß der leiſtungsfähigſte Beteiligte den 
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größten Teil der gemeinſamen Ausgaben trug, aber 
auch dementſprechend den meiſten Einfluß hatte. 

Der Entwurf des Zweckverbandsgeſetzes glaubte 
von dieſen Grundſätzen abgehen zu müſſen, weil 
häufig das Maß, in dem die einzelnen Verbands⸗ 
glieder an dem Gegenſtande des Zweckverbandes inter- 
eſſiert ſeien, in keinem Verhältnis zu dem Maße ihrer 
Leiſtungsfähigkeit ſtehen würde. Es ſollte aber auch 
verhindert werden, daß ein Verbandsmitglied die 
übrigen majoriſiere. So gab der Entwurf eine Reihe 
von Maßſtäben an, nach denen die Verteilung er- 
folgen könne, erklärte auch jeden anderen Maßſtab für 
zuläſſig, fügte indeſſen hinzu, daß in Zweckverbänden 
mit mehr als drei Verbandsmitgliedern die Abgeord⸗ 
netenzahl eines Mitgliedes nicht über ein Drittel der 
Geſamtzahl hinausgehen ſolle. Es ſollte alſo eine 
große Stadt, wenn ſie mit drei kleinen Landgemeinden 
oder Gutsbezirken zu irgend einem Zwecke zwangs⸗ 
weiſe verbunden würde, im Verbandsausſchuſſe höchſtens 
ein Drittel der Stimmen haben, auch wenn ſie ſowohl 
an Einwohnerzahl als an Steuerſoll als an Leiſtungen für 
den gemeinſamen Zweck ſämtliche anderen Beteiligten 
zuſammen um ein vielfaches überragte. Daß hierdurch 
eine Majoriſierung des Hauptbeteiligten herbeigeführt 
werden würde, ließ ſich nicht leugnen. Es wurde 
deshalb verlangt, daß die Abgeordnetenzahl eines Mit⸗ 
gliedes nicht über zwei Drittel der Geſamtzahl hinaus⸗ 
gehen dürfe. Die Mehrheit blieb jedoch bei der Au⸗ 
ſicht, der einzelne Beteiligte ſolle in der Regel nicht 
das Übergewicht haben. So iſt denn die immerhin 
erheblich verbeſſerte Faſſung beſchloſſen, daß in Zweck⸗ 
verbänden mit mehr als drei Verbandsmitgliedern die 
Abgeordnetenzahl eines Verbandsmitgliedes der Regel 
nach hinter der Hälfte der Geſamtzahl zurückbleiben ſoll. 

Auch nach dieſer Faſſung iſt es noch möglich, daß 
eine Gemeinde, die den größten Teil der Laſten des 
Zweckverbandes trägt, im Verbandsausſchuſſe die 
Minderheit hat; denn Leiſtung und Einfluß ſind nicht 
mehr in ein feſtes Verhältnis zu einander geſetzt. 

Die Verteilung der Abgeordneten kann mit Rück⸗ 
ſicht auf eingetretene Veränderungen von Zeit zu Zeit 
neu geregelt werden. 

Dem Verbandsausſchuſſe gehört ohne Wahl als 
Abgeordneter einer Gemeinde der Bürgermeiſter oder 
Gemeindevorſteher oder ein von ihm zu beſtimmendes 
Mitglied der Gemeindeverwaltung, bei Aemtern der 
Amtsmann, bei Landkreiſen der Vorſitzende des Kreis⸗ 
ausſchuſſes an. Im übrigen werden die Abgeordneten 
der Beteiligten durch ihre Vertretungskörperſchaften, in 
Städten unter Zutritt des Magiſtrats, auf eine zu be⸗ 
ſtimmende Zeit gewählt, desgl. Erſatzmänner. Wähl⸗ 
bar ſind nur Perſonen, welche in die Vertretungs⸗ 
körperſchaft gewählt werden können. 

Die gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes 
werden vom Vorſitzenden vereidigt. Sie können im 
Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen ent⸗ 
hoben werden. 

Die Vorſchriften über die Beſchlußfähigkeit des 
Verbandsausſchuſſes und über die Abſtimmung bitte 
ich im Geſetze nachzuleſen. (8 13.) 
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Der Verbandsausſchuß beſchließt über die Offent⸗ 
lichkeit ſeiner Verhandlungen. Ein mehrfach geſtellter 
Antrag, die Verhandlungen öffentlich ſtattfinden und 
nur durch beſonderen geheim zu faſſenden Beſchluß 
die Offentlichkeit ausſchließen zu laſſen, wie das in den 
Stadtverordnetenverſammlungen geſchieht, iſt abgelehnt 
worden. 

Der Verbandsvorſteher und ſein Stellvertreter 
werden, ſofern die Satzung nicht eine andere Art der 
Beſtellung vorſchreibt, vom Verbandsausſchuſſe aus 
der Zahl ſeiner Mitglieder auf eine zu beſtimmende 
Amtszeit gewählt. Natürlich liegt auch hierbei die Ge⸗ 
fahr vor, daß eine Stadt, welche mit mehreren Land⸗ 


| gemeinden in einem Zweckverbande vereint iſt, majo⸗ 


riſiert wird. Ein Antrag, der dies wenigſtens für 
den Fall verhindern wollte, wenn die Einwohner⸗ 
zahl der Stadt doppelt ſo groß ſei als die der Land⸗ 
gemeinden, iſt abgelehnt worden. Die Wahl des Ver⸗ 
bandsvorſtehers bedarf in gewiſſen Fällen der Be⸗ 
ſtätigung durch die Kommunalaufſichtsbehörde. Wird 
gegen die Gültigkeit einer Wahl, welche der Beſtätigung. 
nicht bedarf, Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet der Ver⸗ 
bandsausſchuß. Gegen den Beſchluß findet die Klage 
bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. 

Der Verbandsvorſteher führt den Vorſitz im Ver⸗ 
bandsausſchuſſe und gibt, ſoweit einfache Stimmen⸗ 
mehrheit genügt, bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 

Die auf Beſchluß des Verbandsausſchuſſes vom 
Verbandsvorſteher anzuſtellenden Beamten des Zweck⸗ 
verbandes gelten bei Beteiligung von Städten oder 
Landkreiſen als Beamte von Städten. 

Wenn der Zweckverband eine bis dahin von einem 
Verbandsgliede geführte Verwaltung übernimmt, iſt er 
verpflichtet, die bisher von dieſem hierfür angeſtellten 
Beamten mit ihren Beſoldungs- und Ruhegehalts⸗ 
anſprüchen auf Verlangen des Verbandsgliedes in 
ſeinen Dienſt zu übernehmen. Auch dies iſt ein ſehr 
wichtiger, vom Herrenhauſe gemachter Zuſatz. Bis 
dahin war ganz unklar, was aus den Beamten werden 
ſollte, die ein Verbandsglied, das z. B. ſeine Waſſer⸗ 
werksverwaltung abgeben muß, in dieſer Verwaltung 
beſchäftigt hatte. 

Der Zweckverband iſt berechtigt, in ſinngemäßer 
Anwendung des Kommunalabgabengeſetzes Gebühren 
und Beiträge (nicht aber Steuern) zu erheben. So⸗ 
weit ſeine eigenen Einnahmen, die Gebühren und die 
Beiträge zur Beſtreitung der Verbandsausgaben nicht 
ausreichen, wird der Fehlbetrag auf die Verbandsmit⸗ 
glieder nach dem Maßſtabe entweder ihrer Beteiligung 
; an den von dem Zweckverbande zu erfüllenden Auf⸗ 
gaben oder ihres der Kreis- oder Provinzialbeſteuerung 
zu Grunde zu legenden Steuerſolls oder eines anders. 
berechneten Steuerſolls oder nach einem anderen in 
der Satzung zu beſtimmenden Maßſtabe umgelegt. Es. 
iſt alſo völlige Freiheit gelaſſen. Daß danach auch 
Maßſtäbe zuläſſig ſind und im Einzelfalle zwangsweiſe 
feſtgeſtellt werden können, die höchſt ungerecht ſind, 
läßt ſich nicht in Abrede ſtellen. 

Den Verbandsmitgliedern bleibt die Aufbringung 
der Verbandsumlagen nach Maßgabe ihrer Verfaſſung 
vorbehalten. 


tte und auch 


Die Angehörigen der Verbandsglieder ſind zur 
Mitbenutzung der öffentlichen Anlagen, Anſtalten und 
Einrichtungen des Zweckverbandes nach Maßgabe der 
für dieſe beſtehenden Beſtimmungen berechtigt. Auf 
Beſchwerden und Einſprüche, welche dies Recht be⸗ 
treffen, beſchließt der Verbandsvorſteher, gegen deſſen 
Beſchluß Klage im Verwaltungsſtreitverfahren gegeben 
iſt. — Dasſelbe Verfahren findet bei Beſchwerden und 
Einſprüchen gegen die Heranziehung zu den Gebühren, 
Beiträgen und Umlagen für Verbandszwecke ſtatt. 

Beſtimmte wichtigere Beſchlüſſe des Verbandsaus⸗ 
ſchuſſes bedürfen nach § 24 des Geſetzes der Be⸗ 
ſtätigung durch den Bezirksausſchuß. 

Dies iſt der uns intereſſierende Inhalt des Zweck⸗ 
verbandsgeſetzes, mit deſſen Ausführung der Miniſter 
des Innern beauftragt iſt. ` 

Das Geſetz ut während der Beratungen außer— 
ordentlich verſchieden beurteilt worden. Von dem 
Berichterſtatter des Abgeordnetenhauſes Herrn Ecker⸗ 
Winſen iſt es ungemein gelobt; es iſt den großen 


Geſetzen aus der Stein-Hardenberg'ſchen Zeit eben⸗ 


bürtig an die Seite geſtellt worden. Herr Ecker ſah 
die große organiſatoriſche Tragweite des Entwurfs 
darin, daß für die ganze Monarchie neue kommunale 
Verbände mit den Rechten öffentlicher Körperſchaften 
geſchaffen werden. Auch am Schluſſe der Beratungen, 
nachdem er die beharrlichen Einwendungen der Gegner 
kennen gelernt und ſelbſt eine ganze Reihe von er⸗ 
heblichen Bedenken geäußert hatte, blieb er doch dabei, 
daß ein Scheitern der Vorlage zu bedauern ſein würde. 
Er ſagte, daß der Entwurf mit der hiſtoriſchen Glie⸗ 
derung der Kommunalverbände breche und ſich den 
modernen Bedürfniſſen des kommunalpolitiſchen Lebens 
anpaſſe, indem er neue Kommunalverbände neben die 
alten Verbände ſtelle, die in neuen Formen kommunale 
Aufgaben erfüllen ſollen. Dieſe Anderung der kom⸗ 
munalpolitiſchen Beziehungen werde auf unſer geſamtes 
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Deutſchland wirtſchaftlich und kulturell in die Reihe 
der erſten Nationen der Welt zu ſtellen. Und nun 
kommt ein Geſetz, das geeignet iſt, die Städte zu 
ſchwächen, ihre Entwicklung zu hemmen und damit 
dem ganzen Vaterlande einen ſchlimmen Dienſt zu er⸗ 
weiſen. Wenn auch der Miniſter des Innern mehr⸗ 
fach betont hat, daß ſein Entwurf keine ſtädtefeindliche 
Tendenz habe, und wenn man nach ſeinen Erklärungen 
auch hoffen darf, daß er nicht beabſichtigt, eine den 
Städten ſchädliche Anwendung des Geſetzes zu fördern, 
ſo liegt doch nun die Möglichkeit für eine ſolche An⸗ 
wendung vor. Deshalb mußten die Vertreter der 
Städte dies Geſetz bekämpfen, und deshalb hatte der 
Abgeordnete Fleſch Recht, wenn er in der entſcheiden⸗ 
den Sitzung des Abgeordnetenhauſes ſagte: „Hier 
wird ein Geſetz gemacht, nicht für die Städte, ſondern 
gegen die Städte.“ 

Was nun? Zunächſt wird die Ausführungs⸗ 
anweiſung des Miniſters des Innern abzuwarten ſein, 
von der man erwarten darf, daß ſie im Sinne ſeiner 
bei den Verhandlungen abgegebenen beruhigenden Er⸗ 
klärungen abgefaßt ſein und die zwangsweiſe Ber: 
bindung von Städten und anderen Selbſtverwaltungs⸗ 
körpern zu Zweckverbänden nur bei dringender Not⸗ 
wendigkeit zulaſſen wird. Sodann wird, ſobald 
irgendwo eine ſolche Zwangsverbindung angeregt 
werden ſollte, es Sache der in Betracht kommenden 
Stadt ſein, ſich alle die Nachteile klar zu machen, die 
ihr aus einer ſolchen Zwangsverbindung erwachſen 
können, und kein Mittel unverſucht zu laſſen, um ihre 
Selbſtändigkeit tunlichſt zu wahren. Die Entſcheidung 
iſt allerdings in die Hände der Herren Oberpräſidenten 
und der Bezirksausſchüſſe gelegt, und es iſt in den 
Verhandlungen mehrfach geſagt worden, daß man von 
den Bezirksausſchüſſen bei ihrer Zuſammenſetzung nicht 
erwarten könne, daß die berechtigten Intereſſen der 
Städte bei ihnen die genügende Berückſichtigung finden 
wurden. 


Es iſt aber von anderer S 
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regend und fördernd wirken. Er überſieht dabei aber, 
daß dieſe neuen Verbände nur dadurch entſtehen können, 
daß wichtige Verwaltungszweige aus den alten De: 
ſtehenden Verbänden, die ſich durchaus bewährt haben, 
herausgeriſſen und einem Verbande überliefert werden, 
der ſich aus ganz verſchiedenen Teilen mit häufig ent⸗ 
gegengeſetzten Intereſſen zuſammenſetzt und deshalb 
gar nicht ſo einheitlich und geſchloſſen arbeiten kann 
wie jene alten Verbände. Das iſt gerade das geweſen, 
wodurch die Städteordnungen ſo mächtig und wohl⸗ 
tätig auf die Entwickelung der Städte eingewirkt haben, 
daß ſie ſie einerſeits auf die Wahrung der örtlichen 
Gemeinſchaft, auf die Vertretung lokaler Intereſſen 
beſchränkten, daß ſie ihnen aber andererſeits auf dieſem 
Gebiete eine möglichſt uneingeſchränkte Selbſtverwaltung 


geſtatteten. Dadurch wurde der Sinn der Bürger für 


die Aufgaben ihres Gemeinweſens geweckt, und durch 
ihre eifrige Mitarbeit iſt es zu der erſtaunlichen Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Städteweſens gekommen, die 
nicht nur ihnen, ſondern dem ganzen Vaterlande ge⸗ 
nützt hat. Profeſſor Loening konnte im Herrenhauſe, 
ohne Widerſpruch zu finden, darauf hinweiſen, daß es 
die Städte ſind, die vor allem dazu beigetragen haben, 
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Städtevertretern gefunden, wie gerade bei dieſem Ge⸗ 
ſetz. Die Einigkeit unter den Städtevertretern iſt in 
dem Herrenhauſe ſonſt nicht übermäßig groß. Es iſt 
ähnlich wie bei den Stadtverordnetenverſammlungen 
und Magiſtraten, wo ja auch außerordentlich verſchie— 
dene Meinungen zu Tage treten. In dieſem Falle 
aber waren wir alle derſelben Meinung, nämlich, daß 
das Geſetz, wie es uns vorgelegt war, von außer⸗ 
ordentlich ſchädlicher Bedeutung für die Städte ſei. 
Herr Kollege Dr. Bail hat ſchon darauf hingewieſen, 
daß im Abgeordnetenhauſe zunächſt geſagt worden iſt, 
dies Geſetz ſei ganz was Hervorragendes. Es ſchließe 
an die Städteordnung an und bilde ſie weiter als 
eines der großartigſten Werke ſeit der Stein⸗Harden⸗ 
berg'ſchen Geſetzgebung. Das hat aber nur in dem 
Korrekturbogen des Berichtes der Kommiſſion geſtanden. 
Nachdem die Herren geſehen hatten, wie gefährlich 
manche Beſtimmungen waren, haben ſie es aus dem 
Korrekturbogen wieder entfernt, in der Reinſchrift ſteht 
es nicht mehr. (Heiterkeit.) Nach meiner feſten Über⸗ 
zeugung wäre es auch garnicht zu verantworten, eine 
ſolche Erklärung abzugeben. In der Form, wie das 
Geſetz vorgelegt war, halte ich es für direkt gefährlich, 
In ſeiner jetzigen Form iſt es nicht mehr ſo gefährlich, 
weil die ſchlimmſten Beſtimmungen herausgebracht ſind, 
aber ich wünſchte, daß das Geſetz nicht oft angewendet 
würde, und ich glaube auch, es wird nicht viel ange— 
wendet werden, denn auch die Väter des Geſetzes haben 
nachher ihr Kind mit ſehr mißtrauiſchen Augen ange— 
ſehen. Sie haben zu wenig Klarheit in der Sache 
gehabt, und man hat ihnen das auch garnicht zum 
Vorwurf machen können, denn ſie ſtanden ja den 
Dingen viel zu fern. Warum befragt man denn bei 
einem ſolchen Geſetz nicht vorher die Städte ſelbſt? 
(Sehr richtig! Bei den Provinzen iſt die Sache ganz 
anders gelaufen. Da hat man die Landeshauptleute 
erſt gefragt, und dieſe haben mit Ausnahme von — 
wie ich glaube — zweien geſagt: Das Geſetz paßt nicht 
für uns! Und nun fteht in der Begründung: Die 
Landeshauptleute ſind befragt und haben ſich mit nur 
zwei Ausnahmen dagegen erklärt, infolgedeſſen beſteht 
ein Bedürfnis für das Geſetz in den Provinzen nicht! 
(Sehr gut!) Ich möchte einmal hören, welche Stadt 
für ſich ein Bedürfnis anerkennen würde. (Sehr gut!) 
Selbſt bei dem Berliner Geſetz hat man vorher nicht 
angefragt. Ein paar Oberbürgermeiſter wurden zwar 
gefragt, aber unter dem Siegel der tiefſten Verſchwie⸗ 
genheit, ſie durften nicht einmal Rückſprache mit ihren 
Magiſtraten nehmen. Bei einem ſo wichtigen Geſetz 
hätte man die Städte vorher anhören müſſen. Wozu 
haben wir denn unſere Organe und unſere Verbände? 
Übrigens haben ſich die Oberbürgermeiſter, die man 
unter der Hand gefragt hat, alle dagegen erklärt, und 
wenn ſich die Städtetage mit der Sache hätten be⸗ 
ſchäftigen können, wenn die Städte ſelbſt befragt wor⸗ 
den wären, ſo würde man die Bedürfnisfrage wohl 
nicht bejaht haben. Uns iſt es nicht klar geworden, 
daß ein Bedürfnis vorliege. Der einzige Fall, den 
der Miniſter anführte, war die Verbindung einer Stadt 
mit einer anderen zur Schaffung eines Friedhofes. 
(Heiterfeit.) Ein ſolcher Fall kann doch nicht den An⸗ 
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laß bieten, um ein neues Geſetz zu ſchaffen. Wir 
haben ja jetzt ſchon eine ſo große Geſetzesfabrikation, 
wenn ich ſo ſagen darf, daß man nur wünſchen kann, 
daß nicht immer gleich ein Einzelfall zum Anlaß für 
ein neues Geſetz genommen wird. Wenn man einen 
Verſuch machen wollte, ſo hätte man ihn auf Berlin 
beſchränken können. Die Herren werden noch ihre 
Nüſſe zu knacken haben. Charakteriſtiſch für dieſe Ge⸗ 
ſetzesmacherei war es, daß einer von der Mehrheit des 
Abgeordnetenhauſes ſagte, das wolle er ehrlich ſagen, 
daß im Abgeordnetenhauſe wohl kein Menſch den 8 4 
voll verſtanden habe; er hoffe aber, daß das Herren⸗ 
haus eine verſtändliche Faſſung finden werde. (Heiter⸗ 
keit.) Wir haben uns redliche Mühe gegeben. Zu 


verſtehen iſt er jetzt, aber ob er etwas taugt, iſt eine 


andere Frage. (Heiterkeit.) Ich teile das mit, um die 
Art zu charakteriſieren, wie verfahren worden iſt. Es 
iſt nicht ſo verfahren worden, wie es im Intereſſe der 
Städte gelegen hätte. Wir haben als Städte das 
allergrößte Intereſſe daran, mit der Staatsverwaltung 
Hand in Hand zu gehen, und es iſt daher für uns 
Oberbürgermeiſter eine höchſt unangenehme Situation 
geweſen, die ganze Zeit über geſchloſſen in der Oppoſition 
zu ſein, aber die Notwendigkeit hierzu war eben da. 
Ich möchte Ihnen ein kurzes Beiſpiel anführen, inwie⸗ 
fern dies Geſetz in ſeiner urſprünglich vorgelegten 
Faſſung einen ſo außerordentlichen Eingriff in die 
Selbſtverwaltung der Städte bedeutet hätte. In der 
Herrenhauskommiſſion hat dieſes Beiſpiel eine beſondere 
Rolle geſpielt. Der Kollege aus Halle erzählte fol⸗ 
gendes: Die Stadt Halle beſitzt ein ſehr gutes Waſſer⸗ 
werk, ſie hat es mit großen Koſten errichtet und ſeit 
Jahren erhebliche Aufwendungen dafür gemacht. Nun 
liegt in der Nachbarſchaft ein Ort, mit Namen Dümitz. 
Dieſer Ort Dümitz hat keine Waſſerleitung, ſondern 
hygieniſch ſehr ſchlechte Brunnen, ſodaß häufig Krank: 
heiten entſtehen und Halle ein Intereſſe daran hat, 
daß die Brunnen geſchloſſen werden, aber dafür bereit 
iſt, den Dümitzern ſeine Waſſerleitung zur Mitbenutzung 
zu geben. Jahrelang haben Verhandlungen geſchwebt, 
aber Dümitz hat erklärt: Nein, ich nehme die Waſſer⸗ 
leitung nur, wenn ich auch die Brunnen behalten kann. 
Darauf ließ ſich Halle nicht ein. Als nun das Zweck⸗ 
verbandsgeſetz kam, da ſagte Dümitz: „Jetzt verhandle 
ich überhaupt nicht mehr, ſondern ſorge dafür, daß ein 
Zweckverband gemacht wird.“ Ich glaube ja nicht, 
daß das Oberpräſidium in dieſem Falle einem ſolchen 
Anſuchen entſprochen haben würde, aber nach dem Ge⸗ 
ſetze wäre es möglich geweſen, und dann hätte man. 
der Stadt Halle das Eigentum an ihrer Waſſerleitung 
genommen und es dem Verbandsausſchuß übertragen, 
gebildet aus dem Schulzen von Dümitz und dem Ober⸗ 
bürgermeiſter von Halle. Die beſchließen dann über 
alles, über den Ausbau der Leitung, über Anleihen uſw. 
Die Stadtverordneten haben nichts mehr zu ſagen, der 
Magiſtrat auch nicht. Die beiden Herren beſchließen. 
Sie wählen unter ſich einen Vorſtand. Nehmen Sie 
an, jeder wählt ſich ſelbſt. Dann entſcheidet das Los, 
und jetzt hat der Oberbürgermeiſter Pech und der 
Schulze von Dümitz wird gewählt. (Große Heiterkeit.) 
Dann liegt die Leitung in feinen Händen! Wenn das 


noch Selbſtverwaltung iſt, dann weiß ich nicht, was 
man darunter verſteht. Ich ſtehe auf dem Stand⸗ 
punkte, daß diejenigen, welche die Notwendigkeit einer 
Einrichtung empfinden, ſie auch bezahlen müſſen. Das 
Geld ſpielt eine erhebliche Rolle. Wie würde das Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühl in einem ſolchen Zweckverbande 
ſinken, wenn über die Bewilligung der Mittel niemand 
mehr zu hören iſt, wenn alles hinter verſchloſſenen 
Türen geſchieht. Das ſchlägt unſerm ganzen Selbſt⸗ 
verwaltungsgefühl direkt ins Geſicht, und darum haben 
wir uns ſo ſehr gegen das Geſetz gewährt. Die Sache 
iſt ja auch erheblich gemildert, indem wir die Be⸗ 
ſtimmung in das Geſetz hineinbekommen haben, daß 
die Städte niemals verpflichtet werden können, einen 
Zweckverband zu bilden, wenn ſie den Nachbargemein⸗ 
den ihre Einrichtungen zu angemeſſenen Bedingungen 
zur Verfügung ſtellen. Das iſt ja eigentlich ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, und das haben wir auch jetzt ſchon getan. 
Nehmen wir au, daß eine Nachbargemeinde ſich an 
unſere Kanaliſation anſchließen will. Wenn ſie uns 
die Mittel gibt, welche uns die Vermehrung der An— 
lage koſtet, ſo werden wir uns gewiß nicht dagegen 
ſträuben, aber daß man ſein Eigentum los wird, daß 
mau ſeine ganze Verwaltung uſw. los wird, das wäre 
denn doch wirklich zu weit gegangen. Von der Re⸗ 
gierung und auch von der Mehrheit des Abgeordneten— 
hauſes wurde allerdings immer darauf hingewieſen: 
Was regt Ihr euch denn auf? Das haben wir ja 
auch ſchon in der Landgemeindeordnung. Das iſt aber 
ein ganz unrichtiger Standpunkt. In der Land⸗ 
gemeindeordnung ſteht, daß die Stimmenzahl ſich nach 
den Verhältniſſen der Beiträge richten ſoll. Da hat 
die größte Gemeinde zwar die meiſten Koſten zu tragen, 
aber ſie hat auch alles zu ſagen. Nach der urſprüng⸗ 
lichen Faſſung des Zweckverbaudsgeſetzes ſollte aber die 
große Stadt nicht einmal die Hälfte oder gar nur ein 
Drittel der Stimmen haben. In der jetzigen Faſſung 
heißt es wenigſtens, daß ſie in der Regel nicht mehr 
als die Hälfte der Stimmen haben ſoll. Es können 
alſo vom Oberpräſidenten Erweiterungen ihrer Stimmen⸗ 
zahl zugelafjen werden. Vielfach wurde auch geſagt, 
das Geſetz ſei nicht gegen die Eingemeindungen ge⸗ 
richtet. Weil das geſagt wurde, ſo habe ich die Mi⸗ 
niſterialerklärungen über die Eingemeindungen als An⸗ 
trag formuliert, um ſie im Geſetze feſtzulegen. Da 
wurde uns aber geſagt: Das ſind unſere Erklärungen, 
aber in das Geſetz wollen wir ſie nicht hineinhaben. 
Wir haben geſagt, es würde uns beruhigen, wenn ſie 
im Geſetz ſtänden, da doch die Miniſter wechſelten. 
Es wurde uns aber entgegnet: Ihr könnt euch mit 
unſerer Erklärung begnügen. Nun, wir freuen uns, 
daß die Erklärung, das Geſetz ſei nicht gegen die Ein⸗ 
gemeindungen gerichtet, mit aller Beſtimmtheit abge⸗ 
geben worden iſt. 

Als wir das Geſetz bekamen, war es recht ober⸗ 
flächlich gearbeitet. Als es vom Abgeordnetenhauſe zu 
uns kam, ſtand zum Beiſpiel garnichts darüber drin, 
was aus den Beamten werden ſoll. Denken Sie ſich, 
eine Waſſerleitung geht auf den Zweckverband über. 
Dann war der Direktor der Waſſerleitung mit den 
anderen Beamten geſetzlich nicht verpflichtet, in den 
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neuen Verband überzutreten. Die Stadt hat dann 
kein Waſſerwerk mehr, ſie hat auch über ſeine Ver⸗ 
waltung nichts zu ſagen, aber ſie behält die Beamten. 
(Heiterkeit) Nun, das iſt jetzt gebeſſert; aber allgemein 
beſteht noch die Überzeugung der Städtevertreter, daß 
ein Bedürfnis für dieſes Geſetz nicht vorliegt und daß 
wir nur den einen Wunſch haben können, daß es recht, 
recht wenig angewendet wird. (Lebhafter Beifall.) 

Wird das Wort weiter gewünſcht? — Das iſt 
nicht der Fall; ich ſchließe die Verhandlung. Anträge 
und Leitſätze ſind nicht eingebracht. Ich danke dem 
Herrn Redner namens des Städtetages für die aus⸗ 
führlichen und klaren Darlegungen, die jedenfalls zum 
Verſtändnis des Geſetzes ſehr viel beigetragen haben. 

Wir gehen über zum nächſten Gegenſtande: 

Vauberatungsſtellen. 

Herr Stadtbauinſpektor Daehne hat das Wort. 

Berichterſtatter, Stadtbauinſpektor Daehne⸗Danzig: 
Meine Herren! Wir leben in einer Zeit, in der Wohl⸗ 
fahrtspflege und ſoziale Fürſorge zur Schaffung guter 
Wohngelegenheit ſich betätigen wollen und müſſen. 
Gerade die Behörden der Selbſtverwaltung marſchieren 
in dieſer Betätigung mit an erſter Stelle. Es ſei nur 
an die Arbeiter- und Beamtenwohnhäuſer erinnert, die 
einzelne Gemeinden erbaut haben, oder an die großen 
Geländeankäufe, die andere betrieben haben, um billiges 
und gutes Wohngelände zu ſchaffen. Aber dieſe Bes 
tätigung iſt nur immer ein Mittel, das nebenbei nur 
einem kleinen Teil der Bevölkerung zugute kommt. 
Gleich wichtig erſcheint es, daß die Gemeinden im 
ganzen mehr Einfluß auf das Bauen zu gewinnen 
ſuchen und dieſen Einfluß in einer das allgemeine 
Wohl fördernden Weiſe ausüben. Dieſe Arbeit wird 
dem Hausbeſitzerſtande zugute kommen, wenn der Ein— 
fluß in wirtſchaftlicher Beziehung erfolgt, den Mietern, 
wenn man mit dem Wirtſchaftlichen das Hygieniſche 
betont, und der Allgemeinheit, da wirtſchaftlich und 
hygieniſch durchdachte Pläne ſich leichter äſthetiſch be— 
friedigend geſtalten laſſen. Sie iſt nicht nur auf Neu⸗ 
anlagen beſchränkt, ſondern wird in gleicher Weiſe bei 
Überführung zeitgemäßer Wohnverhältniſſe in das 
Junere der Städte beſondere Dienſte leiſten. 

Die Betrachtung unſeres modernen Bauweſens mit 
ſachverſtändigem, vorurteilsfreiem Blicke lehrt, daß 
unſere Kultur darin ſich durchaus nicht auf der Höhe 
befindet, die ſonſt im allgemeinen ſo gern und ſo laut 
geprieſen wird. Die ſchweren Schädigungen, die Volks⸗ 
geſundheit und Sittlichkeit namentlich in den Groß⸗ 
ſtädten nahmen, mußten über die Mängel der modernen 
Bebauungspläne aufklären mit ihrer engen Be⸗ 
bauung, den tiefen Grundſtücken, den hohen Hinter⸗ 
häuſern und ſchmalen, dunklen Hinterhöfen. Sie 
mußten die Fehler der Baupolizeiordnungen zeigen, 
bei denen hygieniſche und künſtleriſche Rückſichten 
gegenüber denen der Verkehrs und der Feuerſicherheit 
zurückgedrängt waren. 

Die Beſtrebungen für Volkswohlfahrt, ſoweit ſie 
zur Herbeiführung einer beſſeren Bauweiſe in Stadt 
und Land dienen, ſind aus den Beobachtungen heraus 
entſtanden, wie traurig ſich die Wohnungsverhältniſſe 
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der mittleren und ärmeren Bevölkerungsſchichten ge⸗ 
ſtaltet haben, wie ſich hinter prunkvollen äußeren 
Faſſaden unzweckmäſſige, ungeſunde Wohnungen voll 
falſchen Prunkes verbergen. É 

Der Ruf nach Schutz und Pflege alter Baudenk⸗ 
mäler iſt nicht nur ein leeres Geſchrei. Nachdem 
jahrzehntelang mit kunſt⸗ und kulturgeſchichtlichen 
Werten gewüſtet iſt, iſt die Erkenntnis gekommen, daß 
Werte für immer vernichtet ſind, für die unſere moderne 
Kultur in ihrem Suchen und Drängen nach Neuem 
keinen gleichwertigen Erſatz gegeben hat. 

Die Heimatſchutzbewegung iſt die natürliche Folge⸗ 
erſcheinung, nachdem in den letzten 5 Jahrzehnten alles 
Streben dahin gegangen iſt, das ganze Reich in 
gleicher Weiſe zu egaliſieren. Volkscharakter und kli⸗ 
matiſche Verhältniſſe einer Gegend laſſen ſich nicht 
verwiſchen; daher iſt es notwendig, die Eigenart und 
Schönheit der heimatlichen Kultur und Landſchaft zu 
erhalten und neues Leben auf der geſunden, natürlichen, 
Jahrhunderte alten Grundlage aufzubauen. 

Dieſe Aufrufe, die zunächſt von einzelnen, dann 
von ganzen Vereinen und Verbänden erhoben wurden, 
unter denen der Verband deutſcher Architekten- und 
Ingenieurvereine und die Heimatſchutzvereine genannt 
ſeien, konnten nicht ungehört verhallen. Es muß an⸗ 
erkannt werden, daß in den letzten 10 Jahren in 
Bayern, Heſſen und Sachſen durch die verſchiedenſten 
ſtaatlichen, ſtädtiſchen und privaten Maßnahmen Be⸗ 
deutendes zur Herbeiführung einer geſunden Bauweiſe 
geleiſtet iſt. Von der preußiſchen Staatsregierung iſt 
bisher leider außer dem Erlaſſe einiger Geſetze und 
der Mitwirkung bei der Aufſtellung einzelner Bau— 
polizeiordnungen wenig geſchehen, dieſe ſchlechten Zuſtände 
zu beſſern. Dagegen haben die Kommunen mehr und 
mehr Mittel erhalten, die Art des Bauens wirtſchaft⸗ 
lich, hygieniſch und künſtleriſch zu beeinfluſſen, und ſie 
haben dieſe Tätigkeit mit großem Eifer aufgenommen, 
ſo daß ſchon vielfach gute Erfolge gezeitigt ſind. Es 
iſt zu hoffen, daß die Königliche Staatsregierung die 
Kommunen in dieſem Streben kräftig unterſtützt und 
in weitgehendſter Weiſe fördert. 

Eines der Mittel zur Beeinflußung des Bauens iſt 
die Schaffung von Bauberatungsſtellen. 

An den ſchlechten Zuftänden unſeres Bauweſens 
trifft die Baumeiſter nicht allein die Schuld. Wer mit 
Privaten gebaut hat, weiß, wie ſchwer es iſt, gegen 
beſtehende Vorurteile anzukämpfen. Wir können wohl 
behaupten, daß unſere Bürgerſchaft die Wohnungen 
nicht fo verlangt, wie es einer guten Kultur ent⸗ 
ſprechen ſollte. Es wird viel zu viel Wert auf äußere 
Pracht, auf falſchen Prunk und Schein gelegt, anſtatt 
eine einfache, aber gediegene Solidität, Behaglichkeit, 
angemeſſene Gruppierung der Zimmer, gute Ab— 
meſſungen in den Räumen und reichlich Licht und Luft 
auch in den Höfen zu fordern. Das Hochherrſchaft⸗ 
liche gilt heute noch mehr als das Schlichte, Sachliche. 

Wenn unſer ganzes Volk mehr Wohnungskultur 
hätte, würden die Bauherren gezwungen, nach ſeinen 
Wünſchen zu bauen, und die Architekten, die die Kunſt 
nicht beherrſchen, würden zur Seite geſchoben. Aber 
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wie wenige ſind ſich darüber klar, was gutes und 
ſchlechtes Bauen, was Wohnungskultur iſt. 

Darum iſt es eine der erſten Aufgaben der Bau⸗ 
beratungsſtellen, in dieſem Sinne auf Mieter und Ver⸗ 
mieter aufklärend zu wirken. Dieſe aufklärende Tätig⸗ 
keit kann erfolgen durch Sammlung von zeichneriſchen 
und photographiſchen Aufnahmen alter, guter, boden⸗ 
ſtändiger Gebäude, durch Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung dieſer Aufnahmen, ſowie durch Verbreitung 
von Vorlagen muſtergiltiger neuer Bauten in Geſamt⸗ 
anſicht und in einzelnen Teilen. Eine gute Durchſicht 
und Auswahl gerade der modernen Anſichtswerke iſt 
von beſonderer Bedeutung. Unter dem Worte „modern“ 
verbirgt ſich reichlich viel Unkenntnis und Geſchmack⸗ 
loſigkeit. Der Handwerker in der kleinen Stadt, der 
ſeine geſunde Tradition aufgegeben hat, iſt nur allzu⸗ 
ſehr geneigt, die ihm in einer Zeitſchrift dargebotene 
künſtleriſche Koſt als vorzüglich anzuſehen, da ſie ja 
modern iſt. Ohne ſie zu verdauen, nimmt er ſie in 
ſich auf, und ohne das Weſen der neuen Kunſt zu 
durchdenken, ahmt er ſie blindlings nach. Wenn ſchon 
große bedeutende Männer ſich durch ſolche Schlagworte 
beſtechen laſſen und den Weg einer geſunden Weiter⸗ 
entwickelung unſerer heimatlichen Kunſt verlaſſen, mie: 
viel leichter iſt das beim kleinen Handwerker möglich. 

Ferner wird durch Vorträge und Ausſtellungen zu 
wirken ſein. Durch Gegenüberſtellen von ſchlechten, 
modernen und guten, alten und neuen Beiſpielen wäre 
der Sinn der Bauenden und der Bürgerſchaft auf das 
Solide, Sachgemäße und künſtleriſch Hochſtehende zu 
lenken. Dabei würde der Geſchmack für gutes Neues 
geſchult und die Ehrfurcht und das Verſtändnis für 
das wertvolle Alte geweckt. 

Die Preſſe kann hier ebenfalls gute Dienſte leiſten, 
indem ſie belehrende Aufſätze veröffentlicht. 

Auch darüber wird eine Aufklärung erfolgen müſſen, 
wie nötig es iſt, daß beim Bauen mehr als bisher 
durchgebildete Architekten neben tüchtigen Handwerks⸗ 
meiſtern mitwirken. Heute herrſcht in den meiſten Fällen, 
nicht nur in der Allgemeinheit, nicht nur bei denen, die 
Wohnhäuſer auf Spekulation und zum Vermieten von 
Wohnungen bauen, auch bei den meiſten, die ſich ein 
eigenes Haus, ein Geſchäftshaus oder eine Villa er— 
richten, eine falſche Anſicht über die Kunſt des Bauens. 
Wenn es ſich um Rechtsfragen handelt, zieht auch bei 
Kleinigkeiten faſt ein jeder einen Rechtsanwalt mit der 
vorgeſchriebenen juriſtiſchen Bildung zu Rate. Der 
Bauherr glaubt ſein eigener Baumeiſter ſein zu können 
und ſcheut ſich nicht, die Entwürfe von irgend einem 
Unbekannten anfertigen zu laſſen, wenn er nur recht 
billig dabei fährt. Und dabe: handelt es ſich beim Bauen 
faſt immer um große Summen. 

Darum iſt eine Auftlärung erforderlich, welche ge⸗ 
waltigen Vermögenswerte dem Hausbeſitzerſtande und 
unſerer ganzen Volkswirtſchaft alljährlich dadurch ver⸗ 
loren gehen, daß die Wohnhausprojekte ſo oft von ganz 
jungen, ungeeigneten und nicht genügend vorgebildeten 
Technikern gefertigt werden, während die Kunſt, das 
reiche Wiſſen und die lange Erfahrung eines Architekten 
oder Meiſters dazu gehört, die für die Wohlfahrt, Ge⸗ 
ſundheit und Kraft unſeres Volkes ſo wichtigen Woh⸗ 


nungen zu bauen. Die Entwurfsbearbeitung iſt gleich 
wichtig wie die Ausführung. Sie bedarf großer geiſtiger 
Kraft, umfaſſender Kenntnis aller Bedürfniſſe, reicher 
Bildung und angemeſſener Zeit und erfordert eine ent⸗ 
ſprechende Bezahlung. Das muß mehr und mehr be⸗ 
kannt werden. Auch die Veranſtaltung von Meiſter⸗ 
kurſen iſt zu erwägen, um den Meiſtern in den kleinen 
Städten Gelegenheit zu geben, ſich immer wieder über 
die ſtark vorwärts ſchreitende Baukunſt zu unterrichten 
und ſie dauernde Erfolge von modiſchem Weſen unter⸗ 
ſcheiden zu lehren. Dabei muß gezeigt werden, daß 
gutes, ſachliches und künſtleriſches Bauen gewöhnlich 
nicht teurer iſt als ſchematiſches, modernes, daß das 
Projektieren eine gleich ſchwierige Arbeit iſt wie das 
Ausführen, und daß es durchaus nicht gegen die Würde 
eines tüchtigen, mit den unendlich vielſeitigen Aufgaben 
der Bauausführung und Berechnung überlaſteten Hand⸗ 
werksmeiſters verſtößt, wenn er die Projektbearbeitung 
bei größeren Bauten in die Hände des Architekten legt. 

Eine geſunde Bauweiſe kann nur dort gedeihen, wo 
an einer guten und zweckmäßigen Weiterentwickelung 
des Ortes gearbeitet wird, und wo praktiſche Bauvor⸗ 
ſchriften beſtehen. Meine Herren, die Bauordnungen von 
Weſtpreußen beſtehen mit Ausnahme einiger größeren 
Städte ſeit dem Jahre 1891 für die Städte und 
für das platte Land. In den zwanzig Jahren ſeit 
dem Beſtehen der Bauordnungen haben ſich die Anſichten 
über das Bauen weſentlich geändert. Die Bauordnungen 
enthalten Härten und Begünſtigungen, die ſich heute nicht 
mehr mit unſeren Anſichten vertragen. Wieviel Städte 
haben für eine neuzeitliche Entwickelung und Ausdehnung 
gut und ausreichend Vorſorge getroffen. Wo finden 
die kleinen Gemeinden namentlich Berater in Fragen 
des Heimatſchutzes und der Erhaltung von Baudenk⸗ 
mälern, die nicht in ſtaatlichem Schutz ſtehen? Ohne 
viel Überlegung ahmt man das Großſtädtiſche nach und 
merkwürdigerweiſe nicht das Geſunde, ſondern mehr 
das Übertriebene. Man baut ſich ftatt der fchlichten, 
großzügigen Landkirche eine kleinliche, mit unechtem 
Prunk überladene Dorftathedrale, reich mit Türmchen, 
Giebelchen und Verzierungen geſchmückt. Die male⸗ 
riſchen, reizvollen Vorſprünge und Winkel räumt man 
aus dem Wege, um Verkehrs bedürfniſſe wie in der 
Großſtadt zu befriedigen. Schematiſche, langweilige 
Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne mit breiten Straßen 
werden angelegt. Vielſtöckige Mietskaſernen werden 
errichtet, als ob Grund und Boden wie in der Groß⸗ 
ſtadt unerſchwingliche Preiſe hätte. Das Warenhaus 
mit den Faſſaden aus Glas und Eiſen muß gebaut 
werden, um die Bedürfniſſe der Großſtadt in die kleinen 
Städte zu übertragen, auch wenn dadurch die Ge⸗ 
ſchloſſenheit und Schönheit und der Maßſtab eines 
alten Marktplatzes zerſtört wird. 

Mancher von Ihnen wird ſich nach einem beraten⸗ 
den Freunde geſehnt haben, wenn ein altes, ſchönes 
Bild zerſtört werden ſollte, um einem neuen Platz zu 
machen. Das Bauwerk an ſich ift ganz ſchön, aber es 
paßt nicht in den vorhandenen Rahmen hinein und 
daher die ſchreckliche Wirkung des Geſamten. Kaum 
eine andere Tätigkeit einer Menſchengeneration hinter⸗ 
läßt ja in der Erſcheinung ſo ſchwer verlöſchbare Spuren 
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wie die Bautätigkeit; denn bei allen Veränderungen 
und Verbeſſerungen handelt es Déi um gewaltige Geld⸗ 
ſummen. Die Bauberatungsſtellen dürften beſonders 
geeignet fein, hier helfend und neu geſtaltend einzu⸗ 
greifen. Sie werden in dieſen Fragen um fo ſegens⸗ 
reicher wirken können, je zweckmäßiger ihre Zuſammen⸗ 
ſetzung aus Männern der Praxis und der Theorie iſt. 

Auch in allen Fragen, in denen es ſich darum 
handelt, grundſätzliche Unterlagen für die Bildung von 
Rechtsauffaſſungen zu ſchaffen, würden die Bau⸗ 
beratungsſtellen mitzuwirken haben. 

Ihre Haupttätigkeit wird natürlich die Beratung 
Bauluſtiger ſein. Dieſe Beratung ſoll ſich auf alle 
wirtſchaftlichen, techniſchen, rechtlichen und äſthetiſchen 
Fragen erſtrecken. Ich betone die wirtſchaftlichen und 
techniſchen Fragen beſonders, weil es kurzſichtig wäre, 
den Wert auf die Löſung der äſthetiſchen Frage haupt⸗ 
ſächlich zu legen. Steht ein Gebäude auf dem richtigen 
Platze, hat es einen guten Grundriß, iſt die Bedürfnis⸗ 
frage der Wohnungen gelöſt, ſind die Materialien und 
die Konſtruktionen gut, und iſt auch finanziell eine 
ſichere Grundlage geſchaffen, dann wird es nicht ſchwer 
fein, auch eine äſthetiſch befriedigende Löſung zu finden. 
Die Arbeit iſt nun nicht ſo zu verſtehen, als ob Bau⸗ 
luſtige ſich ein fertiges Projekt von der Beratungsſtelle 
holen können. Die Bauherren, welche ohne Bauent⸗ 
wurf kommen, müſſen an einen Architekten verwieſen 
werden. Dagegen hat ſie die Architekten, die in ihren 
guten Ideen bei den Bauherren kein Verſtändnis 
finden, zu unterſtützen und die Bauherren, die von 
ihren Baumeiſtern nicht gut beraten ſind, auf die 
Fehler aufmerkſam zu machen. Auch über wirtſchaft⸗ 
liche Fragen, über Rentabilitätsberechnungen, über 
Beleihungen ſoll die Beratungsſtelle Auskunft erteilen, 
um an einer immer ſtärkeren Geſundung unſeres 
Hausbeſitzerſtandes mitzuwirken. 

Nicht minder wichtig iſt ihre Tätigkeit im Begut⸗ 
achten von Bauentwürfen. 

Iſt das eingereichte Projekt im allgemeinen brauch⸗ 
bar, wird es leicht ſein, mit ein paar Strichen die 
erforderlichen Anderungen anzugeben. Iſt der Ent⸗ 
wurf ſchlecht, ſo muß ſich die Bauberatungsſtelle 
darüber klar werden, ob der Entwurfsbearbeiter die 
Umarbeitung ſachgemäß ausführen kann oder nicht, 
und hat die Pflicht, wenn er es nicht vermag, ihm 
tüchtige Architekten zu empfehlen. Das muß nament⸗ 
lich dann geſchehen, wenn der Bauausführende und 
der Bauherr vermögende Leute ſind. Nur ausnahms⸗ 
weiſe, bei fehlenden Mitteln, kann die Beratungsſtelle 
gezwungen ſein, ſelbſt Verbeſſerungsentwürfe aufzu⸗ 
ſtellen. Auch wird man in ſolchen Fällen mit Archi⸗ 
tekten verhandeln können, ob nicht der eine oder andere 
namentlich jüngere Kräfte, für geringeres Honorar, 
eventuell für Erſtattung der Selbſtkoſten im Intereſſe 
des Allgemeinwohles die Bearbeitung übernehmen 
wollen. 

Die Empfehlung von Architekten wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich vollſtändig vorurteilsfrei und ohne jede per⸗ 
ſönliche Bevorzugung des einen oder anderen erfolgen 
müſſen. Man wird aber wohl annehmen können, daß 
tüchtige Leiſtungen ſich ſelbſt am beſten empfehlen, daß 


mit zunehmendem Verſtändnis für gute Arbeiten den 
Bauenden auch die Wahl eines geeigneten Baumeiſters 
nicht allzu ſchwer fallen wird. 

Es muß vermieden werden, daß der zeitige (e 
ſchmack des Leiters einer Bauberatungsſtelle ſich zu 
ſehr vordrängen kann. Deshalb iſt auf die Begut⸗ 
achtung von größeren Entwürfen durch mehrere Mit⸗ 
glieder beſonderer Wert zu legen. 

Wird die Tätigkeit der Bauberatungsſtellen in der 
geſchilderten Weiſe ausgeübt, dann iſt die Furcht 
unbegründet, daß ſie den Bauenden gute Entwürfe 
unentgeltlich für ſchlechte aufdrängt und die Architekten 
in ihrem Erwerb ſchädigt. Es wird vielmehr mit der 
Zeit der Wert der architektoniſchen Arbeit immer höher 
eingeſchätzt werden, und manche Arbeit wird Architekten 
überwieſen werden, die ſie ſonſt nie geſehen hätten. 

Den Einwurf möchte ich noch zurückweiſen, daß 
eine neue Zwiſcheninſtanz geſchaffen wird, die geeignet 
iſt, die Erteilung der Bauerlaubnis zu verzögern. 
Meine Herren, ich ſtehe nicht an zu erklären, wenn 
nicht viele Bauherren, nachdem ſie monatelang wegen 
des Baues nicht zum Entſchluſſe gekommen ſind, von 
ihren Baumeiſtern in voller Verkennung der zu leiſten— 
den großen Arbeit und Überlegung in zu kurzer Friſt 
den Bauentwurf verlangen würden, wenn viele Ents 
würfe mehr durchgearbeitet und ausgereift zur Prüfung 
vorgelegt werden könnten, würde vielleicht eine kleine 
Verzögerung im Baubeginn, aber eine beträchtliche 
Steigerung im Werte der gut durchgcarbeiteten Gut: 
würfe für den Bauherrn eintreten. Der Nutzen einer 
vorurteilsfreien, unentgeltlichen Beratung wird der 
Allgemeinheit ſtets überreichen Erſatz für einen kleinen 
Zeitverluſt bringen. 

Die geſchilderte vielſeitige Tätigkeit erfordert zwei 
Arten von Bauberatungsſtellen, zunächſt ſolche, die in 
einem engeren Heimatsgebiet, etwa einer Stadt, einem 
Kreiſe wirken. Ihnen wird die mehr praktiſche, die 
beratende und begutachtende Tätigkeit vor allem zu⸗ 
kommen; dann Hauptſtellen, die die Arbeit der Durch: 
führung der ideellen Aufgaben zu erledigen haben. 
Man wird hier Bezirke ſchaffen müſſen, wie ſie ſich 
aus den klimatiſchen und Bodenverhältniſſen einer 
Gegend und aus dem Charakter und den Lebens- 
bedingungen der Bevölkerung ergeben, und je nachdem 
am Sitz der Verwaltung eines Regierungsbezirkes oder 
in der Provinzialhauptſtadt die Bauberatungsſtellen 
unterbringen. 

Da man die Tätigkeit der Bauberatungsſtellen ſo 
auffaſſen muß, daß neben der baupolizeilichen Prüfung 
eine Durchſprechung des Projektes ſtattfinden ſoll, ſo 
iſt es naturgemäß. daß man die örtlichen Stellen 
möglichſt eng mit der Baupolizei in Beziehung bringen 
fol. Es erſcheinen daher die kommunalen und ſtaat⸗ 
lichen Baus und Verwaltungsbehörden, die ſtädtiſchen 
Hochbauämter, die Baupolizeiämter, die königlichen 
Hochbauämter der Kreiſe, auch die Landratsämter, die 
Architekten als Kreisbaumeiſter angeſtellt haben, be⸗ 
ſonders geeignet, Mitglieder zu den Bauberatungs⸗ 
ſtellen zu entſenden. Um möglichſt enge Fühlung mit 
der Praxis zu behalten und um die Erfahrungen der⸗ 
jenigen, die mitten im Bauleben ſtehen, der Allgemein⸗ 
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heit zugute kommen zu laſſen, iſt eine recht vielſeitige 
Betätigung freier Architekten und tüchtiger Baugewerks⸗ 
meiſter in den Bauberatungsſtellen notwendig. Außer⸗ 
dem wird man auf eine tatkräftige Mitwirkung der 
Lehrkräfte der höheren und mittleren techniſchen Schulen 
im Dienſte der Allgemeinheit rechnen können. 

Es werden alljährlich gewaltige Arbeiten in den 
Gemeinden ehrenamtlich geleiſtet und große Mittel für 
die Wohlfahrtspflege der unteren und mittleren Klaſſen, 
für die Hebung der Bevölkerung in wirtſchaftlicher, 
hygieniſcher und ſittlicher Beziehung aufgewendet. Es 
iſt daher anzunehmen, daß auch die Arbeit in den 
Bauberatungsſtellen, die Mißſtände in der Wurzel 
beſeitigen will, indem ſie geſunde und einwandfreie 
Wohnſtätten ſchafft, in gleich ſelbſtloſer Weiſe ehren 
amtlich übernommen wird. Nur die erforderlichen 
geringen Hilfsmittel und Hilfskräfte werden Ausgaben 
erfordern, die die Gemeinden aufbringen müſſen. Da⸗ 
gegen wird der umfangreiche geſchäftliche Verkehr der 
Hauptſtelle mit den Nebenſtellen und dieſer unter⸗ 
einander, ſowie der Wunſch der Aufrechterhaltung der 
Einheitlichkeit und des Zuſammenwirkens der einzelnen 
Bauberatungsſtellen eine feſt angeſtellte Kraft erfordern. 
Die Stelle muß einem beſonders tüchtigen Architekten 
übertragen werden, der praktiſch und litterariſch gleich 
tätig ſein muß. Von ihm muß ein immer neu be— 
fruchtendes Wirken auf die Beratungsſtellen in den 
kleinen Städten ausgehen. 

Die Mittel zur Unterhaltung der Hauptſtelle wird 
die Provinz aufbringen müſſen. Sie hat ein großes 
Intereſſe an der Denkmalpflege und dem Heimatihug 
und betätigt dieſes Intereſſe bereits durch Unterhaltung 
von Muſcen, durch Hergabe der Mittel für die Denk— 
malpflege, ſoweit fie vom Provinzialkonſervator aus: 
geübt wird. Ihr fällt die Fürſorge für einen Teil der 
Kranken und Elenden aus der Provinz zu. Sie er: 
ledigt daher in vorbeugender Weiſe einen Teil ihrer 
ſpäteren Verpflichtungen, wenn ſie ein geſundes Bauen 
unterſtützt. Als Geldleiherin für den Bau guter 
Wohnungen, für Krankenhäuſer und öffentliche Ges 
bäude hat ſie von einer ſoliden, wirtſchaftlich vorteil⸗ 
haften und äſthetiſch befriedigenden Bauweiſe weit⸗ 
gehende Vorteile, weil erfahrungsgemäß einfache, aber 
gut und zweckmäßig ausgeführte Bauten einen größeren 
Wert haben und dauernd behalten als ſolche, die als 
Blendwerk mit falſcher Kunſt und falſchem Schein er⸗ 
richtet ſind. 

Es iſt ein gewaltiges Feld der Tätigkeit, das ſich 
den Kommunen durch eine zielbewußte Arbeit in der 
Schaffung und Vervollkommnung von Bauberatungs⸗ 
ftellen eröffnet. Die Bauberatungsſtellen werden dazu 
beitragen, daß der Hausbeſitzerſtand wirtſchaftlich ge⸗ 
kräftigt wird, indem ſein Beſitz einwandsfreier geftaltet 
werden kann; ſie werden den Mietern mehr als bisher 
hygieniſch und äſthetiſch befriedigende Wohnungen 
ſchaffen, ſie werden den Stand der Architekten und 
tüchtigen Handwerksmeiſter heben und ſtärken, indem 
eine beſſere Würdigung ihrer Arbeit als bisher erfolgt, 
ſie werden den allgemeinen Volkswohlſtand vermehren 
und der Voltswirtſchaft große Dienſte leiſten, denn ein 
wirtſchaftlich gutes, techniſch vollendetes und äſthetiſch 


einwandfreies Bauen wird für die Dauer die beften 
Früchte tragen. Wenn man die Erfolge betrachtet, 
dürfte es wohl wert ſein, daß auch in unſerer Provinz 
Bauberatungsſtellen geſchaffen werden. (Beifall.) 


Vorſitzender: Ich eröffne die Verhandlung. 

(Der Berichterſtatter hat folgende Leitſätze auf⸗ 
geſtellt, die den Mitgliedern gedruckt eingehändigt find: 

I. Die Kommunen haben an einer wirtſchaftlich 
guten, geſundheitlich einwandfreien und äſthetiſch 
befriedigenden Art des Baues größtes Intereſſe. 
Das Bauen in den letzten Jahrzehnten zeigt, 
daß es den Kommunen an Mitteln, zu ſeiner 
Beeinfluſſung in dieſem Sinne gefehlt hat. 

Die Schaffung von Bauberatungsſtellen erſcheint 

geeignet, ihnen brauchbare Mittel zur Betätigung 

hierzu zu gewähren. 

Die Bauberatungsſtellen haben daher als ihre 

Aufgabe zu betrachten: 

1. Die Aufklärung der Bürgerſchaft, ſowohl der 
Vermieter als der Mieter: 

a) über gutes und ſchlechtes Bauen z. B. 
durch Vorträge, Ausſtellungen, Sammlungen 
von Vorbildern guter alter und neuer Bau⸗ 
anlagen, 

b) über die Notwendigkeit der Mitwirkung 
durchgebildeter Architekten neben der Be⸗ 
tätigung tüchtiger Handwerksmeiſter. 

.die Mitwirkung bei Schaffung allgemein gil- 
tiger Vorſchriften zur Ordnung des geſamten 
Bauweſens z. B. bei der Bauordnung, den 
Fragen des Städtebaues, des Heimatſchutzes, 
der Denkmalpflege und bei Aufſtellung grund⸗ 
ſätzlicher Unterlagen für die Bildung von 
Rechtsauffaſſungen. 

„Die Beratung einzelner in allen wirtſchaft⸗ 
lichen, techniſchen, rechtlichen und äſthetiſchen 
Baufragen. 

4. Die Begutachtung von Bauentwürfen. 

V. Es ſind erforderlich: 

1. örtliche Stellen im Anſchluß an die kommu⸗ 
nalen oder ſtaatlichen Aufſichtsſtellen des Bau⸗ 
weſens, 

2. Hauptſtellen im Sitz der Verwaltung der Res 
gierungsbezirke oder der Provinz. 

Zu ihren Mitgliedern erſcheinen die Vorſtände 

der kommunalen und ſtaatlichen Bau- und Ver⸗ 

waltungsbehörden, freie Architekten und praktiſche 

Handwerksmeiſter zunächſt berufen. Außer⸗ 

dem iſt auf die Mitwirkung der Lehrkräfte 

der höheren und mittleren techniſchen Schulen 
zu rechnen. Die Tätigkeit ſoll ehrenamtlich fein. 

Der Hauptſtelle wird naturgemäß die Wahr⸗ 

nehmung der Maßnahmen zur Durchführung der 

ideellen Aufgaben zufallen. 

Dieſe Tätigkeit, ſowie die Erledigung des 
geſchäftlichen Verkehrs der Stellen untereinander 
und mit der Hauptſtelle zur Aufrechterhaltung 
der Einheitlichkeit in den Beſtrebungen erfordert 
eine feſtangeſtellte Kraft. 


II. 


IIC. 


IV. 


VI. 


VII. 
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VIII. Die etwa entſtehenden geringen Koſten der ört⸗ 
lichen Beratungsſtellen werden die einzelnen 
Gemeinden, die Koſten der Hauptſtelle wird die 
Provinzialverwaltung aufzubringen haben.) 


Bürgermeiſter Liedtke⸗Neumark: Wenn ich mich 
nicht ſehr irre, ſagte der Berichterſtatter, es beſtände 
für Weſtpreußen die Baupolizeiordnung von 1892, die 
gleichzeitig für das platte Land und die Städte gelte. 
Ich möchte doch bemerken, daß wir je eine beſondere 
Baupolizeiordnung für das Land und für die Städte 
haben. 

Stadtrat Dr. Mayer-Danzig: Ich glaube, die Aus⸗ 
führungen des Herrn Vortragenden haben uns alle 
außerordentlich intereſſiert und auch überzeugend auf 
uns gewirkt. Es wird wohl keiner unter uns ſein, 
dem es nicht ſo ergangen iſt wie dem Vortragenden, 
der, wenn er durch die Stadt geht oder auch über 
Land, einen wahren Schreck bekommt darüber, was 
alles durch die Bautätigkeit angerichtet wird. Wenn 
man ſich die ſchlichten Häuſer von früher anſieht und 
dagegen die jetzigen Mietshäuſer oder auch die ſo⸗ 
genannten Prunkpaläſte, dann überläuft einen ein ges 
wiſſer Schauer, und wir alle haben wohl die Empfindung, 
daß etwas geſchehen muß. Es liegt doch anders im 
Bauweſen wie in anderen Gewerben. Wenn ein Schuſter 
keinen guten Schuh und ein Schneider kein gutes Kleid 
macht, dann geht das die Allgemeinheit nichts an, denn 
der ſchlechte Schuh drückt mich ganz allein, aber das 
ſchlechte Haus drückt die ganze Stadt. (Lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung.) Deshalb iſt es ſehr erfreulich, daß der 
Vorſtand des Städtetages dieſen Gegenſtand auf die 
Tagesordnung geſetzt hat. Ich hätte den Wunſch, daß 
dieſer Vortrag hier nicht im Ohre verklingt, ſondern 
daß wirklich etwas daraus wird, und darum möchte 
ich den Antrag ſtellen: 

„Der Vorſtand des Städtetages wird beauf— 
tragt, die Begründung einer Hauptſtelle für die 
Bauberaſungsſtellen Weſtpreußens in die Wege 
zu leiten.“ 

Der Vorſtand ſoll dabei freie Hand behalten. Die 
Hauptſtelle iſt außerordentlich wichtig. In der Groß: 
ſtadt hat man das ſtädtiſche Bauamt; dort läßt ſich 
das, was man will, vielleicht ganz einfach erreichen; 
aber für die ganze Provinz oder den Regierungsbezirk 
iſt eine ſolche Hauptſtelle von außerordentlicher Be⸗ 
deutung. Von allein iſt ſie nicht da, ſie muß erſt ins 
Leben gerufen werden. Wer ſie ſchaffen ſoll, hat der 
Vortragende auch geſagt: Die Provinz ſoll es ſein. 
Mein Antrag geht nicht etwa dahin, daß der Städtetag 
die Sache ins Leben rufen ſoll, ſondern ich denke mir 
das Vorgehen ſo, daß eine Kommiſſion die Sache vor⸗ 
berät und daun an die Provinz herantritt. Die Haupt⸗ 
bauberatungsſtelle würde mit ihren Hilfsmitteln, mit 
Muſterplänen, Lichtbildern uſw. befruchtend auf die 
ganze Provinz wirken. Ich bitte meinen Antrag ans 
zunehmen. 

Erſter Bürgermeiſter Dr. Merten-Elbing: Ich kann 
mich mit der Tendenz des Berichterſtatters einverſtanden 
erklären, meine aber, daß die Bauberatungsſtelle mög⸗ 
lichſt einfach geftaltet fein muß. Wenn es wieder eine 
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Kommiſſion ſein foll, bei der die Entwürfe durch mehrere 
Hände gehen, dann würde der Bautätigkeit eine große 
Erſchwerung erwachſen. Es würde dann eine zweite 
Kommiſſion beſtehen neben der Verunſtaltungskommiſſion, 
die ſchon an mehreren Stellen beſteht und die Aus⸗ 
führung der Bauprojekte verzögert. Man müßte die 
Sache mit der Baupolizei verbinden, indem man ihr 
einen guten Architekten zur Seite ſtellt, der den Bau⸗ 
nachſuchenden Ratſchläge erteilt und die Zeichnungen 
verbeſſert. Nun wird es ja ſchwierig ſein, in den 
kleinen Städten einen Architekten anzuſtellen und darum 
würde auch ich zur Beratung der kleineren Städte eine 
ſolche Haupiftelle wünſchen; ſonſt aber wüßte ich nicht, 
was ſie noch zu tun hätte. Wir haben ja ſchon eine 
gewiſſe Hauptſtelle inſofern, als auch die Regierungs⸗ 
behörden ſich von größeren Projekten Zeichnungen 
kommen laſſen und ihren Rat erteilen. Das iſt für 
uns genug und überſichtlich. Eine Hauptſtelle würde 
alſo nur für ſolche kleinere Städte in Frage kommen, wo 
Architekten nicht vorhanden ſind. Im übrigen möchte 
ich die Hauptſtelle verwerfen, namentlich auch, wie 
geſagt wurde, „zur Förderung der idealen Aufgaben.“ 
Das iſt Sache der Städte ſelbſt. 


Stadtverordnetenvorſteher Weeſe-Thorn: Auch ich 
möchte meiner lebhaften Befriedigung über den Vor⸗ 
trag Ausdruck geben. Der Herr Vortragende hat 
erwähnt, daß es Mangel an Tradition im Bauweſen 
war, der in den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahr⸗ 
hunderts einen ſolchen Tiefſtand im Bauweſen herbei⸗ 
führte. Inzwiſchen iſt nun ja das Geſetz gegen die 
Verunſtaltung der Städte angenommen worden, deſſen 
Hauptförderer wohl Ihr verſtorbener Oberbürgermeiſter 
Ehlers war. Dieſes Geſetz hat die Möglichkeit gegeben, 
Kommiſſionen zu bilden, die die Ausführung des 
Statuts überwachen. Mir will es ſcheinen, daß in 
Städten, die über eine ſolche Kommiſſion verfügen, 
dieſe gleichzeitig als Bauberatungsſtelle fungieren könnte. 
Die Bedenken von Dr. Mertens gegen eine Zentral⸗ 
ſtelle ſind nicht unwichtig. Man kann eine ſolche Stelle 
ja nur ſchaffen in der Art einer höheren Inſtanz, an 
die appelliert werden ſollte, wenn die örtlichen Bau⸗ 
beratungsſtellen etwa nicht befriedigen ſollten, und ich 
weiß nicht, ob das überhaupt möglich iſt. Ich bitte, 
den Vortrag der Allgemeinheit zugänglich zu machen, 
ihn nicht bloß in dem Bericht erſcheinen zu laſſen, der 
ja den einzelnen Stadtverwaltungen nur in wenigen 
Exemplaren zugeht, ſondern dieſen Vortrag auch noch 
beſonders drucken zu laſſen und ihn den Städten in 
einer ſolchen Zahl zur Verfügung zu ſtellen, daß ſie 
nicht nur die einzelnen Stadtverordneten, ſondern auch 
die Hausbeſitzer und Bürgervereine erhalten können, 
um aufklärend zu wirken in den Kreiſen, von denen wir 
wünſchen, daß ſie ſich dieſen Anregungen anſchließen. 


Vorſitzender: „Wer da bauet an den Straßen, der 
ſoll die Leute reden laſſen!“, ſo hieß es früher. Dieſer 
ſchöne Satz hat aber doch einen gewiſſen Beigeſchmack. 
Er ſpricht von dem ſtolzen Gefühl des Eigentümers: 
Ich baue mein Haus und wie ich baue das iſt meine 
Sache, darum habt ihr euch nicht zu kümmern, — aber 
ſeitdem die Bautechnik in manchen Städten ſo unan⸗ 
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genehme Formen angenommen hat, kann man den Satz 
nicht ohne weiteres mehr gelten laſſen, und es ift 
dringend erwünſcht, daß etwas geſchieht. Ich glaube 
nun, man kann den Anregungen des Herrn Bericht⸗ 
erſtatters im weſentlichen beiſtimmen, und ich würde 
auch gegen den Antrag des Stadtrats Dr. Mayer 
nichts einzuwenden haben. Er iſt ja ganz allgemein 
gehalten; wie der Vorſtand dem Antrage entſprechen 
wird, muß eben weiter geprüft werden, aber der Ge⸗ 
danke, von einer Stelle aus befruchtend auf die übrigen 
Städte wirken zu wollen, ſcheint mir gut zu ſein. Ich 
möchte noch einige Worte des Berichterſtatters unter⸗ 
ſtreichen. Es iſt unbedingt notwendig, daß das Ver⸗ 
ſtändnis für dieſe wichtigen Fragen auf jede Weiſe in 
unſere Bevölkerung hineingetragen wird. Wenn man 
hier durch Danzigs Straßen geht, wird man ja dank⸗ 
bar anerkennen, daß Danzig es verſtanden hat, ſich 
ſo viele ſchöne alte Gebäude zu erhalten; aber wir 
haben doch auch ſchon manche recht unſchönen Gebäude 
zwiſchen unſern ſchönen und einheitlichen Häuſern ſtehen. 
Meiſt iſt es ſo, daß ein verſtändiger Eigentümer zu⸗ 
ſammen mit einem tüchtigen Baumeiſter durchaus ein 
Werk ſchaffen kann, das ſeinen privaten Intereſſen ent⸗ 
ſpricht und zugleich den Intereſſen der Allgemeinheit. 
Ich glaube nun, daß die Preſſe einen ſehr großen 
Einfluß ausüben kann. Wenn irgendwo ein Konzert 
iſt, dann entſendet die Preſſe ihren Berichterſtatter und 
bringt einen Bericht, wenn eine neue Theaterauffüh⸗ 
rung ſtattfindet, iſt es gerade ſo, wenn ein Verein 
irgendwo tagt, nicht minder. Überall ſind die Bericht⸗ 
erſtatter da, wird aber ein ſchönes Haus gebaut, fo 
hört man ſelten etwas davon. Ich meine, die Preſſe 
ſollte uns auch in dieſer Beziehung helfen, ſie ſollte 
bei guten Bauten einen verſtändigen Architekten beauf⸗ 
tragen, eine Kunſtkritik darüber zu ſchreiben geradeſo, 
wie ſie ſonſt Kunſtkritiken ſchreibt. Dadurch würde die 
Aufmerkſamkeit erregt und die Anſicht der Allgemein- 
heit geklärt werden. Ich glaube auch, daß die Städte 
ſelbſt in einer ſie nicht ſehr belaſtenden Weiſe eingreifen 
können, nämlich dadurch, daß ſie geringe Beträge zu 
einer Prämierung der beſten Häuſer in ihre Haushalts⸗ 
pläne einſetzen. Wir haben das in Magdeburg mit 
großem Erfolge getan. 3000 Mark waren dafür im 
Etat ausgeſetzt, und damit prämierten wir eine Anzahl 
von Häuſern, die beſichtigt waren von einer vom 
Magiſtrate eingeſetzten Kommiſſion. Das wirkte an⸗ 
regend auf den Eigentümer. Er war nicht nur ſtolz, 
wenn er die Prämie bekam, ſondern er bekam dadurch 
auch einen Teil des Architektenhonorars heraus. Ich 
ſtehe nun nicht auf dem Standpunkt, daß es notwendig. 
ſei, dadurch den Architekten zu bezahlen, denn ein guter 
Architekt macht ſich ſtets ſelbſt bezahlt. Dadurch ſoll 
in keiner Weiſe der gute Handwerksmeiſter irgend eine 
Benachteiligung erfahren; im Gegenteil, Architekten und 
Handwerksmeiſter ſollen zuſammen wirken. Wir bauen 
doch für viele Jahre, wenn auch vielleicht nicht mehr 
für Jahrhunderte, und da kommt es nicht ſo ſehr auf 
einige Mehrkoſten an, wie darauf, daß der Eigentümer 
ein Haus bekommt, auf das er dauernd ſtolz ſein kann. 
Ich bitte Sie, im Sinne dieſes Vortrages aufklärend. 
zu wirken. 


Bürgermeiſter Eichhardt⸗Dirſchau: Ich weile darauf 
hin, daß die Bauberufsgenoſſenſchaften in Oſtpreußen 
eine Bauberatungsſtelle eingerichtet haben, und ich glaube, 
die Satzung iſt jetzt ſo geändert, daß die Wirkſamkeit 
dieſer Stelle auch auf Weſtpreußen ausgedehnt werden 
ſoll. Im Weſentlichen iſt die Aktion wohl auf den 
Bau von Kleinwohnungen beſchränkt. Vielleicht kann 
man an dieſe Bauberatungsſtelle anknüpfen, ſodaß ſie 
für beide Provinzen gemeinſam wird. Herr Dr. Bleyer 
iſt wohl in der Lage hierüber noch Näheres mitzuteilen. 


Stadtrat Dr. Mayer⸗Danzig: Herr Dr. Merten 
wandte ein, es ſei nicht recht erſichtlich, welche Tätigkeit 
die Hauptſtelle ausüben ſolle, und es ſchien ſo, als 
wenn er daran dachte, daß auch ſie im einzelnen Falle 
beratend eintreten ſollte. So weit ich den Vortragenden 
verſtanden habe, iſt das nicht der Fall. Die Tätigkeit 
der Hauptſtelle iſt ja auch in den Leitſätzen näher dar⸗ 
gelegt. In kleineren Städten wird man ohne die Hilfe 
der Hauptſtelle nicht auskommen können. Es iſt auch 
durchaus nicht völliges Neuland, um was es ſich hier 
handelt. In Oſtpreußen iſt eine ſolche Bauberatungs⸗ 
ſtelle ſchon begründet, mag fein, daß fie dort auf das 
Kleinbauweſen beſchränkt iſt, aber in anderen Provinzen 
exiſtieren auch ſchon ſolche Stellen, in der Rheinprovinz 
hat die Einrichtung ſehr ſegensreich gewirkt. Alſo die 
Hauptſtelle iſt durchaus nicht überflüſſig und ich bitte 
nochmals, meinen Antrag anzunehmen. 

Stadtveror dnetenvorſteher Dr. Bleyer⸗Elbing: Mein 
Name wurde hier genannt, und ich fühle mich ver⸗ 
pflichtet über das, was ich weiß, Auskunft zu geben. 
Ich bin über Oſtpreußen genau informiert, weil der: 
jenige, der die Beratung dort ausübt, mein Sohn ift. 
In Königsberg beſteht ein allgemeiner Wohnungsbau⸗ 
verein, der ſozialpolitiſche Intereſſen verfolgt und von 


der Seehandlung für ſeine Zwecke billiges Geld bekommt. 


Auf die Anregung dieſes Vereins, haben fich die kleineren 
Vereine in der Provinz zuſammengetan und ſich in 
Geſtalt meines Sohnes einen Bauberater gewählt. 
Wenn ſie nun in der Provinz irgendwo bauen wollen 
und nicht recht klar darüber ſind, wie ſie bauen ſollen, 
wie ſie den Grundriß oder die Faſſade geſtalten, dann 
fragen ſie bei meinem Sohne an. Ich glaube er iſt 
auch einmal in einer ähnlichen Angelegenheit in Dirſchau 
geweſen. Genau iſt mir das nicht erinnerlich. Im 
allgemeinen wird aber ſeine Tätigkeit nach dieſer Richtung 
nicht übermäßig häufig in Anſpruch genommen. 
Berichterſtatter, Stadtbauinſpektor Daehne: Ich möchte 
auf die Ausführungen von Herrn Di. Merten zurück⸗ 
kommen und mich anſchließen an das, was Herr Dr. 
Mayer geſagt hat. Es kommt mir darauf an, daß eine 
Zentrallſtelle geſchaffen wird, um die in den Leitſätzen 
un ter 1 und 2 genannten Arbeiten zu erledigen. Ich 
halte dieſe Arbeit für ſo umfangreich, daß ſie ehren⸗ 
amtlich nicht geleiſtet werden kann. Deswegen iſt die 
Hauptſtelle notwendig. Es muß ein Architekt da ſein, 
der ſtändig mit der Provinz in Fühlung bleibt, denn 
neben der Aufklärung des Publikums liegt ihm auch 
noch ob die Beobachtung der Bauordnungen und die 
Mitwirkung bei der Abſtellung ihrer Mängel. Weiter 
wird es Aufgabe der Zentralſtelle fein, gute Bebauungs⸗ 
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pläne zu ſchaffen, denn gerade hierin find die kleinen 
Städte bis jetzt nicht gut beraten. Dann kommt noch 
hinzu der Heimatſchutz, die Denkmalspflege und die 
Aufſtellung grundſätzlicher Unterlagen für die Bildung 
von Rechtsauffaſſungen. Auch das ſind Gebiete, die 
weit über das Maß ehrenamtlicher Tätigkeit hinaus⸗ 
gehen, ſo daß eine bezahlte Kraft notwendig iſt. Zu 
dem Einwand, es werde eine Verzögerung in der Bau⸗ 
ausführung eintreten, bemerke ich, daß ich mir die Sache 
folgendermaßen denke: Die Bauberatungsſtelle gliedert 
ſich an die Baupolizeiverwaltung an. Sie ſetzt ſich 
zuſammen aus dem Architekten, dem Baugewerksmeiſter 
und einem Verwaltungsbeamten. Dieſe werden wöchent⸗ 
lich einmal oder zweimal auf der Behörde zuſammen⸗ 
kommen, ſich die Projekte vorlegen laſſen und dann 
urteilen, ob ſie ausgeführt zu werden verdienen, oder 
ob Gegenvorſchläge zu machen ſind. Ich erlaube mir 
hierzu einen Brief vorzuleſen, den Herr Erſter Bürger⸗ 
meiſter Mitzlaff über die Bauberatungsſtelle in Bromberg 
an mich gerichtet hat. Er ſchreibt: 

„Die hieſigen Einrichtungen ſind folgende: 

1. Ich habe ſeit Anfang April hier eine Kommiſſion 
zuſammen berufen, die zunächſt proviſoriſch zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt. Die Aufforderungen zur Teile 
nahme der Kommiſſionen ſind von mir perſönlich 
ergangen, ohne daß ein Beſchluß vom Magiſtrat 
und Stadtverordnetenverſammlung herbeigeführt 
iſt. Sobald ſich gezeigt hat, ob die gewählte 
Organiſation zweckmäßig iſt, wird es wohl richtig 
ſein, ihr durch Erlaß eines Gemeindebeſchluſſes 
dauernde Form zu geben. 

Der Kommiſſion gehören außer mir ſelbſt an: 
Das Magiſtratsmitglied, daß die Polizeiverwal⸗ 
tung ausübt, die beiden techniſchen Mitglieder 
des Magiſtrats (Stadtbaurat Meyer und Stadt⸗ 
rat Metzger), der Bauinſpektor der Polizeiver⸗ 
waltung, der Direktor der neuen Kunſtgewerbe⸗ 
ſchule, ein aktiver Regierungs- und Baurat 
(Dezernent für Baupolizeiſachen), ein von mir 
ausgewählter Privat-Architekt aus Bromberg, 
ein Maurer⸗ und Zimmermeiſter, der zugleich 
Stadtverordneter iſt. 

. Diefem Bauberatungs = Ausihuß, wie er hier 
heißt, ſollen vorgelegt werden: 

a) alle Baukonſensſachen, die bei der Baupolizei 
eingehen, 

b) ſpeziell ferner diejenigen Bauentwürfe, bei 
denen der Magiſtrat ſich privatrechtlich die 
Genehmigung des Bauentwurfs oder doch der 
Faſſaden vorbehalten hat. 

Die Kategorie b) iſt in der Kategorie a) 
natürlich mitenthalten, ihre Hervorhebung ſoll 
nur zum Ausdruck bringen, daß etwas andere 
Geſichtspunkte dabei zur Anwendung kommen 
können. N 

. Die Aufgabe des Bau⸗Beratungs⸗Ausſchuſſes iſt 
eine doppelte; zunächſt ſoll er der für die Ge⸗ 
nehmigung zuſtändigen Inſtanz (zu a Polizei, 
zu b Magiſtrat) ein Gutachten vorlegen, auf 

Grund deſſen die Behörde ſich ſchlüſſig machen 

kann, ob die Genehmigung zu erteilen oder zu 


— 52 


verſagen iſt. Dieſe Aufgabe iſt naturgemäß im 
Falle a fehr. beſchränkt denn die Baupolizei kann 
mangels eines Statuts die Baugenehmigung nur 
verſagen, wenn eine „gröbliche Verunſtaltung“ 
eintreten würde. 

Der Bau⸗Beratungs⸗Ausſchuß hat aber ferner 
die Aufgabe, darüber hinaus in jedem Falle zu 
prüfen, ob ein Bauentwurf eine geeignete äſthe⸗ 
tiſche Löſung der Bauaufgabe unter den gege 
benen Straßen⸗ und Nachbarverhältniſſen dar⸗ 
ſtellt, und äſthetiſche Verbeſſerungsvorſchläge zu 
machen. 
dem Bau⸗-Beratungs⸗Ausſchuß kein geſetzliches 
Zwangsmittel, feine Wirkſamkeit hängt vielmehr 
lediglich ab von der überzeugenden Kraft ſeiner 
Verbeſſerungsvorſchläge und dem Entgegenkommen 
der Bauherrn und Architekten. 

Wir haben bisher wöchentlich eine Sitzung 
gehabt, und die einzelnen Mitglieder haben da⸗ 
bei mit regem Eifer über ihre Sachen Bericht 
erſtattet und aus eigenem Antriebe Verbeſſerungs⸗ 
vorſchläge in Skizzenform vorgelegt. 

Werden dieſe Verbeſſerungsvorſchläge vom 
Ausſchuß gebilligt, ſo werden dieſe zwecks güt⸗ 
licher Verhandlung mit den Beteiligten der zu— 
ſtändigen Amtsſtelle (bei der Polizei dem Bau⸗ 
polizeiinſpektor, beim Magiſtrat, dem Stadtbau⸗ 
rat) übergeben. Wir haben bereits einige ge= 
radezu überraſchende Erfolge zu verzeichnen, die 
Bauherren haben regelmäßig die Verbeſſerungs— 
vorſchläge angenommen. 


Bürgermeiſter ude⸗Löbau: Der Herr Berichter⸗ 
ſtatter hat vorhin nur kurz erwähnt, daß die Bau⸗ 


polizeiordnung für Weſtpreußen von 1891 datiert; 


ich meine aber, man wird nicht früher an die Errich- 
tung einer Bauberatungsſtelle herangehen können oder 
nur dann, wenn die in vielen Punkten veraltete Bau⸗ 
polizeiordnung geändert iſt. So viel ich weiß, iſt vor 
einigen Jahren ein ſolcher Entwurf ſeitens des Ober⸗ 
präſidenten aufgeſtellt worden und den einzelnen Polizei⸗ 
verwaltungen zugegangen. Es ſind auch Verbeſſerungs⸗ 
vorſchläge gemacht worden, aber weiter hat man von 
dem Eutwurfe nichts gehört. Im letzten Jahre iſt ja 
nun die Baupolizeiordnung für das flache Land der 
Provinz geändert worden durch Beſtimmungen, die zum 
Teil vielleicht auch auf die Städte Anwendung finden 
können. Es wäre gewiß zweckmäßig, wenn der Vorſtand 
des Städtetages ſich nach den Aenderungen die für die 
ſtädtiſche Baupolizeiordnung geplant waren, erkundigte 
und es verjuchte, bei dem Erlaß einer neuen Baus 
polizeiordnung dahin zu wirken, daß eine Beſtimmung 
hineinkommt, welche die Errichtung von Bauberatungs⸗ 
ſtellen fördert. 
von Straßen iſt wohl in den kleinen Städten nichts 
zu machen. Es genügt nicht, um unſchöne Bauten zu 
verhindern. In den kleinen Städten findet man 
Straßen, wo eine Unzahl unſchöner Häuſer vorhanden 
ſind. Auch in Löbau iſt der Verſuch gemacht, den 
Leuten vorzuſchreiben, wie ſie bauen ſollen. Bei 
einigen iſt es ja auch gelungen, bei anderen aber 


In bezug auf dieſe Aufgabe ſteht hinter 


Mit dem Geſetz über die Verunſtaltung 


nicht; ſie haben doch wieder ſtatt des maſſiven Daches 
das Pappdach gewählt oder unſchöne Giebel vor- 
gebaut uſw. Die Erteilung der Bauerlaubnis hätten 
wir ſchließlich doch nicht verhindern können. Ich bin. 
der Anſicht, daß ſich in eine neue Baupolizeiordnung 
wohl Vorſchriften hineinbringen ließen, die auf der 
Baſis des Geſetzes über die Verunſtaltung der Straßen 
nähere Beſtimmungen treffen. 


Erſter Bürgermeiſter Dr. Nerten⸗Elbing: Ich habe 
mich nicht gegen die Einrichtung der Hauptſtelle ge⸗ 
wandt, ſondern gegen ihre Beſchränkung auf ideelle 
Aufgaben. Gegen die Verbindung der neuen Kom- 
miſſion mit den Verunſtaltungskommiſſionen möchte ich 
anführen, daß die letzteren ſich bisher nicht ſehr bewährt 
haben. In Danzig beſteht dieſe Kommiſſion aus 
12—15 Herren, in Elbing auch aus etwa 10; wenn 
nin noch die neue Kommiſſion angegliedert wird, dann 
wird das eine ſehr ſchwerfällige Behörde darſtellen. 
Ich meine deshalb, daß, wenn man an die Begrün⸗ 
dung ſolcher Bauberatungsſtellen herangeht, man ſie 
nicht mit ſo großen Kommiſſionen belaſten ſollte. 


Stadtverordneter Schade-Danzig: Ich bin entgegen- 
geſetzter Anſicht wie der Vorredner. Das unſchuldigſte 
Ding bei dem ganzen Vorgehen iſt die Hauptſtelle. 
Es beſteht auch das Bedürfnis, im großen Publikum 
ein beſſeres Verſtändnis für das Bauen zu verbreiten, 
und das kann am beſten und erfolgreichſten von einer 
Zentralſtelle aus geſchehen. Wenn man im Sinne der 
Vorſchläge des Referenten überhaupt vorgehen will, ſo 
halte ich es für ſelbſtverſtändlich, daß man mit dem 
Allgemeinen anfangen muß, um dort Erfahrungen zu 
ſammeln und auch in den weiteren Kreiſen ein ger 
wiſſes Vertrauen zu erwerben, und zwar mittels einer 
beſoldeten Kraft. Ich ſtehe vollſtändig auf den Boden 
des Referenten, der erklärt hat, daß die örtlichen Bau 
beratungsſtellen wohl ehrenamtlich ſein können, daß. 
aber die Haupliberatungsſtelle einer beſoldeten Kraft 
bedürfe, um dem Gedanken an ſich, dieſem ganzen 
Streben erſt einmal in der ganzen Provinz ordentlich 
Geltung zu verſchaffen. Das kann in anderer Weiſe 
nicht geſchehen. Ich bin auch überzeugt, daß ſich die 
Lokalbauberatungsſtellen unter unſerer heutigen Orga⸗ 
nifation des Bauweſens ſchwer oder gar nicht durch⸗ 
führen laſſen ohne ganz ungeheure Kompetenzkonflikte 
und Verzögerungen in der Erledigung des Baugeſchäfts. 
Es iſt ſchon von Dr. Merten hingewieſen worden auf 
die großen Schwierigkeiten, mit denen die Verunſtaltungs⸗ 
kommiſſionen zu rechnen haben. Obſchon doch dieſe 
Kommiſſionen zu einem ſicherlich allgemein als gut 
anerkannten Zweck arbeiten, erfreuen ſie ſich vorläufig 
noch einer geringen Liebe und eines noch geringerem 


Vertrauens ſowohl bei der Bürgerſchaft wie auch bei 


dem Bauausführenden, und zwar deshalb, weil mit 
ihrer Arbeit unweigerlich eine Verzögerung des Bau⸗ 
geſchäfts verknüpft iſt. Wir müſſen es in Danzig. 
erleben, — es handelt ſich dabei nicht um ein Ver⸗ 
ſchulden der Behörden, ſondern es liegt in der ganzen 
Ausgeſtaltung der Verwaltung —, daß wir die Bau⸗ 
konzeſſionen gewöhnlich erſt dann erhalten, wenn wir 
mit dem Bau fertig ſind oder mindeſtens mit dem 


Rohbau. Man behilft ſich damit, daß man eine vor⸗ 
läufige Bauerlaubnis erteilt. Nun denken Sie ſich 
eine recht tätige und tüchtige Bauberatungsſtelle, die 
zwar alles vorgelegt erhalten muß, die aber abſolut 
ehrenamtlich arbeitet! Da hat ja die verantwortliche 
Verwaltung gar kein Mittel, darauf einzuwirken, daß 
die Dinge ſo erledigt werden, wie es die ordnungs⸗ 
mäßige Bautätigkeit erfordert. Bei der heutigen 
Organiſation des Bauweſens werden alſo die örtlichen 
Bauberatungsſtellen mit großen Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben, wenn es überhaupt möglich iſt, ſie 
einzuführen. Gerade mit Rückſicht auf die vom 


Referenten hervorgehobenen Schäden, dürfte es aber 


an der Zeit ſein, einzugreifen und an eine beſſere 
Ausgeſtaltung unſerer ganzen baupolizeilichen Ver⸗ 
waltungsbehörden heranzugehen. Weshalb ſollte es 


denn nicht möglich ſein, dieſe Verwaltungsbehörden in 


den Städten, die die Baupolizei ſelbſt haben, ſo aus⸗ 
zugeſtalten, daß dieſer ganze Apparat auf einen Schlag 
zuſammenarbeitet und ſich nicht in vier verſchiedene 
Stellen zerſplittert? Ich würde wünſchen, daß unſer 
Vorſtand ſich mit dieſem Gedanken beſchäftigte und 
vielleicht im nächſten Jahre einen Vortrag irgend eines 


Sachverſtändigen darüber auf die Tagesordnung ſetzte. 
Es wird ſich darum handeln, wie unſere kommunalen 
Baupolizeiverwaltungen abzuändern ſind, daß ſie allen 


berechtigten Wünſchen inbezug auf Wohlfahrt und 
ſoziale Baufürſorge gerecht werden, ohne den geſchäft⸗ 


lichen Verkehr und die Wirtſchaftlichkeit des Bau⸗ 


betriebes zu hemmen. Ich meine, es wäre ein ungeheurer 
Segen, wenn wir baupolizeiliche Amter bekämen, die 
nicht aus einer einzelnen Perſönlichkeit beſtehen, ſondern 
eine geſchickt zuſammengeſetzte Kommiſſion darſtellen, 
in der ſich nicht bloß Architekten, ſondern auch die 
gelehrten Fachleute von den ſtaatlichen und kommunalen 
Bauverwaltungsſtellen betätigen können. Wenn wir 
das zu Wege bringen, dann brauchen wir feine be: 
ſonderen Bauberatungsſtellen. 

Porſitzender: Das Wort wird nicht weiter verlangt, 
ich ſchließe die Beratung. Der Vorſtand wird den 
Anregungen nach Möglichkeit entſprechen. Der Antrag 
Dr. Mayer iſt Ihnen bekannt. Ich bitte die Herren, 
die gegen den Antrag ſind, ſich von den Plätzen zu 
erheben. — Ich ſtelle feſt: der Antrag iſt angenommen. 
Ich danke dem Herrn Berichterſtatter für die inter⸗ 
eſſanten Darlegungen. Sie haben aus der langen 
Debatte geſehen, wie ſehr uns allen die Frage am 
Herzen liegt. Hoffentlich wird das erreicht, was Sie 
wünſchen. 

Wir kommen zum nächſten Gegenſtande: 


Verſchiedenes und Mitteilungen. 

Wir haben noch die Entlaſtung der Rechnung 
für 1910/11 vorzunehmen. Die Herren Reviſoren 
haben Monita nicht gezogen, ich darf annehmen, daß 
Sie deshalb mit der Erteilung der Entlaſtung ein⸗ 
verſtanden find. 

Mitzuteilen habe ich noch, daß das baltiſche In⸗ 
genieurbureau in Danzig eine beſondere Abteilung für 
die fortlaufende Oberkontrolle von Gas⸗ und Waſſer⸗ 
werken kleinerer Städte Oſtdeutſchlands eingerichtet hat. 


als 10000 Einwohner. 


Der Vorſtand hat beſchloſſen, dem Städtetage davon 
Kenntnis zu geben. 

Eingegangen iſt eine Einladung des Deutſchen 
Städtetages zur Teilnahme an der Tagung in Poſen 
in der Zeit vom 10. bis 12. September d. Js. durch 
Entſendung von 4 Mitgliedern unſeres Städtetages. 
Der Vorſtand ſchlägt vor, den Weſtpreußiſchen Städtetag 
dort vertreten zu laſſen durch mich, Herrn Dr. Merten⸗ 
Elbing, ſowie durch Herrn Müller⸗Deutſch Kroue und 
Herrn Hartwich⸗Culmſee, und zwar die beiden letzten 
auf Koſten des Städtetages zu entſenden. Ich darf 
Ihr Einverſtändnis annehmen. 


Wir kommen zur 


Beſchlußfaſſung über Ort und Zeit des nächſten 
Städtetages. 

Es liegt eine Einladung nach Deutſch-Krone vor, 
außerdem wünſcht Thorn, daß der Städtetag dorthin 
komme. Es iſt eine Verſtändigung dahin erzielt, daß 
Deutſch⸗Krone für 1912 und Thorn für 1913 in Aus⸗ 
ſicht genommen wird. Ich darf annehmen, daß die 
Herren damit einverſtanden ſind. 


Es ſteht noch aus die 
Treuwilifi ves Worfrunors. 


Stadtverordneter Dr. Tettenborn⸗Graudenz: Ich 
habe zunächſt den Auftrag, den ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden, Herrn Juſtizrat Obuch-Graudenz zu ent⸗ 
ſchuldigen. Er hat telegraphiert, daß er wegen des 
Schützenfeſtes leider auch heute nicht herkommen kann. 

„Des Weiteren ſtelle ich den Antrag auf Wiederwahl 
des geſamten Vorſtandes durch Zuruf. 

Bürgermeiſter Lutze⸗Tuchel: Ich bitte bei der dies⸗ 
jährigen Wahl dafür zu ſorgen, daß wieder eine kleinere 
Stadt im Vorſtande vertreten iſt. Die kleineren Städte 
bilden ja die Mehrzahl der Mitglieder, ſind aber nicht 
entſprechend im Vorſtande vertreten. Ich bitte wenigſtens 
noch einen Vertreter der kleineren Städte hineinzuwählen, 
damit insbeſondere Vorträge ausgeſucht werden, die 
für die Mehrheit der Mitglieder des Städtetages zweck⸗ 
entſprechend ſind. 

Stadtverordneter Dr. Tettenborn: Die Ausfüh⸗ 
rungen des Vorredners treffen nicht zu, denn die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder Müller-Deutſch⸗Krone und Hart⸗ 
wich⸗Culmſee vertreten doch beide Städte mit weniger 
(Zuruf: Nein, Culmſee iſt 
größer.) 

Bürgermeiſter Lutze: Es könnte vielleicht für Herrn 
Dr. Haſſe-Thorn ein langjähriger Bürgermeiſter aus 
einer kleinen Stadt genommen werden. 

Bürgermeiſter Hartwich⸗Culmſee: Die Wahl des 
Erſten Bürgermeiſters Dr. Haſſe iſt bloß eingetreten 
anſtelle von Herrn Stachowitz, der früher immer Vor⸗ 
ſtandsmitglied geweſen iſt und ſein Amt jetzt zugunſten 
des Erſten Bürgermeiſters niedergelegt hat. Wir 
würden uns, wenn wir an ſeiner Stelle ein Mitglied 
aus einer kleinen Stadt wählten, alſo mit den früheren 
Grundſätzen in Widerſpruch ſetzen. 

Bürgermeiſter Lutze: Mir iſt es nicht bekannt, daß 
Thorn einen Sitz im Vorſtande haben muß. 
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Vorſitzender: Das Wort wird nicht weiter gewünſcht, 
ich ſchließe die Verhandlung. Es liegt vor ein Antrag, 
den Vorſtand durch Zuruf wiederzuwählen, und ein 
zweiter Antrag, anſtelle von Dr. Haſſe einen andern 
Herrn zu wählen. 
ſind, die anderen Herren mit Ausnahme von Dr. Haſſe 
durch Zuruf wiederzuwählen. (Zuſtimmung.) Ich ſtelle 
feſt, daß dieſe Mitglieder wiedergewählt ſind. Es wird 
ſich nun fragen, ob wir über die noch ausſtehende 
Wahl ſchriftlich oder auch durch Akklamation abſtimmen 
wollen. (Zurufe: Schriftlich!) Es wird ſchriftliche 
Abſtimmung beantragt. Ich bitte die Stimmzettel zu 
verteilen und mache darauf aufmerkſam, daß nur die 
Herren ſtimmen können, die von ihren Städten mit 
Stimmrecht entſandt ſind. Ich bitte Herrn Bürger⸗ 
meiſter Hartwich, die Namen nach der Anweſenheits⸗ 
liſte zu verleſen, und die einzelnen Herren, ihre Stimm⸗ 
zettel hier abzugeben. (Geſchieht.) 

Schriftführer, Bürgermeiſter Hartwich⸗Culmſee: Es 


Ich darf annehmen, daß Sie bereit 
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find abgegeben für Herrn Dr. Haſſe 23 Stimmen, 


für Herrn Kude⸗Löbau 7 Stimmen, für Herrn Eich⸗ 
hardt-Dirſchau 5 und für Herrn Lutze-Tuchel. 
3 Stimmen. 

Vorſitender: Ich ſtelle feſt, daß Herr Dr. Haſſe— 
Thorn gewählt iſt und ſchließe den Städtetag. 

Bürgermeiſter Erdmann⸗Neuſtadt: Ich glaube in 
Ihrer aller Namen zu ſprechen, wenn ich dem Vor⸗ 
ſtande, der ſich ſoviel Mühe um dieſe Tagung gegeben 
hat, insbeſondere unſerm hochverehrten Herrn Vor⸗ 
ſitzenden, Oberbürgermeiſter Scholtz, unſern herzlichſten 
Dank ausſpreche. Unſer Vorſitzender und unſer ganzer 
Vorſtand, er lebe hoch! (Die Verſammlung ſtimmt 
dreimal lebhaft in den Ruf ein.) 

Vorſitzender: Vielen Dank für die liebenswürdigen 
Worte. Der Vorſtand wird ſich jetzt konſtituieren. 
Der Städtetag iſt geſchloſſen. 


Schluß 1½ Uhr. 


III. Anlagen zu dem Vortrage des Herrn Bürgermeifter 
Erdmann : Neuftadt über die Gemeindeſteuerſtatiſtik der 


weſtpreußiſchen Städte. 


— u — 


Steuerbewegung der Weſtpreußiſchen Städte. 


Rechnungsjahre 1909 und 1910. 


Zuſammengeſtellt von Bürgermeiſter Erdmann-Neuſtadt, Weſtpr. 


Zuſchläge ][ Zuſchläge 
zur zur Grund-, Kreis⸗ 
fd. SE Gint N Gebäudes back 
Stadt Kreis zommen⸗ u. Gewerbe⸗[abgaben 
Nr ſteuer ſteuer 
1909 19101909 19101909 | 1910 
% „% „% %% % % 
Gruppe I. 
Zuſchläge zur Staatseinkommenſtener bis 200 % (6 Städte). 
a) dieſelben Sätze behielten bei (4 Städte): 
1 [ Hammerſt ein Schlocha nt! 120 120 | 120 120 50 50 
2 Zoppot Neuſta dete 160 160 210 210 65 e 
3 [Pr. Friedlannd 20.5. Schlochaʒ q 200 | 200 | 175 175 50 50 
4 leen... Pr 200 200 200 200 65 65 
b) die Zuſchläge erhöhte (1 Stadt): 

5 [ Jaſtroorrr Dt. Kronnne | 190 200 | 190 | 200 | 70 75 
c) die Zuſchläge ſetzte herab (1 Stadt): 
V Flat 1217 200 | 185 175 80 80 
Gruppe II. 

Zuſchläge zur Einkommenſteuer von 201—300 % (37 Städte). 

a) dieſelben Sätze behielten bei (17 Städte): 

7 Thorn Stadtkreis . sz. 210 210 186 1861 — | — 
8 Tuchel tte Tuch el 220 | 220 | 200 200100 | 100 
g Pußig g E uni rn 220 | 220 | 230 | 230 | 110 | 110 
VC Dt. Krone. 4225 225190 190 70 75 
11 Biſchofs werder Roſenbernr g... 240 | 240 | 200 | 200 | 90 90 
12 Rieſenbukd 2.222 22.. Roſenber Am 250 250 | 200 200] 90 85 
13 Dt. Hau ....22222.. Roſenbe·crrr g 260 | 260 | 200 200 90 85 
14 Neumarkt bau.» 2.222020. 260 | 260 | 200 | 200 | 96 | 96 
15 ] Culmfee oo oo rn Thorn 270 270 | 210 | 210 | 87 | 91,5 
16 | Shlopvre `, Dt. Krone 270 270 | 235 235 70 75 
17 Krojante . Flatow . ꝗ 275 275215 | 215 | 80 | 80 
TB: RUE a an Dt. Krorcr ess 280 | 280 | 230 230 70 75 
19 | Tiegenhof . . 2.22. 2 2 22. Marienburg . . 4290 | 290 | 230 | 230 | 127 127 
20 Neuenburrrr agg Schwetetett zzz 300 | 300 | 200 | 200 | 68 60 
21 [Rehden Graud enz 300 | 300 | 225 | 225 | 83 | 89 
22 1 Rojenberg. `... RAofenderg `, 300 | 300 | 225 | 225 | 90 | 85 
23 Neuteicgh hh Marienburg 300 300 260 260 I 127 127 


zur zur Grund», Kreis⸗ 


Lfd. 3 | Gebäude: 
T Stabi Kreis Einkommen⸗ I Gewerbe- abgaben 
Nr. ſteuer ſteuer 
1909 | 1910 | 1909 | 1910 | 1909 | 1910 
% 0 0% 0 % 0 % 0 % / 0 
b) die Zuſchläge zur Einkommenſteuer erhöhten (5 Städte): 
24 1 Dau zig Stadtkreis a 220255 255 — — 
ohne 
Mietsſteuer 
25 Freyſtadd e. Roſen berg 240 | 250 | 200 | 200 | 90 | 85 
26 Shönfe .. 222 2 2 22.0. Brieſee n 250 | 280 | 220 | 220 105 105 
27 Solub rtemeꝛmujju / 2 2 2 2... Brieſeeen 275 | 290 | 215 | 215 | 105 | 105 
28 [ Schwetz E Schwetz 290 298 | 230 | 230 | 68 60 
c) die Zuſchläge zu allen Steuerarten erhöhten (7 Städte): 
29 [ Grau denz Stadtkrein t. 200 215 200 220 — | — 
30 [ Elbinggagdg Stadtkreis 220 225220 225 — — 
31 [ Flatow Flatoooorrrrrrrr 210 | 225 | 180 200 80 80 
32 Leſſeee nne Graude nz 220 230 | 200 210] 83 | 89 
33 Cum nft 2. "sie ée ae 210 | 235 | 180 | 200 | 125 | 125 
34 | Gamje . e Marienwerdte 240 | 250 | 189 185 93 | 92 
35 Konitz KoninnzzaLaz 250 | 290 | 200 222] 67 66 
d) die Zuſchläge zur Einkommenſteuer feste herab (1 Stadt): 
36] Baldenburg .. . 2 2 2 22. Schlochah d | 250 230 | 200 | 200 | 50 50 
e) die Zuſchläge zu den Realſteuern feste herab (1 Stadt): 
37 | Marienwerden᷑p Marien werde | 260 260 | 210200 93 | 92 
T) die Zuſchläge zu allen Steuern festen herab (4 Städte): 
38 Podgortr z Thorn 250 | 240 200 | 190 | 87 | 91,5 
39 Brieſ gan Brieſe g 260 | 250 | 205 | 200 | 105 105 
A0 Lbahuuiu cu Lbaoa2ouuuuuuuu 310 | 290 | 230 | 200 | 100 | 96 
41 [Marienburg Marienburr g 318 300229 225 127 127 


8) die Zuſchläge zur Einkommenſtener feste herab und erhöhte diejenigen zu den Realſteuern (1 Stadt): 
42 ] Schlochauuuu n Schlochauauurl!mrſrr | 280 | 270 | 200 | 210 | 50 50 


h) die Zuſchläge zur Einkommenſtener erhöhte und ſetzte diejenigen zu den Nealitenern herab (1 Stadt): 
43 | Vandsburrr ggg IFlatom `... 1 284 | 295 | 218 | 207 | 80 | 80 


Gruppe III. 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer von 301—400 % (13 Städte). 


a) dieſelben Sätze behielten bei (6 Städte): 


44 Pr. Stargarttd Pr. Stargard 310 | 310125 225 85 ] 85 
45 Zempel burg Flatow 310 | 310 | 265 | 265 | 80 80 
45 | Lauenburg `... Strasbun gd 335 | 335 230 | 230 | 100 | 100 
47 Chriſtbutrr gg Stumm 355 355 275 275 125 125 
48 | Tolke mitt Elbing 365 | 365 | 315 315 80 so 


49 | Stumm... 2.2200. Stumm 1390390 | 270 | 270 | 125 125 


Zuſchläge | Zuſchläge 


zur zur Grund, Kreis⸗ 


Nr. o „| Gebäude: 
Stadt Kreis Einkommen- 1. Gewerbe abgaben 
Lfd. ſteuer ſteuer 
1909 19101909 | 1910 } 1909 | 1910 
BEUTE BER EEE 
b) die Zuſchläge zur Einkommenſteuer erhöhte (1 Stadt): 
50 | Berennnn t | 1: | 320 | 340 | 300 | 300 | 116 | 125 
e) die Zuſchläge zu allen Steuern erhöhten (2 Städte): 

51 Dirſchaukxkxrxlæ . Dirſ cha 300 315] 225 | 265 | 97 112 
52 Schöneck Deren. En AE 310 | 320 | 300 | 310 | 116 | 125 
d) die Zuſchläge zur Einkommenſteuer ſetzte herab (1 Stadt): 

53 Mewwweeeeeeeeeee Marienwerder | 336 332 | 243 243] 93 92 
e) die Zuſchläge zu den Realſteuern ſetzte herab (1 Stadt): 

54 | Strasburg... Strasburg. | 325 | 325 | 275 | 240 | 100 j 100 
) die Zuſchläge zu allen Steuern feste herab (1 Stadt): 

55 ] Märk. Fried lan Dt. Krone | 325 | 310 | 230 220 70] 75 


g) die Zuſchläge zur Einfommenftener erhöhte und ſetzte diejenigen zu den Realſteuern herab (1 Stadt): 
FDV! a rl egal 1Shlodu ...2.2.... | 235 | 316 | 353 | 253 | 50 50 


Gruppe IV. 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer über 400 % (1 Stadt). 


Die Zuſchläge ſetzte herab: 
57 Gor zun Strasbufrfrfrgggg 490480 | 340 | 315 | 100 100 


Gemeindeſteuerſtatiſtik der 
Rechnungs⸗ 


Zur Erhebung gelangen Es ſollen laut 


Ein⸗ Etat aufkommen 
80 wohner⸗ An Unter⸗ 
Id. zahl nehmungen betreibt ` an an 
Stadt - | Marf- Bau⸗ S a 
Nr. (legte die Stadt in SE SE polizei⸗ Schlacht. indiretten direkten 
Volks⸗ eigener Regie 5 gebühren] Steuern | Steuern 
zählung) geld geld gebühren 
— HM M 
1 2 3 4 5 6 = Is 9 10 
1 Berentt 6475 Schlachthaus und 400 3000 400 11500 6400 97010 
Elektrizitätswerk 
2 Biſchofswerder 2310 [ Gaswerk, Schlachthaus 150 550 100 3200 2300 |29981,58° 
und Badeanſtalt 
3 | Briefen 8173 Elektrizitätswerk, 200 4.600 400 ja 11900 | 115074 
Waſſerwerk 
4 Chriſtburg 3004 | Gaswerk, Krankenhaus, 100 1300 nein 6000 3000 52900 
Schlachthaus, Waſſerwerk 
5 f Cu 11717 [ Gasanſtalt, Waſſerwerk, nein 2015 nein 25651 12603 158632 
Schlachthaus 
6 Culmſee . .| 10612 | Gasanſtalt, Waſſerwerk, 400 3220 nein 18300 8000 }205690,70 
Kanaliſation, Schlachthof 
7 Danzig 170347 2 Gasanſtalten, Waſſer⸗ nein 31662 nein 257310 470650 4710900 
und Kanaliſationswerk, 
Elektrizitätswerk, 
Schlacht⸗ und Viehhof, 
Markthalle, Sparkaſſe, 
Leihamt 
8 Dirſchau . 16896 Elektrizitätswerk, nein 5000 700 ja 25600 | 362928 
Gaswerk, Waſſerwerk, 
Kanaliſation, Schlachthof 
9 Elbing 58631 Gaswerk, Waſſerwerk, nein 8270 2151 88576 96800 1223031,65 
Schlachthof, Viehhof, 
Leihamt, Sparkaſſe, 
Eichamt 


weſtpreußiſchen Städte, 
jahr 1910. 


An indirekten Steuern gelangen An direkten Steuern werden erhoben 
zur Erhebung Prozente E 
D Kreis⸗ 
Hunde⸗ erde, ns der der ſtaatlich veranlagten ab⸗ om 
, Luſt⸗ ener | feuer m Schank] Staats⸗ Grund gaben Bemerkungen 
Dier: bar- | (wieviel | des Cute erlaub⸗ em⸗ und Gewerbe⸗ 5 be⸗ Nr. 
keits⸗ für jeden | preiſesnis⸗ kommen⸗ 8 triebs⸗ 
ne feuer | Bund) | ee | feuer | ſteuer Ke el leg 
AM Dir Wé 70 Wi 70 %o 
11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 
1800 200 18 & für 1 — 34) 390 300 200 125 — 1 
Luxus⸗ 
hunde, 
11.6 für 
Ge⸗ 
brauchs⸗ 
(Fleiſcher⸗ 
hunde 
und 6 # 
Gilde 
irten⸗ 
hunde 
soo | 100 2 1 — 240 200 200 90 8 — 2 
2150 250 6 1 — 250 200 200 200 105 = 3 
600 100 9 1 — 355 275 275 100 125 kg 4 
4400 | 1000 15 1 — 235 209 200 200 | 125 — 5 
3000 300 10 1 — 270 210 210 110 | 91,5 De? 6 
74000 [139700 20 1 24 700 SC An Stelle 195 II 200 — — 7 
iervon von 95, 
entfallen | 255% | Kl. III 
10,6% auff 5,1% 175, 
die Woh⸗ des Kl. IV 
nungs⸗ gemeinen 155 
feuer [Wertes 
6800 | 4500 H 1 1400 315 265 265 265 112 — 8 
16200 10000] 25 e 1 5000 225 225 | Befondere Staatl.] — Elektrizitätswerk privat. 9 
für jeden Gewerbe⸗ Satz 
Luxus⸗ ſteuer und 
und 5 # durch⸗ 125% 
für jeden ſchnittlich 
brauch E . 
hun 1910 
werden * 2,04 v. H. des Ertra 
` H. E ges 
erhoben:“ bei Betrieben mit einem 
Ertrage von 1500 & bis 
ausſchl. 4000 & oder einem 
Anlage⸗ und Betriebskapital 
von 3000 l bis ausſchl. 
30000 4 
2,24 — 1/10 mehr Ertrag 
von 4000 A bis ausſchl. 
10000 . Anlage⸗ und Be⸗ 
triebskapital von 30000 6 
bis ausſchl. 75000 M. 
2,45 2/10 mehr Ertrag 
von 10000 & bis ausſchl. 
20000 Anlage- uſw. 
Kapital von 75000 # bis 
ausſchl. 150000 M. 
2,65 = Za mehr bei 


höherem Ertrage und größe⸗ 
rem Anlage⸗ und Betriebs⸗ 
kapital. 


Es follen laut 


Ein⸗ Zur Erhebung gelangen Etat aufkommen 
e wohner⸗ An Unter⸗ 
fd. zahl nehmungen betreibt an 
Stadt h ürger- | Martt- | Bau- 2 au 
Nr. Getzte die Stadt in SE et poligei⸗ Schlacht indirekten] direkten 
Volks⸗ eigener Regie x S gebühren] Steuern | Steuern 
zählung) geld geld gebühren 


M 


3 


Dt. Eylau . . . | 10087 | Gasanſtalt, Waſſerwerk, 
Kanaliſation, Schlacht⸗ 
8 


hau: 


Flatow 4280 Gei 


Freyſtadte 


6⁵ 860 


2605 Gaswerk 100 175 nein nein 3210 29510 


Garnſee 988 Sa nein ja nein nein 1150 2200 
3061 Elektrizitätswerk, nein 100 500 nein 2560 |36473,30 
Kanaliſation, Freibank 
Graudenz 40314 Gasanſtalt, Schlachthaus, nein 12000 # 6009 40110 68500 | 384300 
Waſſerwerk, Elektrizitäts⸗ Pacht, 
werke und Straßenbahn, 2750 € 
Kanaliſation, Gemüll⸗ Pacht für 
Abfuhr und Straßen⸗ Vieh⸗ 
reinigung markt 


16 J[Hammerſtein 3014 Schlachthaus nein ja nein ja 3460 20588. 


17 | Safteom ....| 5512 Elektrizilätswerf und 78,83 89 nein 5029,92 | 3014,37 | 51000 
Schlachthaus 


18 [Konitz 12010 Schlachthaus nein 6060 2300 13536 11232 | 255110: 


19 Dt. Krone 7673 Schlachthaus 30⁰ 1400 350 11000 1525 | 109700 


Eautenburg . .| 4004 Schlachthof, Gasanſtalt! 125 1520 200 3000 2625 | 56715 


Leſſen 2717 Steinkohlengaswerk, ja ja nein nein 3300 3998,07 
Waſſerwerk 


Löbau 5359 Schlachthaus, Elettri⸗ 200 4300 nein | 13980 4900 | 72700 
zitätswerk, Waſſerwerk 


Marienburg 14019 Gaswerk, Waſſerwerk, nein ja ja nein 27540293 796 
Kanaliſationswerk, 
ſtädt. Gut 


24 Marienwerder . 12982 | Vaſſerwerk, Schlachthaus nein 4460 2500 29325 25300 | 320186. 


Mewe ....: 3820 Schlachthaus, Waſſer⸗ 160 1100 nein 7616 3920 53672 
werk, Gaswerk 


Neuenburg... 5154 Waſſerwerk, Gasanſtalt, nein 2470 [ nein ja 3650 | 73672 
S ! Schlachthof 8 85 
Neumark 4147 Elektrizitätswerk 200 2510 150 ja 3600 61108 


adt . 9805 Gaswerk, Waſſerwerk, nein ja ja R 1295 
a Schlachthof mit Kühl⸗ ja 295095230 
anlage 


— 61 — 


An indirekten Steuern gelangen 


An direkten Steuern werden erhoben 


zur Erhebung Prozente 12 
reis⸗ 
e der ſtaatlich veranlagten e 
Luſt, Hunde⸗ JE, Schank | 9 Ze Lfd. 
Bi HI: | teuer | steuer in u Grund⸗ gaben Bemerkungen 
IT: bar⸗ (wieviel des Kauf ſerlaub-“ ein⸗ und [ Gewerbe- 275 be⸗ Nr. 
feit3- | für jeden | preiſes nis⸗kommen⸗Gebäude⸗ ké 
ſteuer teuer | Hund) A fteuer | ſteuer See fteuer ſteuer tragen 
4 e ` Ki Dou 50 — 000 
11 12 3 15 16 17 18 19 20 21 22 
3300 600 12 — 260 200 700 100 Es — 10 
1:50 400 6 — 225 200 200 200 80 [Elektrizitätswerk privat 11 
1250 150 H — 250 20⁰ 200 100 | 85 — 12 
ja ja 3 — 250 18⁵ 18⁵ 100 92 — 13 
11.00 160 5 — 290 215 215 | 200 } 105 — 14 
16000 7000 20 Bi 1% für 7000 215 220 220 220 — = 15 
für bebaute, 4,4 %0 
Luxus- 2% für vom 
hunde, unbebaute Werte 
6 . Grund⸗ der 
für ſtücke Grund⸗ 
Wach⸗ ſtücke 
hunde als 
Grund⸗ 
wert⸗ 
ſteuer 
ja ja 3 — 120 120 120 190 | 50 (Elektrizitätsbezug aus Ueber- | 16 
landzentrale 
1127,38 [190,33 5 — 2⁰⁰ 200 200 200 | 75 [Zu Sp. 15: 1500 .# Pau-] 17 
ſchalſumme vom Kreiſe Dt. 
Krone 
4092 | 1150 10 Wert⸗ 290 222 222 100 | 66 [Gaswerk privat, Waſſerwerk] 18 
J. a: | ! | privat, Elektrizitätswerk 
eg privat 
e. 
COM 
1300 nein 1,50 nein — 225 190 190 75 75 Gaswerk privat, Waſſerwerk 19 
privat, Elektrizitätswerk 
privat 
700 200 6 1 500 335 230 230 230 | 100 — 20 
ja ja 4 1 — 230 210 210 210 89 = 21 
2400 200 5 NO — 290 200 200 nein 96 = 22 
ja ja 20 1 ja 300 225 225 100 | 127 = 23 
7250 | 2600 20 1% von | Zu⸗ 260 584 der 200 200 | 92 [Gaswerk privat 2⁴ 
bebauten, wachs⸗ Grund⸗ 
2% von | fteuer ſteuer, 
un⸗ 1000 210 der 
bebauten Gebäude- 
Grund⸗ ſteuer 
ſtücken 
2000 239 6 lg 400 332 243 243 10⁰ 92 — 25 
nein nein 6 1 — 300 200 200 100 60 — 26 
1500 200 6 1 Ke 260 200 200 nein 96 — 27 
ja ja 10 1 — 200 200 200 100 | 65 u 28 


Lfd. 

Stadt 
Nr. 
1 2 
29 Neuteich 
30 Podgorz 
31 [ Putzig 
32 Rehden 
338 Rieſenburg 
34 Roſenberrg 
35 Schlochau 
36 Schöneck 
37 Schönſee 
38 [ Schwetz 
39 | Br. Stargard 
40 Strasburg 
41 Stuhm 
42 Thorn 
43 | Tiegenhof 
44 | Tolfemit . . . . 
45 Tuchel 
46 Vandsburg 
47 Zempelburg 
48 Zoppot 


Zur Erhebung gelangen 


Es ſollen laut 


Ein⸗ Etat aufkommen 
wohner⸗ An Unter⸗ 
zahl nehmungen betreibt 8 an an 
a Markt⸗ Bau⸗ S d 
(letzte die Stadt in a an „ Keur Schlacht- indiretten] direkten 
Volks⸗ eigener Regie 8 K EH bü Ste S 
e gebühren uern | Steuern 
zählung) geld geld gebühren 
M HM 
3 4 5 6 7 8 9 10 
2650 Gaswerk 100 270 nein nein 1250 69428,53 
3637 Gaswerk, Waſſerwerk nein 550 200 ja 3300 45536 
2540 Schlachthof nein 32 300 2 0 2167 28953 
2009 Schlachthaus ja ja nein ja 424 23312 
4592 Gasanſtalt, Waſſerwerk 300 200 nein ja 72,0 94600 
3183 | Gaswerk, Schlachthaus 50 300 nein 8000 7 47400 
3619 | Schlachthaus, Acetylen⸗( nein ja ja ja 2990 |48716,94 
gasanſtalt 
3494 Elektrizitätswerk 200 1300 300 1600 4350 53911 
3355 Gaswerk, Waſſerwerk, ja ja ja ja 4031 |51793,60 
Schlachthaus 
8043 | Waſſerwerk, Schlachthof nein 3430 150 ja 9940 121920 
10417 Gas- und Waſſerwerk, 100 5000 nein 16 892,50 7640 | 246715 
Schlachthaus 
7966 [ Waſſerwerk, Kanalijation, | nein 3200 1000 ja 8600 | 114695,65 
Schlachthof 
3092 Schlachthof nein ja nein ja 2225 50850,70 
46230 Gaswerk, Waſſerwerk nein 11.600 2500 ja 62000 | 801194 
2900 Elektrizitätswerk, nein 160 160 nein 2155 83059 
Waſſerwerk 
3302 Keine, außer dem 200 50 nein nein 10⁵⁵ 28396 
Haſen 
4238 [ Gaswerk, Schlachthaus nein 3200 30) 930 4800 56092 
3164 Gaswerk nein 685 nein nein 4121 26687 
3823 Gaswerk nein 900 100 nein 2910 | 55700 
15033 Gaswerk, Waſſerwerk, nein 2300 4500 ja 54430 | 412084 


Kanaliſation, Schlacht⸗ 
hof, Seebad 


Er 6 LE 


— ——ſä ͤ -g. . . .. — — . — — 


An indirekten Steuern gelangen An direkten Steuern werden erhoben 
zur Erhebung Prozente Di 
WER , . zer Fantlih. veramtagten 17 
Luſt⸗] Hunde⸗ erwerben Schank der SE I up fd. 
Bier⸗ ß ſteuer Wrozenten laub Staats- | Grund⸗ mn. [gaben Bemerkungen 
Roc bar⸗ | (mieviel des Kann jr aube g ein- und | Gewerbe 11175 be⸗ Nr. 
5 keits⸗ für jeden] grote | nis⸗ kommen⸗ Gebäude⸗] ſteuer (IZ: 
Rege steuer] hund) | AMiad | steuer | ſteuer ſteuer l Tor tragen 
, 00. Wi Do % 90 Do 
11 Im 13 14 15 10 17 18 19 | 20 21 22 
nein 350 9 1 — 300 260 260 260 127 — 29 
1500 400 12 H =: 240 190 190 100 91,5 — 30 
90⁰ 109 6 H — 22) 230 230 nein 110 [Elektrizitätswerk privat 31 
nein ja 6 1 — 300 225 225 nein 89 — 32 
1800 500 10 A 1 — 250 200 200 100 85 — 33 
und 
20 . 
für 
jeden ` 
weiteren 
Hund 
1100 250 9 1 = 300 225 225 nein 85 — 34 
ja ja 10 72 = 270 2¹⁰ 210 100 50 . 3 
850 120 7 1 — 320 310 310 100 | 125 — 36 
2004 250 3 1 ja 280 220 220 100 105 — 37 
3200 70⁰ 10 1 — 298 230 230 150 60 | Eleftrizitätsmwert 33 
3000 400 15 1 1000 310 225 225 100 8 — 59 
3000 600 12 1 — 325 240 240 240 | 100 Elektrizitätswerk privat 40 
nein ja 15 1 — 390 270 270 150 | 125 Straßenbeleuchtg. Keroslicht! 41 
18000 | 4000 20 „ 1 Waren 210 186 185 100 — | Eleftrizitätäwerf privat 42 
haus-| bzw. bzw. bzw. 
ſteuer 275 171 225 
4000 | bzw. bzw. 
M 160 250 
Scant) 
erlaub⸗ 
nis⸗ 
ſteuer 
6000 
M 
nein 350 5 1 — 290 230 230 230 127 — 43 
70⁰ 3⁵ 4,50 1 — 365 515 315 180 so — 44 
1550 450 10 1 — 220 200 200 200 100 — 45 
810 115 6 1 — 295 207 207 75 80 SE 46 
660 75 5 1 — 310 265 265 100 80 — 47 
8000 | 1500 17 1 ert-| 160 210 [Kl. 1— III] 100 65 [Elektrizitätswerk privat 48 
und 1½ ] zu⸗ 210 
für [wachs⸗ Kl. Iv 
unbebaute] fteuer 167 
Grund⸗ 9000 
ſtücke . 


Es ſollen laut 


Ein⸗ Zur Erhebung gelangen Etat auftommen 
wohner⸗ An Unter⸗ 
Lfd. zahl nehmungen betreibt an an 
Stadt 8 ürger- | Mark⸗ Bau⸗ S 
Nr. letzte die Stadt in KH See See Schlacht- indirekten] direkten 
Volks⸗ igen i x 2 a ; 
zähfung: eigener Regie geld geld gebühren gebühren] Steuern Sieuern 
Bi M 
1 2 3 4 Is 6 17 In 9 10 
Dem Städtetage nicht 
49 | Baldenburg . . 2461 Schlachthof nein ja nein ja s02 19230 
50 Goran .... 1603 — nein a nein nein 2893 11989 
51 Kamin 1647 — nein ja nein nein 1589 8530 
52 Krojanke 3427 — ja ja ja nein 9974 36527 
53 Landeck 768 Elektrizitätswerk, nein ja nein ja 5260 6553 
Schlachthaus 
51 [Märk. Friedland 1929 — nein ia ja nein 3574 23376 
55 | Pr. Friedland 3864 | Waſſerwerk, Schlachthof ja ja nein ja 6447 35481 
56 | Schloppe . `... 1957 — ja ja nein nein 1216 22 180 
57 tin ...... 2096 — ja ja nein nein 3600 17491 


65 


An indirekten Steuern gelangen 


An direkten Steuern werden erhoben 


zur Erhebung Prozente Die 
Kreis⸗ 
- Grund» der ſtaatlich veranlagten ab⸗ 
Luſt⸗ Ké 9 Heuer en Schant Stils 9 ben Bemerkungen 
1835 = eue. d e 5 abe 
Dier: | Har- (wieviel deb Ken erlaub⸗ ein- SON Gewerbe: 1155 be⸗ 
keits⸗ für jeden | Preiſes kommen⸗ Gebäude» | o riebs⸗ 
IT [neuer | Bund) | WU feuer | Sai feuer [feuer kragen 
4. Da Wé Da % %_|_% 
11 I» 13 14 R 16 17 18 19 20 21 
angehörende Städte. 
ja ja 1,50 — 230 200 200 nein 50 == 
ja ja 6 1/4 480 315 315 215 100 — 
ja ja nein 1 200 175 115 100 80 — 
ja ja ja 1 275 215 215 215 80 — 
nein ja ja ja 316 253 253 100 50 [Elektrizitätsbezug aus Ueber- 
landzentrale 
ja ja 1,50 1 310 220 220 100 | 75 Schlachthof privat 
ja ia 6 1 2C0 175 175 100 | 50 [Gaswerk privat 
ja ja nein ja 270 235 235 170 75 Schlachthof privat 
ja ja nein ja 280 230 230 100 = — 


Lfd. 


sën 


KH 


er 


